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Sicherheitsratsreform ›revisited‹

Seit dem Versuch Deutschlands, Brasiliens, Indiens und Japans im Jahr 2005, im Rahmen der 
G4-Initiative eine Erweiterung um ständige und nichtständige Sitze auf den Weg zu bringen, 
ist in puncto Sicherheitsratsreform nichts Durchgreifendes mehr passiert. Vier Staatengruppen 
verhandeln zwar in der Generalversammlung unermüdlich, doch machtpolitisches Kalkül und 
Statusdenken lassen keine Einigung zu. Dennoch könnte es aufgrund des zunehmenden Einflus-
ses großer Schwellenländer wie Brasilien und Indien und dem stetig wachsenden Reformdruck 
zu einem neuen Anlauf beim Weltgipfel 2015 kommen, so Eva Mareike Schmitt. Um dem Still-
stand bei der Erweiterungsfrage etwas entgegenzusetzen, wird in den UN seit einigen Jahren 
über praktische Verbesserungen der Ratsarbeit nachgedacht. Pascale Baeriswyl hat die Diskus-
sionen in der tonangebenden Reformgruppe der ›Small Five‹ (S5) geleitet, die auf eine Verbes-
serung der Arbeitsmethoden des Rates hinwirkte. Zwar wurde die S5 mangels Erfolg aufgelöst 
und in ein größeres Forum umgewandelt. Doch alles in allem stellen die bereits erreichten Schritte 
in Richtung mehr Transparenz und Beteiligung den erfolgreicheren Reformansatz dar. Zu mehr 
Transparenz tragen auch die seit dem Jahr 2002 durchgeführten informellen Arbeitstreffen des 
Sicherheitsrats bei, über dessen letzte Sitzung Helmut Volger in diesem Heft berichtet.

Wie die USA sich in den Vereinten Nationen verhalten, ist für das Wirken der Weltorganisa-
tion von wesentlicher Bedeutung. Dass nach Susan Rice mit Samantha Power nun erneut eine 
Frau amerikanische UN-Botschafterin geworden ist, die Menschenrechte und Multilateralismus 
auf ihre Fahne geschrieben hat, wirft die Frage auf, ob der Regierung von Barack Obama ein 
grundsätzlicher Wandel gelungen ist. Patrick Rosenow hat sich den Werdegang und das außen-
politische Denken beider Frauen angesehen und die bisherige Politik von Susan Rice ausgewer-
tet. Er attestiert ihr, die Glaubwürdigkeit der USA in den UN, die durch die Amtszeit von Präsi-
dent George W. Bush stark erschüttert wurde, wieder aufgebaut zu haben und prognostiziert, dass 
Power das Profil einer partnerschaftlichen amerikanischen UN-Politik weiter schärfen wird.

Fortschrittlicher als die meisten Staaten der Welt zeigen sich die UN im Bereich der Men-
schenrechte von Menschen, die nicht dem gängigen Mann-Frau-Schema entsprechen. Lesben, 
Schwulen, Bisexuellen, Trans- und intergeschlechtlichen Menschen (LSBTI) werden vielerorts 
nicht die gleichen Rechte zugestanden wie Heterosexuellen. Doch die Erkenntnis, dass hier 
international wie national eine Schutzlücke besteht, wächst. Karsten Schubert schildert die 
Maßnahmen innerhalb des UN-Systems zum Schutz von LSTBI und nennt einige der grundle-
genden Hindernisse.

In zwei Standpunkten nehmen Sven Simon zur Frage der Schutzverantwortung und Ian 
Williams zum Abhörskandal am UN-Amtssitz Stellung.

  

Ich wünsche eine anregende Lektüre.

Anja Papenfuß, Chefredakteurin
papenfuss@dgvn.de
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Revolution durch die Hintertür 
Moderne Arbeitsmethoden für einen wirksameren UN-Sicherheitsrat

Pascale Baeriswyl

Sind die UN-Mitgliedstaaten über eine Krise zer-
stritten, beklagen sie häufig das Versagen des UN-
Sicherheitsrats. Die einen sehen darin den Beweis 
für seine überholte Zusammensetzung, andere be-
gründen damit eine moralische Pflicht zum militä-
rischen Handeln ohne UN-Mandat. Doch schöpfen 
die Mitglieder das Potenzial, das die UN-Charta dem 
Sicherheitsrat für die globale Ordnungspolitik bie-
tet, genügend aus? Eine moderne, partnerschaftli-
che Arbeitsweise könnte seine Wirkung wesentlich 
erhöhen.

»The UN Security Council is never finished, never 
perfected, the world body is ever a work in pro-
gress.«1 Der UN-Sicherheitsrat steht für die Ambi-
valenz des globalen Systems: Rechtlich gesehen ist 
er das mächtigste Organ der multilateralen Ord-
nungspolitik, vereint er doch exekutive, legislative 
und bisweilen sogar judikative Kompetenzen und 
trifft für die gesamte Völkergemeinschaft verbind-
liche Entscheidungen. Politisch gesehen symbolisiert 
er oft die Grenzen derselben Ordnung, den fehlen-
den gemeinsamen Nenner zwischen den Weltmäch-
ten. Dies war während des Kalten Krieges der Fall,  
im Streit um Interventionen in Kosovo im Jahr 1999 
und in Irak im Jahr 2003 oder gegenwärtig in der 
Syrien-Krise mit ihren weit über 100 000 Todesop-
fern. 

Handelt der Sicherheitsrat entschlossen und kre-
ativ, kann er sehr effizient sein. So leistete er wäh-
rend seiner neunziger ›Boomjahre‹ wertvolle Beiträ-
ge zur Beendigung der Stellvertreterkriege. Er entwi - 
ckelte die UN-Friedensoperationen, schuf die Grund-
lage für die internationale Strafgerichtsbarkeit und 
förderte die normative Entwicklung einer Schutzar-
chitektur für die Zivilbevölkerung – womit er den 
traditionellen Sicherheitsbegriff revolutionierte. Um-
gekehrt demonstriert sein Handeln oft die mangeln-
de Verständigung der Vetomächte darüber, was das 
Schutzobjekt ›Frieden und Sicherheit‹ in einer sich 
rasch wandelnden Welt umfasst.2 Und zwischen re-
alen Herausforderungen, konkreten Beschlüssen des 
Rates und deren Umsetzung klafft häufig eine be-
trächtliche Lücke, für die seine Mitglieder kaum je 
Verantwortung übernehmen müssen. 

Aktuelle Bilanz des UN-Sicherheitsrats:  
›No One’s World‹? 3 

Wie sieht die Bilanz des Rates aus? Im Jahr 2012 ver-
abschiedete er 53 Resolutionen, 13 weniger als im 

Vorjahr, als der Arabische Frühling und die Autori-
sierung militärischer Gewalt in Libyen und der Côte 
d’Ivoire die Agenda dominierten. Über die Hälfte der 
Beschlüsse betrafen den afrikanischen Kontinent (28). 
60 Prozent der Resolutionen schlossen Zwangsmaß-
nahmen nach Kapitel VII UN-Charta (32) ein. Zwei 
Mal legten Russland und China ein Veto ein – zu 
Syrien. Außer in drei Fällen verabschiedete der Rat 
seine Resolutionen stets einstimmig. Der Trend in der 
ersten Hälfte 2013 zeigt in eine ähnliche Richtung 
(23 Resolutionen).4 Der Rat ist also grundsätzlich 
konsens- und handlungsfähig, im Rahmen der norma-
len ›Konjunkturschwankungen‹ seit dem Boom nach 
dem Ende des Kalten Krieges. Damit ist er auf den 
ersten Blick nicht nur das effizienteste Organ der UN, 
sondern der globalen Ordnungspolitik schlechthin. 

Doch wie relevant sind seine Beschlüsse? Am ef-
fizientesten handelt der Rat bei sich zuspitzenden 
Krisen. Sein Handeln ist allerdings oft Folge vorhe-
rigen Unterlassens. Als Beispiele dafür können die 
Resolutionen zur Demokratischen Republik Kongo 
ab Dezember 2012 oder zur Zentralafrikanischen 
Republik im Jahr 2013 herangezogen werden. Die 
Instrumente der präventiven Diplomatie, der Medi-
ation und der Friedenskonsolidierung unter Kapi-
tel VI UN-Charta schöpft er zu wenig aus. Und sei-
ne schwerfällige Arbeitsweise erlaubt es ihm kaum, 
in mehr als zwei Krisen gleichzeitig über einen län-
geren Zeitraum einen nachhaltigen Beitrag zu leisten. 

Erfolgreich war im Jahr 2012 das gegenüber den 
Friedensoperationen kostengünstigere Instrument 
der politischen Missionen. Es kann für verschiedens-
te Aufgaben, von der Minenräumung über die Re-
gierungsberatung bis hin zur Wahlvorbereitung, ein-
gesetzt werden. Trotz anhaltender Kritik an der mi - 
litärischen Intervention im Frühjahr 2011 gelang so 
der Aufbau einer umfassenden Unterstützungsmis-
sion in Libyen; und die seit dem Jahr 2006 beste-
hende politische Mission in Timor-Leste konnte 
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  1 Edward C. Luck, Principal Organs, in: Thomas G. Weiss/Sam Daws 

(Eds.), The Oxford Handbook on the United Nations, Oxford 2007, S. 653.

  2 Siehe zur konzeptionellen Unschärfe des Schutzobjekts Bart M.J. 

Szewczyk, Variable Multipolarity and U.N. Security Council Reform, 

Harvard International Law Journal, 53. Jg., 2/2012, S. 452ff.

  3 Siehe Charles A. Kupchan, No One’s World. The West, the Rising 

Rest, and the Coming Global Turn, Oxford 2012.

  4 Siehe zur Statistik: www.un.org/en/sc/inc/pages/pdf/highlights/ 

2012.pdf
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Ende 2012 abgeschlossen werden. Ob die Entsen-
dung einer Interventionsbrigade nach Kongo und 
einer Friedensmission nach Mali im Sommer 2013 
eine Trendwende zurück zur robusten Friedenssiche-
rung einleitet, ist noch offen.

Als Erfolg gilt auch der Umgang mit Jemen, den 
man gerne als ›dritten Weg‹ zwischen Syrien-Blo-
ckade und Libyen-Intervention feiert – was wahr 
und falsch zugleich ist. Der Rat blieb geeint und 
verhinderte möglicherweise einen Bürgerkrieg. Er 
schloss sich aber einer Initiative an, die dem frühe-
ren Diktator Straffreiheit gewährt. Die Präsenz von 
dessen Gefolgsleuten erschwert heute den Aufbau 
demokratischer Strukturen erheblich.

Mager blieb in den letzten Monaten die Bilanz in 
thematischen Fragen, insbesondere zur Schutzarchi-
tektur des Rates. Die Nachwehen der polarisieren-
den Libyen-Intervention ›zum Schutz der Zivilbevöl-
kerung‹ erschütterten diese nachhaltig. Positiver ist 
die Bilanz da, wo Fortschritte (noch) nichts kosten: 
Guatemala löste im Oktober 2012 mit der ersten De-
batte in der Ratsgeschichte zur Förderung der Rechts-
staatlichkeit und zur Rolle des Internationalen Straf-
gerichtshofs (IStGH) eine fruchtbare Diskussion 
über die Zusammenarbeit des Rates mit dem IStGH 
aus. Den Wirklichkeitstest haben die neuen Ideen 
noch zu bestehen, denn mit den Themen Rechts-
staatlichkeit und Verantwortlichkeit tut sich der Rat 
traditionell schwer.

Das in dieser Hinsicht gröbste Versäumnis der 
jüngeren Geschichte ist der Fall Syrien. Was kann 
der Rat, was kann er nicht? Der Sicherheitsrat ist ein 
Ort der Auseinandersetzung, ein Gefäß für die po-
litische Mechanik. Er veranschaulicht einen Konsens 
auf der Weltbühne und fördert damit dessen Umset-

zung. Er kann Nischen der Politik nutzen. Wo keine 
minimale Verständigungsbasis zwischen den fünf 
ständigen Mitgliedern (P5) besteht, kann er eine 
solche hingegen nicht generieren. Grundsätzlich hät-
ten sich China, Frankreich, Großbritannien, Russ-
land und die USA, als sich die Situation in Syrien 
zuspitzte, stärker dafür einsetzen müssen, zusam-
men mit anderen Akteuren eine politische Strategie 
zu entwickeln, die aus der Krise herausführt. Die 
Dysfunktionalität des Rates liegt daher darin, dass 
die P5 zwar daran festhalten, die globale Ordnungs-
politik maßgeblich zu bestimmen. Aufgrund ihrer 
innenpolitischen Herausforderungen und der zuneh-
menden Komplexität der Krisen sind sie jedoch kaum 
in der Lage oder willens, genügend Kraft und Mo-
tivation für langfristig gestaltende, außenpolitische 
Visionen aufzubringen. Der Sicherheitsrat symboli-
siert daher heute die erodierende Gestaltungsmacht 
in der multilateralen Ordnungspolitik.

Welche Reformen braucht der Rat?

Der naheliegende und am häufigsten genannte Grund 
dafür ist die Zusammensetzung des Rates, die die 
Mächtekonstellation des Jahres 1945 widerspiegelt. 
Unbestritten ist, dass das Gremium erweitert und 
repräsentativer werden muss. Forschung und Politik 
investierten allerdings in den letzten Jahren enorm 
viel Zeit und Energie in den Versuch, den gordischen 
Knoten der Erweiterung zu durchschlagen. Ob eine 
solche Erweiterung allein, sei es mit ständigen oder 
nichtständigen Sitzen, ohne Klärung des Schutzob-
jekts und ohne Festlegung von Verantwortlichkei-
ten, Frieden und Sicherheit besser fördert, ist zwei-
felhaft. 

Denn wie die Bilanz ebenfalls zeigt, vermittelt der 
Rat heute meist nicht zwischen Staaten, sondern be-
kämpft den Einfluss (vormaliger) Autokraten, schützt 
Kinder vor der Rekrutierung als Soldaten oder ver-
sucht, das organisierte Verbrechen daran zu hindern, 
staatliche Strukturen ganzer Regionen zu untergra-
ben. Das konnten die Architekten von 1945 zwar 
nicht ahnen, mit der Charta schrieben sie aber eine 
tragfähige Vision fest, die Anpassungen an die Ge-
schichte ermöglichte. Sie sicherte dem Rat, im Ge-
gensatz zum Völkerbund, das Fortbestehen über bald 
70 Jahre. Der Gedanke einer kollektiven Sicherheits-
vorsorge im interdependenten globalen Dorf mutet 
heute noch moderner an als 1945. Denn neben die 
Staaten treten Akteure und technische Mittel – von 
Rebellen bis Regionalorganisationen, von der indi-
viduellen Mobilität bis zur Kommunikation über 
soziale Medien – die Souveränität von der nationa-
len Ebene abschöpfen. In einer Welt, wo Grenzen flie-
ßend sind, Staatlichkeit neu definiert wird und Tech-
nologie die Beziehungen zwischen Individuen, Län - 
dern und Kontinenten vollständig verändert, ist multi -
polar keine rein geografische Größe mehr. Eine Kern-

Staatenvertreter bei der Behandlung der Sicherheitsratsreform während einer informel-
len geschlossen Sitzung der UN-Generalversamlung im Februar 2009.
                   UN-Foto: Mark Garten

Als Erfolg gilt  
der Umgang mit 
Jemen, den man 

gerne als ›dritten 
Weg‹ zwischen 

Syrien-Blockade und 
Libyen-Interven - 

tion feiert.



Baeriswyl | Revolution durch die Hintertür

Vereinte Nationen 5/2013           197

herausforderung für den Rat besteht deshalb in der 
Methode, wie er Krisen erkennt, mit den wesentli-
chen staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren ko-
operiert, transparente Beschlüsse fasst, diese um-
setzt und danach für sie einsteht. 

Geschichte der Arbeitsmethoden:  
Szenen und Akteure

›Für immer‹ versus ›auf Zeit‹

Die Verfasser der Charta erkannten die Bedeutung 
der Arbeitsmethoden. In Artikel 30 legten sie fest, 
der Rat müsse sich eine Geschäftsordnung geben. 
Einen Entwurf diskutierten die Mitglieder auf ih-
rer ersten Sitzung im Januar 1946. Sie einigten sich 
lediglich auf eine ›Vorläufige Geschäftsordnung‹ 
(Provisional Rules of Procedure). Bis heute weigern 
sich die P5, aus der vorläufigen eine endgültige Ge-
schäftsordnung zu machen. 

Während der ersten Jahre war dies unproblema-
tisch, denn der Rat tagte selten und beschloss we-
nig: In den fünfziger Jahren verabschiedete er rund 
fünf, bis 1990 selten mehr als 20 Resolutionen pro 
Jahr. Nach dem Fall der Mauer änderte sich dies 
schlagartig. Er kam nun fast täglich zusammen, die 
Zahl seiner Resolutionen schnellte hoch, und sie hat-
ten immer weitreichendere Konsequenzen auf die 
gesamte Völkergemeinschaft. Im Kontext der all-
gemeinen Reformdiskussion ertönten deshalb An-
fang der neunziger Jahre erste Rufe nach besseren 
Arbeitsmethoden.5

Zahlreiche Wünsche nach mehr Transparenz wur -
den aufgenommen: Der Rat publizierte fortan seine 
Sitzungsagenda und informierte Nichtmitglieder bes-
ser. Wesentliche Anstöße kamen aus der Mitte der 
nichtständigen Mitglieder, der ›gewählten Zehn‹ 
(Elected Ten – E10): So lud der venezolanische Rats-
präsident Diego Arria im Jahr 1992 einen Augen-
zeugen des Balkan-Kriegs ein und schuf das bis heute 
wichtige Sitzungsformat mit Zugang für nichtstaat-
liche Akteure (Arria-Formel). Im Jahr 1994 setzten 
Neuseeland und Argentinien erste Beschlüsse zur Be-
teiligung der truppenstellenden Staaten durch. Im 
gleichen Jahr hielt der Sicherheitsrat auch die erste 
Debatte zu seinen Arbeitsmethoden ab. Am 8. März 
2000 trat der bangladeschische Ratspräsident gegen 
den Willen einzelner ständiger Mitglieder vor die 
Presse und betonte die Bedeutung von Frauen für 
Frieden und Sicherheit, womit er den Grundstein für 
ein ganzes Regelwerk legte.6 Japan leistete in den 
Jahren 2006 und 2010 entscheidende Beiträge mit 
Mitteilungen des Präsidenten des Sicherheitsrats, die 
Verbesserungen der Arbeitsmethoden enthalten.7 Und 
im letzten Jahr provozierten Portugal und Guate-
mala mit mutigen Vorschlägen zur Rechtsstaatlich-
keit oder zur Federführung bei Länderresolutionen. 
Doch auch die P5, allen voran Frankreich und 

Großbritannien, bemühten sich stets engagiert um 
Anpassungen der Arbeitsweise – nicht zuletzt auch, 
um die Erweiterungsforderung etwas zu entschärfen.8  

Die Zunahme der Sitzungen und das Bemühen um 
Transparenz führten in der jüngeren Ratsgeschichte 
zu einer Verschiebung der informellen Entscheidungs-
prozesse. Die Verhandlungen verlagerten sich von den 
Konsultationen zu unangekündigten Expertentreffen. 
Und die positive, bessere Verständigung der Welt-
mächte verschob die Gewichte zulasten der E10, ent-
deckten Erstere doch die Bestimmungsmacht im Pro-
zess, für welchen ihnen die Charta kein Veto verleiht. 
So entstanden ungeschriebene Regeln, welche die P5 
begünstigen, und in Methodenfragen stimmen diese 
sich trotz inhaltlicher Divergenzen meist ab. Die Vor-
sitze der arbeitsaufwändigen Ausschüsse verteilen sie 
unter den nichtständigen Mitgliedern. Umgekehrt 
sind sie federführend für fast alle Resolutionsent-
würfe und beraten Vorlagen oft erst untereinander, 
bevor sie sie im Rat zirkulieren. Den E10 gelingt es 
aufgrund starker Abhängigkeiten noch zu selten, sich 
als schlagkräftige Interessengruppe zu positionieren. 
Und ohne eine schriftliche Fixierung bleiben Fort-
schritte Reformen auf Widerruf.9 Für deren Nachhal-
tigkeit braucht es deshalb die Unterstützung und den 
Druck von Mitgliedstaaten außerhalb des Rates.

Die Initiative der ›Small Five‹

Als es auf dem Weltgipfel 2005 beinahe zu einer 
Abstimmung über eine Reform des Sicherheitsrats 
kam, hielt die Geschichte einen Augenblick den Atem 
an. Schließlich zog man die Notbremse, da man 
befürchtete, mit der politisch heikelsten Reformfra-
ge die anderen Vorhaben – Kommission für Frie-
denskonsolidierung und Menschenrechtsrat – zu 
gefährden. Während der fieberhaften Verhandlun-
gen im Vorfeld setzten sich alle Kontrahenten der 
Erweiterung auch für die Verbesserung der Metho-
den ein. Diese fand Eingang in das Abschlussdoku-
ment des Gipfels.10 Die breite Unterstützung – und 
die Erkenntnis, dass kleine und mittlere Staaten, die 

  5 Zur Entwicklung der Arbeitsmethoden: Security Council Report: 

Special Research Report: Security Council Working Methods – A Work 

in Progress?, 30.3.2010, www.securitycouncilreport.org

  6 Die Rede ist von den Resolutionen 1325(2000), 1820(2008), 1888 

(2009), 1889(2009), 1960(2010) und 2106(2013).

  7 UN Doc. S/507/2006 v. 19.7.2006 und UN Doc. S/507/2010 v. 

26.7.2010. Hinweis zur Zitierweise: UN-Dokumente, die ins Deutsche 

übersetzt wurden, werden mit ›UN-Dok.‹ abgekürzt, UN-Dokumen-

te in englischer Sprache mit ›UN Doc.‹.

  8 Dimitris Bouratonis, The History and Politics of UN Security Council 

Reform, London/New York 2005, S. 52.

  9 Näher dazu Helmut Volger, Mehr Transparenz und mehr Beteili-

gung, Vereinte Nationen, 5/2010, S. 195–203, hier S. 202ff.

10 UN-Dok A/RES/60/1 v. 16.9.2005, Abs. 154.
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selten oder nie im Rat sitzen, an dessen verantwort-
licher Funktionsweise mehr interessiert sind als an 
seiner Zusammensetzung – bewog Costa Rica, Jor-
danien, Liechtenstein, Singapur und die Schweiz da -
zu, sich als Gruppe unter Schweizer Koordinierung 
der Verbesserung der Methoden zu verschreiben. Im 
Jahr 2006 unterbreitete die von anderen UN-Mit-
gliedstaaten ›Small Five‹ (S5) getaufte Gruppe der 
Generalversammlung eine erste Resolution. Sie ent-
hielt in ihrem Anhang rund 20 pragmatische Vor-
schläge, wie der Rat seine Methoden verbessern 
könnte. Diese umfassten wesentliche Fragen, wie 
die Beziehung des Rates zur Generalversammlung, 
die Umsetzung seiner Entscheidungen, Nebenor-
gane, Friedensoperationen, Fragen der Verantwort-
lichkeit sowie den Gebrauch des Vetos (nicht das 
Recht als solches).11 Der Rat reagierte auf den Vor-
stoß, indem er die auf Arbeitsmethoden spezialisier-
te Arbeitsgruppe12 mit einem jährlichen Vorsitz ver-
sah. Japan, ihr erster Vorsitz, erarbeitete die erwähnte 
Mitteilung des Präsidenten des Sicherheitsrats 507, 
die sich am S5-Entwurf inspirierte, womit eine Ab-
stimmung hinfällig wurde. 

Zwischen 2006 und 2011 brachten die S5 im 
Kontext der Reformverhandlungen zahlreiche Vor-
schläge ein oder diskutierten diese direkt mit dem 
Rat. Sie förderten den Austausch mit der Präsident-
schaft, zwischen den E10 oder mit spezialisierten 
Think Tanks. Sie erleichterten den Know-How-Trans-
fer zwischen ausscheidenden und neuen Mitgliedern, 
forderten einen partizipativen Prozess beim Verfas-
sen des Jahresberichts und pochten auf die Verant-
wortlichkeit des Rates. Es gelang zwar, die ›Marke‹ 
S5 als aktive und erfolgreiche Gruppe ohne ver-
steckte Agenda zu besetzen, nach sechs Jahren zeig-
ten sich aber die Grenzen des Pionierprojekts: Der 
Rat setzte die japanischen Mitteilungen des Präsiden-
ten kaum um, und für keinen der von den S5 hart 
erkämpften, kleinen Erfolgsschritte gab es eine Be-
standsgarantie.

Nach umfassenden Konsultationen legten die S5 
der Generalversammlung im Mai 2012 einen zwei-
ten Resolutionsentwurf vor.13 Der Text enthielt 
eine Aktualisierung der Reformvorschläge von 2006, 
und die S5 luden den Rat ein, der Generalversamm-
lung über die Umsetzung seiner eigenen Mitteilung 
des Präsidenten und der neuen Empfehlungen zu 
berichten. Die Resolution erforderte aufgrund der 
Freiwilligkeit der Maßnahmen keine Chartarevision. 
Und mit Ausnahme der Einladung, bei den schlimms-
ten Verbrechen auf ein Veto zu verzichten, stießen 
die Vorschläge inhaltlich auf fast einhellige Zustim-
mung. Formal polarisierte der Entwurf durch die 
Frage, ob eine Resolution der Generalversammlung 
der richtige Weg sei. Er geriet trotz der Beteuerung, es 
handle sich um eine Reform des ›Hier und Jetzt‹, in 
Konkurrenz zur Erweiterungsfrage. Würde diese Re-
solution die ›echte‹ Reform fördern oder verhindern?

Mit dem Argument, der Sicherheitsrat sei ›Herr 
seiner eigenen Methoden‹, bekämpften die P5 die 
Initiative mit allen Mitteln. Sie erwirkten ein um-
strittenes Rechtsgutachten der UN-Rechtsabteilung, 
das für den Text eine Zweidrittelmehrheit forder-
te.14 Weit über 100 Staaten sicherten für die Abstim-
mung vom 16. Mai 2012 zwar ihre Stimme zu, doch 
das Risiko einer vergifteten Debatte über die erfor-
derlichen Mehrheiten war groß. Die S5 suchten kei-
ne David-gegen-Goliath-Konfrontation, zumal die 
Kooperation der P5 auch nach einem Abstimmungs-
sieg für die Umsetzung der Resolution entscheidend 
gewesen wäre. Der Schweizer Botschafter präsentier-
te deshalb am Abstimmungstag den Inhalt, nahm 
die Generalversammlung als Zeugin für das von den 
P5 während der Verhandlungen abgegebene Besse-
rungsversprechen, und zog den Text zurück. 

Die Auswertung der Initiative ergab, dass es den 
S5 nicht gelungen war, die Reform der Arbeitsme-
thoden klar von der Erweiterungsfrage zu trennen. 
Zahlenmäßig waren die S5 auch ›too small‹, und 
schließlich scheint die Zeit für mehr als eine punk-
tuelle Reform des Rates von außen im Arbeitsme-
thodenbereich momentan nicht reif zu sein. Die S5 
hatten die erreichbaren Ziele erfüllt und machten 
einem neuen Projekt Platz.

Die ›Accountability, Coherence and  
Transparency Group‹ (ACT)

Seit Januar 2013 baut die Schweiz als Koordinato-
rin eine breitere Koalition auf: ›The Accountability, 
Coherence and Transparency Group‹ (ACT). ACT 
wurde am 2. Mai 2013 offiziell in der UN vorgestellt 
und besteht momentan aus 22 kleinen und mittleren 
Staaten. Ihnen gemeinsam ist, dass sie sich für bessere 
Arbeitsmethoden einsetzen, ohne zu den Wortfüh-
rern der Erweiterung zu gehören.15 ACT will noch 
um weitere afrikanische und asiatische Staaten an-
wachsen. Ziele und Inhalt sind mit jenen der vorma-
ligen S5, von denen vier wieder mit an Bord sind, 
vergleichbar. Die Methode wurde angepasst: Die 
Gruppe funktioniert vermehrt als Plattform mit 
Teams, die in unterschiedlichen Geschwindigkeiten 
und mit unterschiedlichen Mitteln Fortschritte zu 
einzelnen Themen anstreben. Dank der Expertise 
der Mitglieder liegt neu ein Fokus auf der Methodik 
in den Bereichen Prävention und Friedenssicherung, 
doch ACT befasst sich auch weiter mit den politisch 
relevanten Fragen der Rechtsstaatlichkeit und der 
Verantwortlichkeit. Die Gruppe sucht den Dialog 
mit den Ratsmitgliedern, auch den P5, von denen 
sich bisher Großbritannien sehr interessiert zeigt.16 
Seit Mai 2013 trifft ACT alle Präsidentschaften vor 
deren Amtsantritt, um gemeinsam methodenrele-
vante Aspekte der Agenda zu besprechen. Die Grup-
pe ergriff bereits mehrfach – auch im Rat – das Wort, 
äußert sich aber bewusst nicht im Rahmen der allge-
meinen zwischenstaatlichen Reformverhandlungen.
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Der Anfang ist vielversprechend, der Weg dürfte 
steinig bleiben. Wichtig ist deshalb, dass zehn ACT-
Mitglieder chancenreiche Sicherheitsratskandidatu-
ren eingereicht haben. Bereits im Januar 2014 treten 
Chile und Saudi-Arabien dem Rat bei; im Januar 
2015 dürften weitere ACT-Mitglieder folgen. Denn 
für einen Kulturwandel im Rat braucht es ein opti-
males Zusammenspiel zwischen den E10, den Vek-
toren eines Wandels von innen, dem Druck der Mit-
gliedstaaten sowie der wachsenden Einsicht der P5, 
dass weitere Akteure einzubeziehen, sie in ihrer im-
mer komplexeren Verantwortung entlasten kann.

Mut zur Innovation 

Technische Ausstattung,  
Wissenstransfer und Ressourcen

Während der Sicherheitsrat Friedensoperationen ent-
sendet, für die jährlich über sieben Milliarden US-
Dollar aufgewendet werden, verfügen einige seiner 
Mitglieder kaum über sichere E-Mail-Adressen. Ba-
nal, aber entscheidend: Die Mitglieder des obersten 
Organs für Frieden und Sicherheit müssen mit dem 
nötigen Werkzeug für ihre wichtige Aufgabe ausge-
rüstet sein. Dazu gehört: eine sichere technische 
Grundausstattung, insbesondere für die vertrauliche, 
ratsinterne Kommunikation; ein paar Kernregeln 
für die Übergabe der aus dem Rat ausscheidenden 
Mitglieder an die neuen, insbesondere bei der Über-
gabe der Ausschussvorsitze; und zusätzliche Res-
sourcen im UN-Sekretariat, damit es die Mitglieder 
unterstützen und täglich mit aktuellen Informatio-
nen aus den Missionen und Krisengebieten bedienen 
kann sowie rechtzeitig die erforderlichen Berichte 
erstellt. Die im Jahr 2010 von Großbritannien ange-
regte Einführung regelmäßiger Videokonferenzen 
mit den Missionen vor Ort und eine neue Webseite 
des Sekretariats bedeuteten diesbezüglich einen 
Quan tensprung. Weitere Schritte sind möglich und 
dringend nötig. Denn die Entlastung der Ratsmit-
glieder setzt Kraft für neue Ideen frei. Moderne 
Hilfsmittel schaffen eine Angleichung der Arbeits-
voraussetzungen zwischen jenen, die schon immer 
da waren, und den ›Touristen‹ auf Zeit.

›New Deal‹ zwischen E10 und P5

Zwischen den gewählten und ständigen Mitgliedern 
braucht es eine neue Partnerschaft. Dass die E10 in 
allen Ausschüssen den Vorsitz innehaben, während 
die P5 fast alle Resolutionen verfassen und verhan-
deln, wurde über die Jahre zu einer Kultur der Selbst-
verständlichkeit. Das war nicht immer so und muss 
nicht so sein: Frankreich baute im Jahr 2005 den 
Ausschuss zum Thema ›Kinder und bewaffnete Kon-
flikte‹ hervorragend auf, und Deutsch land leistete 
ausgezeichnete Arbeit bei der Federführung zu Af-
ghanistan. Gefragt ist ein Kulturwandel in dem Sin -

11 UN Doc. A/60/L.49 v. 17.3.2006.

12 Informal Working Group on Documentation and Other Procedural 

Questions.

13 UN-Dok. A/66/L.42 Rev.2 v. 15.5.2012.

14 Die UN-Rechtsabteilung hat das Gutachten nicht veröffentlicht. 

Es wurde aber in Colum Lynchs Turtle Bay Blog ›The Brobdingnagians 

Win Again‹ vom 16. Mai 2012 veröffentlicht, http://turtlebay.foreign-

policy.com/posts/2012/05/16/the_brobdingnagians_win_again

15 Chile, Costa Rica, Estland, Finnland, Gabun, Irland, Jordanien, Liech-

tenstein, Malediven, Neuseeland, Norwegen, Papua-Neuguinea, Ös-

terreich, Peru, Portugal, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Slowakei, 

Tansania, Ungarn und Uruguay.

16 Für umfassendere Informationen zur ACT siehe die Webseite der 

Schweizer Ständigen Vertretung in New York: www.eda.admin.ch/

eda/en/home/topics/intorg/un/missny/wormet.html

ne, dass eine Partnerschaft im Interesse aller und der 
Organisation liegt. Der Rat muss sich die Bürde aufer-
legen, in einem mühseligen Prozess vor Beginn der 
Amtszeit, wie in Regierungen und Parlamenten, die 
Geschäftsverteilung fair auszuhandeln und gegebe-
nenfalls darüber abzustimmen. Die Konsenskultur 
der letzten Jahre ist begrüßenswert, manchmal be-
deutet sie jedoch schlicht Stillstand. Und bei Verfah-
rensfragen, bei denen die Charta bewusst auf das Ve-
torecht verzichtet, wäre eine Abstimmung ab und zu 
sinnvoll. Die E10 können ihr Potenzial noch besser 
ausschöpfen. Sie schulden der Generalversammlung, 
die sie wählt, den Willen, Verantwortung in Länder-
kontexten zu übernehmen, um der Debatte über oft 
seit Jahren ungelöste Konflikte frische Impulse zu 
verleihen. 

Macht der Präsidentschaft

Persönlichkeiten können im Sicherheitsrat buchstäb-
lich die Welt bewegen. Am meisten Gestaltungsmacht 
bietet dafür die monatliche Präsidentschaft. Gemäß 
der Vorläufigen Geschäftsordnung liegt die Vorbe-
reitung des Monatsprogramms ganz im Ermessen 
des Ratsvorsitzes: So befruchteten die USA beispiels-
weise im Juli 2013 mit der Einbeziehung der Welt-
bank in eine Diskussion zur Region der Großen Seen 
in Afrika die Zusammenarbeit zwischen den wich-
tigsten Akteuren der multilateralen Ordnungspoli-
tik. Die Präsidentschaft bestimmt auch Fragen der 
Transparenz und der Beteiligung: So erhöhte der 
costa-ricanische Präsident im Jahr 2008 über eine 
konsequente Öffnung aller nicht-vertraulichen Sit-
zungen die Öffentlichkeitsquote gemäß seiner eige-
nen Aussage um rund 30 Prozent. Der Vorsitz ent-
scheidet über die Einbeziehung betroffener Länder, 
externer Expertise oder über die Rednerliste. Und 
führen Versuche der Innovation manchmal zu epi-
schen Diskussionen, so lohnt es sich dennoch, sinn-
volle Vorschläge einzubringen und bisweilen eine 
prozedurale Abstimmung zu riskieren. Dem Vor-
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sitz steht es frei, das Sitzungsformat zu bestimmen. 
Besteht ein Wille, findet sich immer eine adäquate 
Form für den Austausch, nötigenfalls mit Kreativi-
tät: So traf der neuseeländische Ratspräsident wäh-
rend des Völkermords in Ruanda im April 1994 je-
den Morgen die Organisation ›Ärzte ohne Grenzen‹ 
und informierte im Anschluss daran den Rat. Auch 
die statische Kultur der Debatte kann die Präsident-
schaft auflockern, indem sie die Interaktion fördert 
und dafür sorgt, dass das Ergebnis nicht, wie heute 
üblich, bereits vor der ersten Stellungnahme ver-
abschiedet wird. Und schließlich sollte die Präsi-
dentschaft Nichtmitglieder über eine substanzielle 
Diskussion ihres Monatsprogramms zu Beginn und 
eine kritische Evaluation am Ende maßgeblich ein-
beziehen und somit Transparenz und Akzeptanz der 
Ratsarbeit erhöhen. Die Mitgliedstaaten stehen um-
gekehrt in der Pflicht, das Angebot des Dialogs mit 
der Präsidentschaft zu nutzen, um einen sinnvollen 
Beitrag zur Öffnung des Sicherheitsrats zu leisten.

Ganzheitlicher Ansatz zur Konfliktlösung

Eine der wichtigsten Herausforderungen für die Ar-
beitsmethoden liegt im Umgang mit den komplexen 
Konflikten unserer Zeit. Der Rat handelt heute häu-
fig zu spät, nicht umfassend genug und hat Mühe, 
in mehreren Krisen gestaltend einzugreifen und die 
weltweit verfügbare Expertise rasch und optimal ein-
zubeziehen. Die Charta lässt ihm auf der Grundlage 
von Artikel 29 weitgehend freie Hand, sein Instru-
mentarium zu verfeinern. In der Vergangenheit nutz-
te der Rat dies, als er ein Sanktionssystem und zahl-
reiche Arbeitsgruppen schuf. Ein nächster Schritt 
könnte sein, dass der Rat seine Ad-hoc-Arbeitsgrup-
pe für Konfliktprävention und Konfliktlösung in Af-
rika für seine Mitglieder mit einem System zur Früh-
erkennung von Krisen ausstattet. Und das Sank tions- 
system wirkt, in der Logik seiner Natur, in erster 
Linie strafend und selten präventiv. Anderen Inst-
rumenten, beispielsweise den Konfigurationen der 
Kommission für Friedenskonsolidierung, fehlt der 
Biss. Überlegenswert wäre ein Ansatz, bei dem der 
Rat Ländersituationen über seine Nebenorgane ganz-
heitlicher anginge und strafende und fördernde An-
sätze verbinden würde. Solche ›Länder-Ausschüsse‹ 
könnten zudem mit Mechanismen ausgestattet wer-
den, welche die Durchlässigkeit für Expertise, ins-
besondere aus den betroffenen Ländern selber, för-
dern. Sie stünden dem Rat beratend zur Seite und 
könnten die Umsetzung seiner Beschlüsse überwa-
chen, sodass sich der Rat vermehrt auf seine strate-
gischen Aufgaben konzentrieren könnte.17  

Keine Rechte ohne Pflichten

Das Veto war wohl ursprünglich auch als Notbrem-
se gedacht, damit sich die Weltmächte nicht plötz-
lich in Krisengebieten gegenüberstehen. Dies ist nach-
vollziehbar. Aus der Ratio der Charta scheint es 

ebenso logisch, dass es in Situationen, zu deren Ver-
meidung der Rat überhaupt erst geschaffen wurde, 
nicht verwendet werden sollte: etwa in Fällen von 
Völkermord und Verbrechen gegen die Menschlich-
keit. Wie Frankreich dies bereits erklärte, sollten sich 
auch die anderen P5 zum Selbstverzicht in diesen 
Fällen durchringen, und deren Parlamente und Zi-
vilgesellschaften könnten sie in diese Richtung len-
ken. Und will der Sicherheitsrat für weitere Jahr-
zehnte relevant bleiben, muss er seinen Mitgliedern 
für die Rechte und Privilegien, die er ihnen verleiht, 
Verantwortlichkeiten auferlegen, und sie zur Rechen-
schaft ziehen, wenn sie diesen nicht nachkommen.

Vom Kulturwandel zur Strukturreform?

Zurück zur Gretchenfrage: Wie wird der Rat, 70 Jah-
re nach seiner Gründung, repräsentativer, partizi-
pativer, transparenter und effizienter? Kein Zweifel, 
eine Strukturreform ist notwendig. 

Dieser Beitrag hatte das Ziel aufzuzeigen, dass 
moderne Arbeitsmethoden ein wesentliches Element 
des Wandels sind, der heute beginnen muss. Sie um-
fassen auf der einen Seite Transparenz und Beteili-
gung anderer Staaten und Akteure, auf der anderen 
Seite das Krisenmanagement selber. Wenn Staaten 
Teile su pranationaler Gebilde mit innerstaatlichen 
Bruch linien und transnationalen Interessengruppen 
werden, muss der Sicherheitsrat seine Instrumente 
und Methoden weiter entwickeln, um angemessen 
auf diese Entwicklungen reagieren zu können. Und 
obwohl die Charta unter fundamental anderen glo-
balen Parametern entstand, schrieb sie eine Vision 
fest, die der internationalen Gemeinschaft erlaubt, 
schrittweise die multilaterale Ordnungspolitik an-
zupassen. Diese Schritte müssen sowohl technischer 
Natur sein als auch fundamental politische Fragen 
betreffen. Und alle Fortschritte bedingen eine neu de-
finierte Partnerschaft zwischen den ständigen Mit-
gliedern, die ihre Bürde vermehrt zusammen mit 
anderen schultern, den gewählten Mitgliedern, die 
häufiger eine Führerschaft übernehmen, und den 
Nichtmitgliedern, die von kritischen Beobachtern 
zu Beteiligten werden. Vielleicht ist dieser revolutio-
näre Kulturwandel von innen der entscheidende 
Schritt hin zur fundamentalen Strukturreform des 
Rates.

17 Vgl. dazu auch Coling Keating, Reforming the Working Methods 

of the UN Security Council, in: Friedrich Ebert Stiftung, Focus on the 

UN Security Council, New York 2011.
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Die Sache mit der Schutzverantwortung

Sven Simon

Es stimmt schon, die Vereinten Nationen haben keinen 
guten Ruf. Auch im Syrien-Konflikt galten sie wieder als 
gelähmt, nachdem Russland und China im Sicherheits-
rat ihr Veto gleich dreimal gegen Resolutionen einge-
legt hatten, mit denen Sanktionen gegen das Regime 
von Baschar al-Assad verhängt werden sollten. Aber sind 
die Verein ten Nationen wirklich so schlecht wie ihr Ruf? 
Ich meine nein! In den vergangenen Jahren sind erheb-
liche Anstrengungen unternommen wor den, um das 
Friedenssicherungssystem der Vereinten Nationen zu 
verbessern und effektiver zu machen. Zugleich gilt das 
völkerrechtliche Gewalt- und Interventionsverbot – so 
wie es 1945 in der Charta der Vereinten Nationen veran-
kert wurde – als Dreh- und Angelpunkt eben dieses Frie-
denssicherungssystems fort. Die UN-Charta lässt von 
diesem Verbot nur zwei Ausnahmen zu: Zwangsmaß-
nahmen durch den Sicherheitsrat sowie das Recht ei-
nes Staates auf Selbstverteidigung. Und nicht ohne 
Grund hat sich die Staatengemeinschaft strenge Regeln 
auferlegt. Es ist diese Systematik, die ein friedliches 
Nebenein ander der Staaten ermöglicht, obwohl sie un-
terschiedliche politische Systeme, unvereinbare Gerech-
tigkeitsziele und Wertvorstellungen haben. Wer dieses 
nor mative Kernstück des Friedenssicherungssystems 
der Vereinten Na tionen zur Disposition stellt, gefähr-
det das friedliche Zusammenleben auf der Welt.

Richtig ist aber auch, dass sich die Welt seit 1945 ver-
ändert hat. Das jüngere Völkerrecht hat darauf reagiert 
und den Friedensbegriff erweitert. Völkermord, Kriegs-
verbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
können eine Bedrohung des Weltfriedens im Sinne der 
UN-Charta darstellen. Die Frage, ob und wieweit ein 
Staat die Menschenrechte seiner Bürgerinnen und Bür-
ger achtet, hat sich von einer inneren Angelegenheit zu 
einer Aufgabe von zentraler Bedeutung für die inter-
nationale Gemeinschaft entwickelt. Sie hat eine globale 
Schutzverantwortung für die Zivilbevölkerung – auch 
in Syrien. Doch Schutzverantwortung bedeutet nicht 
automatisch militärisches Eingreifen. Es gibt zahlreiche 
andere Möglichkeiten, dieser Verantwortung gerecht zu 
werden. Etwa die Erhöhung des diplomatischen Drucks 
auf die internationalen Verbündeten Assads, verschärf-
te Sanktionen oder die Stärkung internationaler Beob-
achter. Häufig werden die Handlungsoptionen nicht hin-
reichend genutzt. Dies liegt aber nicht primär am Aufbau 
der Organisation, sondern an den Mitgliedstaaten und 
den für sie handelnden Personen. 

Die internationale Gemeinschaft muss Frühwarnsys-
teme schaffen, Kapazitäten zum Schutz der Zivilbevöl-
kerung aufbauen und Staaten beistehen bevor Konflik-
te ausbrechen. Es geht nicht darum, das Gewaltverbot 

als grundlegendes Prinzip der internationalen Rechts-
ordnung zu beseitigen, sondern den jeweiligen Konflikt 
durch präventives Krisenmanagement zu vermeiden. 
Nichts anderes lässt sich aus dem Ergebnisdokument 
des Weltgipfels 2005 ableiten.

Die erste Reaktion auf den Verdacht des Chemie-
waffeneinsatzes am 21. August 2013 in Syrien hätte sofor-
tige Aufklärung sein müssen. Völkerrechtlich verlässli-
che Tatsachenermittlung erfolgt dabei jedoch nicht 
über politisch motiviert agierende nationale Geheim-
dienste, sondern über unabhängige Ermittler. Die Tat-
sachenermittlung muss fortgesetzt werden. Es muss 
festgestellt werden, wem der Giftgasanschlag zuzu-
rechnen ist und wen die individuelle strafrecht liche Ver-
antwortlichkeit trifft. Dies konnten die UN-Inspekto-
ren nicht leisten, weil sie dafür kein Mandat hatten. 
Das Völkerrecht hat aber auch dafür Verfahren entwi-
ckelt und Institutionen geschaffen. Tatsachenermittlung 
kann eine Aufgabe für den Internationalen Strafgerichts-
hof sein. Syrien ist zwar nicht Ver tragspartei des Römi-
schen Statuts, der Sicherheitsrat hat aber die Möglich-
keit, die Angelegenheit nach Den Haag zu überweisen. 
Diese Vorgehensweise könnte auch für Russland und 
China – ebenso wie die Resolution 2118 vom 27. Sep-
tember 2013 zur Herausgabe und Vernichtung von Che-
miewaffen – einen akzeptablen Kompromiss darstellen.

Das Konzept der Schutzverantwortung (responsibi-
lity to protect, kurz: R2P) muss in diesem Sinne weiter-
entwickelt werden. Es darf dabei nicht um eine ›Deh-
nung des Völkerrechts‹ gehen, sondern vielmehr um 
wachsenden politischen Einfluss. Ziel darf es nicht sein, 
die Schwelle der Kriterien für die Anwendung von Ge-
walt außerhalb des Rechtsrahmens der Vereinten Na-
tionen herunterzusetzen, sondern den Sicherheitsrat 
politisch zu einer Entscheidungsfindung zu drängen. 
Dies wird nicht durch eine Änderung der Rechtsnormen 
zu erreichen sein, sondern durch einen politischen An-
satz und eine Änderung der Verhaltensnormen, ver-
standen als kollektiv geteilte Verhaltenserwartung an 
die Mitgliedstaaten des Sicher heitsrats. Darin besteht 
die Stärke der R2P als politisches Konzept, nicht als juristi-
sche Norm. Das Konzept führt keine Rechtsänderung her-
bei, da es in das bestehende Völkerrecht eingebettet ist. 
Es hat aber die Kraft, die Grammatik des politischen 
Diskurses dahingehend zu verschieben, dass nicht mehr 
darüber diskutiert wird, ob eine Intervention zur Vermei-
dung massiver Menschenrechtsverletzungen stattfinden 
soll, sondern die Frage gestellt wird, warum die inter-
nationale Gemeinschaft ihrer Verantwortung nicht ge-
recht wird. An dem in Artikel 2 Absatz 4 der UN-Charta 
enthaltenen Gewaltverbot ändert dies rechtlich nichts.
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Neuere Entwicklungen bei der Reform  
des UN-Sicherheitsrats 

Eva Mareike Schmitt

Seit dem Weltgipfel 2005 ist es um die Reform des 
Sicherheitsrats still geworden. Weitgehend unbe-
merkt haben sich jedoch institutionelle Änderun-
gen ergeben, und es entstanden neue Akteursfor-
mationen. In zeitlicher Nähe zu dem Weltgipfel 2015 
lotet die G4 nun bestehende Reformoptionen und 
Unterstützerzahlen aus.

In den Jahren 2004/2005 wurde von Deutschland, 
Brasilien, Indien und Japan, die sich in der Gruppe 
der Vier (G4) zusammengeschlossen hatten, eine 
Initiative zur Reform des UN-Sicherheitsrats ins Le-
ben gerufen. Sie gilt bis heute als der aussichtsreichste 
Versuch, die Arbeitsmethoden und Zusammenset-
zung des Rates an die Anforderungen der seit 1945 
fundamental veränderten Weltlage anzupassen. Heu-
te besteht der Sicherheitsrat aus 15 Mitgliedern; fünf 
davon sind ständige Mitglieder (China, Frankreich, 
Großbritannien, Russland und die Vereinigten Staa-
ten), zehn sind nichtständige Mitglieder, für zwei Jah-
re nach einem regionalen Schlüssel gewählt. Mit dem 
gemeinsam mit 28 Miteinbringern und einer großen 
Zahl von Unterstützern vorgelegten Resolutionsent-
wurf1 schien die Umsetzung der Ratsreform der G4 
im Juli 2005 in greifbare Nähe gerückt zu sein.2 Die-
ser Entwurf sah eine Ausweitung auf 25 Sitze vor, 
sechs ständige und vier nichtständige Sitze zusätz-
lich zu den bestehenden Sitzen.

Doch ein Verhandlungsprozess innerhalb der Af-
rikanischen Union (AU), deren Mitgliedstaaten mit 
dem sogenannten Ezulwini-Konsens auf einem (leicht) 
abgewandelten Reformvorschlag3 beharrten, brachte 
die Initiative zum Stocken. Überlegungen innerhalb 
der G4, den eigenen, AU-nahen Entwurf dennoch 
zur Abstimmung zu stellen (und auf die Unterstüt-
zung der afrikanischen Staaten zu hoffen), wurden 
insbesondere von Japan abgelehnt. Ein weiterer, von 
der Gruppe ›Uniting for Consensus‹ (UfC)/›Coffee-
Club‹ vorgelegter Entwurf, der die Möglichkeit ro-
tierender Sitze vorsah, hatte mit lediglich zwölf be-
kannten Unterstützern keine Aussicht auf Umset- 
zung.4 Der Verzicht auf eine Abstimmung über 
den G4-Resolutionsentwurf stellt aus heutiger Sicht 
eine verpasste Chance dar. Der G4-Entwurf war 
der einzige der damals vorgelegten drei Entwürfe, 
der bereits in den Debatten in der Generalversamm-
lung mit der Position von mehr als 100 Mitglied-
staaten konvergierte5 und für dessen Annahme sich 
im Juli 2005 eine Zweidrittelmehrheit herauskris-
tallisiert hatte.6 Dass der Entwurf nicht zur Abstim-
mung gebracht wurde, lag unter anderen an dem 

massiven Druck, der insbesondere von Seiten der 
Vereinigten Staaten auf Japan ausgeübt wurde. 

Institutionelle Entwicklungen 2005–2013: 
Ende der OEWG und Übergang zu den IGN

Die Verhandlungen über die Reform des Sicherheits-
rats wurden nach dem Weltgipfel 2005 unter der 
Ägide der G4 und der AU weitergeführt. Auf Sei-
ten der AU war insbesondere der sogenannte Zeh-
ner-Ausschuss unter der Führung Sierra Leones mit 
den Verhandlungen betraut, dem es jedoch nicht ge-
lang, erfolgreich für die afrikanische Position zu 
werben. Hingegen brachten die G3 (Deutschland, 
Brasilien, Indien) ihre Resolution im Januar 2006 
erneut in die Generalversammlung ein.7 Dies geschah 
zu jenem Zeitpunkt jedoch weniger, um eine Chance 
zu nutzen, sondern schlicht, um das anhaltende In-
teresse der Gruppe an der Reformidee zu bekunden. 
Mit dem Beschluss von Khartum,8 von einer erneu-
ten Einbringung des AU-Resolutionsentwurfs vor-
erst abzusehen, und aufgrund einer vorübergehenden 
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tagt. Deutschland muss weiter auf einen ständigen Sitz im UN-Sicher-

heitsrat warten, Vereinte Nationen, 4/2006, S. 147–152.

  3 UN-Dok. A/59/L.67 v. 14.7.2005.

  4 UN-Dok. A/59/L.68 v. 21.7.2005. Die Miteinbringer waren Argen-

tinien, Costa Rica, Italien, Kanada, Kolumbien, Malta, Mexiko, Pakis-

tan, die Republik Korea, San Marino, Spanien und die Türkei.
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im Zeitraum von September 2004 bis Juni 2005. Zu einer detaillierten 
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sion: Die deutsche Politik zu der Reform des Sicherheitsrates 1990–

2005, Wiesbaden 2013, S. 412–414.
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Distanzierung Japans von der G4 (siehe unten), 
stagnierten im Jahr 2006 die Verhandlungen zwi-
schen den reforminteressierten Staaten.

Der geringe Impuls, der von den Regionalorgani-
sationen und gleichgesinnten Gruppen ausging, stärk-
te die Position des Vorsitzes der seit dem Jahr 1993 
tagenden Offenen Arbeitsgruppe zur Frage der aus-
gewogenen Vertretung und der Erhöhung der Zahl 
der Mitglieder im Sicherheitsrat (kurz: Offene Ar-
beitsgruppe zur Sicherheitsratsreform – OEWG) als 
›offiziellem‹ Verhandlungsforum der reforminteres-
sierten Staaten. So setzte die damalige OEWG-Vor-
sitzende Sheikha Haya Rashed Al Khalifa im Feb-
ruar 2007 eine Gruppe aus fünf Botschaftern9 als 
Mo deratoren für die Sicherheitsratsreform ein.10 Diese 
legten im April 2007 einen Bericht11 vor, in dem sie 
eine Erweiterung des Rates um eine dritte Kategorie 
von Sitzen, Zwischenkategorie (intermediate cate-
gory) genannt, in den Mittelpunkt der Betrachtung 
rückten und vier diesbezügliche Varianten vorschlu-
gen.12 An diesen Vorschlägen entzündete sich indes 
die Kritik verschiedener Mitgliedstaaten: Modelle, 
die auf die Schaffung ›dritter Kategorien‹ beziehungs-
weise auf die Erweiterung um nichtständige Sitze zie-
len, erfreuen sich seit den neunziger Jahren keiner 
breiten Unterstützung.13 Als Reaktion auf die Kritik 
ernannte Al Khalifa ein neues Moderatorenteam, be-
stehend aus den UN-Botschaftern aus Chile Heral-
do Monuz und Christian Wenaweser aus Liechten-
stein. Sie arbeiteten konkretere Vorschläge für eine 
Reform aus, hielten jedoch an der Möglichkeit der 
Zwischenkategorie fest.14 

Dennoch brachte die Vorsitzende im Juli 2007 
einen Fortschrittsbericht heraus, welcher – bei An-
nahme – die Vorlagen der Moderatorenteams als 
Grundlagen für die weiteren Verhandlungen gewür-
digt hätte. Um die Annahme des Berichts zu verhin-
dern, legte im September 2007 eine von Indien, Bra-
silien, Südafrika und Nigeria angeführte Gruppe 
(L69) einen alternativen Resolutionsentwurf vor, 
der eine Erweiterung des Rates in den beiden Kate-
gorien ständige und nichtständige Sitze forderte.15 
Über den Entwurf wurde zwar nicht abgestimmt, 
doch führte diese Entwicklung zu einer Überarbei-
tung des Fortschrittsberichts dahingehend, dass nun 
eine Beschleunigung der Verhandlungen angemahnt 
wurde. Ferner sollten die Verhandlungen sowohl im 
Rahmen der OEWG als auch im Format von in Aus-
sicht gestellten »zwischenstaatlichen Verhandlungen« 
in der Generalversammlung stattfinden.16 

Seit dem Weltgipfel 2005 wurde über ein ›alter-
natives Verhandlungsforum‹ diskutiert, da in der 
OEWG sämtliche Abstimmungen im Konsens erfol-
gen müssen. Dass die Verhandlungen überhaupt wei-
tergeführt wurden, daran hatte die deutsche Dele-
gation maßgeblichen Anteil. So hatte der damalige 
Botschafter Thomas Matussek im Jahr 2007 die 
Gründung einer ›Overarching Working Group‹ an-

gekündigt, die angesichts der unterschiedlichen Vor-
stellungen zur Ratsreform Schnittmengen zwischen 
den Gruppierungen herausarbeiten sollte. Als Ergeb-
nis dieser Verhandlungen, an denen Vertreter der 
ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats, der AU, der 
Gruppe der ›Small Five‹ (S5)17 und des UfC teilnah-
men, erarbeitete Matussek im Frühjahr 2008 einen 
Rohentwurf einer Resolution18 als Beratungsgrund-
lage. Die Beratungen wurden in der Generalversamm-
lung jedoch nicht weitergeführt, da der italienische 
Botschafter kurz vor der angedachten Veröffentli-
chung die Weisung erhalten hatte, sich aus den Ver-
handlungen im Rahmen des ›Overarching‹-Prozesses 
zurückzuziehen. Im September 2008 gelang es auf 
intensives Betreiben der deutschen Delegation und 
der afrikanischen Staaten, die im Bericht der Vorsit-
zenden in Aussicht gestellten zwischenstaatlichen 
Verhandlungen per Beschluss als ›verbindlich‹ zu ver-
einbaren.19 So wurde am 15. September 2008 mit 
Beschluss 62/557 der Generalversammlung, parallel 
zu den OEWG-Verhandlungen, zwischenstaatliche 
Verhandlungen (Intergovernmental Negotiations – 

  9 Heraldo Monuz (Chile), Mirjana Mladineo (Kroatien), Andreas Mav-

royannis (Zypern), Frank Majoor (Niederlande) und Ali Hachani (Tune-

sien).

10 Vgl. Jonas von Freiersleben, Reform of the Security Council, in: 

Center for UN Reform Education (Ed.), Managing Change at the Uni-

ted Nations, 2008, S. 9.

11 Vgl. UN-Dok. A/61/47(SUPP) v. 14.9.2007, Anhang II.

12 Siehe UN-Dok. A/61/47(SUPP) v. 14.9.2007, Anhang II, Abs. 9: 1. Sitze 

für eine verlängerte Amtszeit, die für die gesamte Dauer der Zwischen-

regelung zuerkannt, aber auch wieder entzogen werden könnten. 2. Sitze 

für einen längeren Zeitraum als die reguläre zweijährige Amtszeit, 

aber mit der Möglichkeit der Wiederwahl. 3. Sitze für einen längeren 

Zeitraum als die reguläre zweijährige Amtszeit, aber ohne die Mög-

lichkeit der Wiederwahl. 4. Nichtständige Sitze für eine zweijährige 

Amtszeit mit der Möglichkeit der sofortigen Wiederwahl.

13 So das übereinstimmende Ergebnis einer Auswertung der OEWG-

Vorsitzenden Breitenstein/Jayanama aus dem Jahr 1997, vgl. UN Doc. 

A/51/47(SUPP) v. 8.8.1997, Annex VII, sowie der fünf Debatten zur Si-

cherheitsratsreform zwischen September 2004 und Juni 2005. Vgl. 

Schmitt, a.a.O. (Anm. 5.).

14 Center for UN Reform Education: Faciliators Identify Next Steps 

for Security Council Reform, 26.7.2007, www.centerforunreform.org/

node/267. Zur Diskussion über die Zwischenkategorie siehe auch Lydia 

Swart, Reform of the Security Council: September 2007 – May 2013, 

Vorabveröffentlichung der Neuauflage von Managing Change at the 

United Nations, 2013, www.centerforunreform.org//system/files/1b 

+June+2013+for+website.pdf

15 UN Doc. A/61/L.69 v. 11.9.2007.

16 UN-Dok. A/61/47(SUPP) v. 14.9.2007, S. 5f. 

17 Mitglieder: Costa Rica, Jordanien, Liechtenstein, Singapur und die 

Schweiz.

18 Der Entwurf wurde nicht allgemein zugänglich gemacht.

19 So Matussek im Gespräch mit der Autorin im März 2010.
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IGN) anberaumt, welche in informellen Plenarsit-
zungen spätestens am 28. Februar 2009 beginnen 
sollten.20 Diese Übertragung der Entscheidungsfin-
dung auf die Generalversammlung stellt eine refor-
merleichternde Modalität dar, weil in diesem For-
mat die Entscheidungen mit Zweidrittelmehrheit statt 
Konsens gefällt werden können. Allerdings soll, laut 
Beschluss 62/557, das Ergebnis der Verhandlungen 
»die breitestmögliche politischen Akzeptanz« finden.

Im Rahmen dieser IGN wurde ab dem 19. Feb-
ruar 2009 über die Ratsreform beraten; als Vorsit-
zender wurde der frühere Stellvertretende Präsident 
der Generalversammlung Zahir Tanin eingesetzt.21 
Tanin, der als afghanischer UN-Botschafter bereits 
seit dem Jahr 2009 mit der Reform befasst und mit 
den Hürden vertraut war, wählte die Strategie einer 
Verhandlungsführung durch Beteiligung und Kon-
sultation. Ziel war es, unter Berücksichtigung von 
fünf Schlüsselfragen der Reform,22 einen möglichst 
klaren und gleichzeitig für alle Fraktionen binden-
den Resolutionsentwurf zu erarbeiten. Dieser Kon-
sultationsprozess führte in bislang acht Runden zur 
Vorlage von drei Revisionstexten23 (der jüngste im 
April 2013) und dauert noch an.

Die Verhandlungen im Rahmen der IGN und die 
von Tanin ausgearbeiteten Vorschläge haben zum 
Ziel, die Interessen anzugleichen und ›Kanäle‹ zwi-
schen den beteiligten Gruppen offenzuhalten. So sol-
len moderate Mitglieder des UfC für Verhandlun-
gen und die Staaten der AU für Kompromisse ge - 
wonnen werden. In dieser Hinsicht sind die Ver-
handlungen als konstruktiv einzustufen. Sie wer-
den daher vom harten Kern des UfC und von re-
formskeptischen ständigen Mitgliedern des Si cher- 
heitsrats genau beobachtet. Die Chancen, auf einem 
gruppenübergreifenden Verhandlungsweg ein trag-
fähiges Reformpaket zu schnüren, sind bei dem 
machtpolitisch sensiblen Prozess der Ratsreform je-
doch nach wie vor als begrenzt anzusehen.24 So ent-
hält auch der jüngste, dritte Tanin-Entwurf25 eine Viel - 
zahl von Verweisen auf unterschiedliche Ansichten, 
welche die Vorlage eines konkreten Resolutionsent-
wurfs in nächster Zeit unwahrscheinlich macht.26  

20 Die OEWG wurde durch den Beschluss zwar nicht aufgelöst, spielt 

aber seit Beginn der IGN keine Rolle mehr.

21 Vgl. Swart, a.a.O. (Anm. 14), S. 29.

22 Die fünf Schlüsselfragen sind: 1. Kategorien der Mitgliedschaft, 

2. Veto, 3. regionale Vertretung, 4. Zahl der Mitglieder und Arbeitsmetho-

den sowie 5. die Beziehungen zwischen Rat und Generalversamm-

lung. Siehe Beschluss 62/557 der Generalversammlung v. 15.9.2008. 

23 Die drei Entwürfe zirkulierten als ›graue Papiere‹ in der IGN.

24 Swart, a.a.O. (Anm. 14), S. 40.

25 Vgl. United Nations, Third Revision of the Negotiation Text, 5.4.2013. 

26 So zählt der dritte Tanin-Entwurf bei der kritischen Frage der Er-

weiterung des Rates lediglich die unterschiedlichen Modelle auf.

Die wichtigsten Verhandlungsgruppen  
bei der Reform des Sicherheitsrats

Afrikanische Gruppe 

Die aus den Mitgliedern der Afrikanischen Union (AU) bestehende Gruppe 
favorisiert nach dem Ezulwini-Konsens eine Erweiterung auf 26 Mitglie-
der und die Einrichtung von sechs neuen ständigen Sitzen mit Vetorecht. 
Trotz der Vorlage eines eigenständigen Resolutionsentwurfs ist die AU 
nicht als ›echte‹ gleichgesinnte Gruppe anzusehen; unterhalb der gemein-
samen Position überwiegen unterschiedliche Haltungen zur Reform. Viele 
afrikanische Staaten scheinen vom Ezulwini-Konsens nicht genuin über-
zeugt; hierzu zählen auch die reformbefürwortenden Vormächte Südaf-
rika und Nigeria. Im für die Reform zuständigen Zehner-Ausschuss (C-10) 
sind jedoch überproportional viele reformabgeneigte Mittelmächte ver-
treten, die dafür plädieren, die Maximalposition beizubehalten. (Doku-
ment: A/59/L.67 v. 14.7.2005)

G4

Dieser Gruppe gehören Brasilien, Deutschland, Indien und Japan sowie 
im engeren Kern 50 Unterstützer an. Sie setzt sich für die Erweiterung auf 
25 Mitglieder und die Schaffung von sechs neuen ständigen Sitzen zu-
nächst ohne Vetorecht ein. Der G4-Entwurf war das einzige der vorgeleg-
ten Modelle, welches 2005 Aussicht auf Annahme in der Generalver-
sammlung hatte; im Prozess besonders aktive Unterstützer rekrutierten 
sich aus den Gruppen der west- und osteuropäischen Staaten. Zu den Un-
terstützern gehörten weiterhin diverse Entwicklungsländer aus den Re-
gionen Asien, Lateinamerika und Afrika sowie aus den Reihen der kleinen 
Inselentwicklungsländer. Eine ›short resolution‹ der G4, die 2012 die Zu-
stimmung abfragte, umfasste mit hoher Wahrscheinlichkeit die Stimmen 
von Mitgliedern der L69 (siehe unten) sowie der Afrikanischen Gruppe. 
(Dokument: A/59/L.64 v. 6.7.2005)

L69 

Diese Gruppe umfasst Indien und Brasilien sowie etwa 40 weitere Mit-
gliedstaaten, davon überwiegend kleine Inselentwicklungsländer. Sie 
befürwortet die Erweiterung auf 25 Mitglieder und die Schaffung sechs 
neuer ständiger Sitze (verteilt analog zu dem G4-Vorschlag) mit Vetorecht 
sowie vier nichtständige Sitze, von denen einer für die Gruppe der kleinen 
Inselentwicklungsländer vorgesehen ist. Die L69 nimmt für sich in An-
spruch, die Zustimmung von 80 Mitgliedstaaten auf sich zu vereinen, die 
wohl größtenteils aus der Schnittmenge mit den G4-Unterstützern stam-
men. Es wird angenommen, dass ungefähr zehn der Gruppenmitglieder 
afrikanische Staaten sind. (Dokument A/61/L.69 v. 11.7.2007)

UfC/›Coffee-Club‹

Die Gruppe plädiert für eine Ausweitung auf 25 Mitglieder ohne die Ein-
führung neuer ständiger Sitze; Überlegungen gingen in die Richtung von 
Rotationsmodellen. Kernmitglieder der Gruppe sind neben Italien Argen-
tinien, Costa Rica, Kanada, Kolumbien, die Republik Korea, Malta, Mexiko, 
Pakistan, San Marino, Spanien und die Türkei. Der UfC gilt seit den neun-
ziger Jahren als ›Spielverderber‹ im Reformprozess beziehungsweise als 
Gruppierung, die eine Reform des Rates tendenziell unterlaufen möchte. 
Im Kern umfasst der UfC zehn Staaten; jedoch ist von einer zusätzlichen 
Größe von mindestens 20 reformabgeneigten Staaten im Prozess auszu-
gehen, die mit der Gruppe von Fall zu Fall zusammenarbeiten. (Doku-
ment A/59/L.68 v. 21.7.2005)

Quelle: Eva M. Schmitt sowie Lydia Swart, No Strong Support for Chair to Draft 

Concise Working Document, April 2013, www.centerforunreform.org/node/497
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Für einen Durchbruch bedarf es – ähnlich wie im 
Jahr 2005 – der Initiative einer Koalition einfluss-
reicher Staaten.

Neue Akteurskonstellationen:  
Die Rolle der Schwellen- und  
Entwicklungsländer

Die Verhandlungen über die Ratsreform finden seit 
dem Jahr 2005 überwiegend in den bekannten Ak-
teurskonstellationen, insbesondere zwischen der Af-
rikanischen Union und der G4, statt. Eine Neuent-
wicklung innerhalb der G4 ist in der Ausformung 
einer ›Südschiene‹ (Brasilien, Indien) zu sehen. Eine 
Sonderrolle spielt darüber hinaus die reformableh-
nende Gruppierung des aus Mittelmächten beste-
henden UfC. Sie tritt in der Diskussion als Verhin-
derer auf und wird daher von der AU offiziell als 
Verhandlungspartner abgelehnt. Regionale Organisa-
tionen wie die Karibische Gemeinschaft (CARICOM), 
die Bewegung der Blockfreien (NAM), die Organi-
sation der Islamischen Zusammenarbeit (OIC) so-
wie einzelne ständige Ratsmitglieder und engagierte 
Staatengruppierungen wie die Nordischen Staaten 
oder die S5 bringen sich von Fall zu Fall ein. 

Die Position der AU

In der Reformdebatte besteht das Problem, dass eine 
von der G4 abweichende Positionierung der Afri-
kanischen Union – festgehalten im Ezulwini-Kon-
sens – den Prozess gewissermaßen blockiert. Dabei 
ist allerdings unklar, wie sehr sich die AU-Mitglied-
staaten an die Grundlagen des Konsenses gebunden 
fühlen. Im März 2005 hatten sich die Staats- und 
Regierungschefs der AU in Ezulwini (Swasiland) auf 
einen eigenen Reformvorschlag geeinigt,27 der mit 
dem Resolutionsentwurf der G4 weitgehend über-
einstimmt. Er weicht jedoch darin ab, dass er stän-
dige Sitze mit Vetorecht sowie einen zusätzlichen 
nichtständigen Sitz für Afrika einfordert. Diese Pri-
vilegierung beziehungsweise die Ausweitung des Ve-
tos wird von einer überwiegenden Zahl an Staaten 
jedoch als nicht mehrheitsfähig angesehen. Die Fra-
ge, ob die afrikanischen Staaten ihre ›Maximalfor-
derung‹ – die in Wirklichkeit eine Einigung auf den 
kleinsten gemeinsamen Nenner ist – im Fall einer 
Abstimmung beibehalten würden, ist deshalb von 
entscheidender Bedeutung: Möglicherweise besteht 
gar keine Blockadesituation, denn grundsätzlich 
scheinen die meisten afrikanischen Staaten reform-
freundlich eingestellt zu sein;28 dies deckt sich auch 
mit Einschätzungen deutscher Diplomaten, denen 
zufolge das Gros der afrikanischen Staaten nach 2005 
von der Ezulwini-Position nicht mehr überzeugt ist 
und eine pragmatischere Haltung vorziehen würde. 
Offiziell hält der für die afrikanischen Staaten zu-
ständige Zehner-Ausschuss jedoch an der Ezulwini-
Position fest.

Die Haltung der G4

Am engagiertesten zeigte sich in den vergangenen 
acht Jahren die G4. Die Gruppe, die im harten 
Kern rund 50 Unterstützer – mehrheitlich europäi-
sche, osteuropäische und pazifische Staaten – um-
fasst,29 trat in der Phase nach 2005 in Beratungen 
mit diversen Gruppen ein. Darüber hinaus hatte sie 
großen Anteil an der Übertragung der Verhandlun-
gen in die IGN und unterstützt die Verhandlungen 
auf der Grundlage von Textentwürfen von Tanin. 
Nach Ansicht der deutschen Delegation wird im 
Falle eines Reformmomentums nicht ein ›Zusam-
menhalten‹ der afrikanischen Staaten als Hindernis 
für einen Verhandlungserfolg betrachtet, sondern 
der Widerstand der Vereinigten Staaten (und weite-
rer sich in deren Fahrwasser befindlicher regiona-
ler Mittelmächte). 

Vor diesem Hintergrund war die deutsche Dele-
gation unter den Botschaftern Thomas Matussek 
und Peter Wittig bestrebt, Handlungsfreiheit durch 
Abstimmung mit moderaten Mitgliedern des UfC 
und mit Regionalorganisationen zu gewinnen.30 Ge-
mäß dieser Strategie wurde ab dem Jahr 2008 im 
Rahmen der ›Overarching Working Group‹ sowie 
der IGN über Zwischenlösungen auf dem Weg zur 
Reform diskutiert. Diese Zwischenlösungen unter-
schieden sich jedoch in der Substanz kaum von Vor-
überlegungen, die von der deutschen UN-Vertre-
tung seit den neunziger Jahren angestellt wurden 
und die mit dem Mechanismus der Periodischen 
Überprüfungsklausel (Periodic Review Clause – PRC) 
bereits im G4-Resolutionsentwurf enthalten wa-
ren. Nach den Vorstellungen des Auswärtigen Amtes 
bleibt die Vertretung einzelner Staaten (im Gegen-
satz zu Staatengruppen wie etwa der EU) auch nach 
2005 vorrangiges Ziel. Als Kompromiss könnte eine 
Kategorie von für einen längeren Zeitraum gewählten 
Mitgliedern geschaffen werden, die nun nicht mehr 
›ständige Mitglieder‹ genannt werden. Dies bedeu-
tet, dass sich Staaten direkt im Anschluss an eine 
Amtszeit zur Wiederwahl stellen können. Dadurch 
könnte eine Art ständige Mitgliedschaft entstehen. 
Für Deutschland, das als ressourcen- und verhand-
lungsstarker internationaler Akteur in seinen Amts-
zeiten auf Augenhöhe mit den P5 agiert, wäre diese 

27 Vgl. AU Doc. Ext/EX.CL/2 (VII) v. 8.3.2005.

28 So auch die Wertung bei Lisette Andreae, Reform in der Warte-

schleife, München 2002, S. 231 (beruhend auf den Einschätzungen 

verschiedener Diplomaten), die auch durch den L69-Prozess unter-

mauert wird.

29 Zu den besonders verlässlichen Unterstützern und Gruppen vgl. 

Schmitt, a.a.O. (Anm. 5), S. 414–422.

30 Diesen Eindruck gewann die Autorin in Gesprächen mit an der 

Reformdebatte beteiligten deutschen Diplomaten.
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Option mit einer ständigen Mitgliedschaft vergleich-
bar. Überlegungen innerhalb der G4, anlässlich der 
gemeinsamen Mitgliedschaft im Sicherheitsrat 2011 
den eigenen Entwurf einzubringen, wurden indes 
von der Libyen-Krise überschattet und zurückge-
stellt.31 

Die ›Südschiene‹ und L69

Doch auch die Verhandlungen, die im Jahr 2010 zwi-
schen der G4 und moderaten UfC-Mitgliedern be-
gannen, führten bislang zu keinem Durchbruch. Vor 
allem die Entwicklungsländer in der G4 – Brasi lien 
und Indien, zum Teil unterstützt durch reform-
freundliche afrikanische Akteure wie Südafrika – 
wollen an der Option ständiger Sitze festhalten. Dieses 
Interesse wird in den Verhandlungen klar von der 
neuen ›Südschiene‹ im Rahmen der G4-Allianz, 
der formal von Indien und Brasilien geleiteten Ent-
wicklungsländerformation L69, zum Ausdruck ge-
bracht. 

Die L69 – benannt nach ihrem ersten Resoluti-
onsentwurf aus dem Jahr 2007 – ist grundsätzlich 
als lockere Gruppierung einzustufen, deren Mitglie-
der auch im Rahmen der G4 vertreten sind bezie-
hungsweise verhandeln. Gegenwärtig sind sie jedoch 
bemüht, über einen im Vergleich zum G4-Entwurf 
leicht geänderten Resolutionsentwurf neuen Schwung 
in die Debatte zu bringen. Ihre bis zu 40 Mitglieder 
kommen aus Lateinamerika, Asien und Afrika.32 Sie 
trat erstmals als Korrektiv zu den Moderatoren-
teams in Erscheinung und trug mit der Einbrin-
gung des Resolutionsentwurfs A/61/L.69 dazu bei, 
die Verhandlungen in die IGN zu übertragen. Wäh-
rend die Gruppe im Jahr 2010 zunächst nur spora-
disch an den IGN teilnahm, lässt sich in zeitlicher 
Nähe zu einem möglichen Weltgipfel 2015 verstärk-
tes Engagement beobachten. Im Laufe des Jahres 
2012 legte die L69 einen Resolutionsentwurf33 vor, 
welcher dem G4-Vorschlag ähnlich ist. Statt des 
nichtständigen Sitzes für Osteuropa im G4-Entwurf 
(sowie in dem der AU) sieht der neue L69-Entwurf 
zweierlei vor: erstens einen nichtständigen Sitz für 
die Vertretung der Gruppe der kleinen Inselentwick-
lungsländer und zweitens das Vetorecht für die sechs 
neu zu schaffenden ständigen Sitze, die analog zum 
G4-Vorschlag verteilt werden. 

Die L69 ist zudem bestrebt, Regionalorganisati-
onen zum Handeln zu bewegen und an der Diskus-
sion zu beteiligen. So gab die CARICOM im Febru-
ar 2013 ebenfalls einen Resolutionsentwurf heraus, 
der einen auf 27 Mitglieder erweiterten Rat vorsieht 
und mit dem Ezulwini-Konsens kompatibel ist.34 Die-
ser Resolutionsentwurf soll gegenwärtig verhandelt 
werden – auch unter den L69-Mitgliedern, die gleich-
zeitig Mitglieder der AU sind.

Die ›Südschiene‹ der G4 wird von westlichen Di-
plomaten zum Teil ambivalent gesehen.35 Auf der 
einen Seite sei positiv zu bewerten, dass sich Grup-

pen von traditionell reformfreundlichen Entwick-
lungs- und Schwellenländern nun stärker enga-
gieren. Auf der anderen Seite stellt sich die Frage, 
wie mehrheitsfähig der L69- beziehungsweise der 
CARICOM-Entwurf sind: Während die Forderung 
nach der Ausweitung des Vetorechts international 
umstritten bleibt, stellt die Schaffung von zusätzli-
chen nichtständigen Sitzen für spezifische regionale 
Gruppen ein Einfallstor für Forderungen aus weite-
ren Weltregionen dar.36 Gegenwärtig ist zum einen 
noch nicht absehbar, ob die L69 geschlossen genug 
auftreten kann und wird, um effektiv für die eige-
nen Vorstellungen zu werben. Grundsätzlich ist das 
Vorgehen Brasiliens und Indiens derzeit darauf aus-
gerichtet, sowohl für den ursprünglichen G4-Ent-
wurf als auch für den neuen L69-Entwurf zu wer-
ben und herauszufinden, welche Variante mehr Un- 
ter stützung bekommen würde. Für den hypotheti-
schen Fall, dass sich der L69-Entwurf in kommen-
den Demarchen als ›attraktiver‹ herausstellen soll-
te, müssten sich nach Maßgabe Indiens und Brasiliens 
die (westlichen) G4-Mitglieder diesem Vorschlag 
anschließen.37 Unabhängig von diesen Perspektiven 
ist es der L69 jedoch bereits gelungen, neuen Schwung 
in die Debatte zu bringen. Ob es ihr auch gelingt, in 
Zusammenarbeit mit den Regionalorganisationen 
weiterführende Entwicklungen anzustoßen, wird 
sich zeigen.

Der weltpolitische Kontext

Der Prozess der Ratsreform steht weltpolitisch seit 
dem Ende des Ost-West-Konflikts im Zusammen-
hang mit einem Trend zur Regionalisierung bezie-

31 Vgl. Richard Gowan, Diplomatic Fallout: The Fading Dream of 

U.N. Security Council Reform, World Politics Review, 4.3.2013.

32 Siehe Lydia Swart, No Strong Support for Chair to Draft Concise 

Working Document, April 2013, www.centerforunreform.org/node 

/497

33 Resolutionsentwurf der L69 (Februar 2013): Reform des Sicher-

heitsrats.

34 Resolutionsentwurf der CARICOM (Februar 2013): Reform des Si-

cherheitsrats. Siehe dazu auch: Lydia Swart, Draft Resolutions on Secu-

rity Council Reform: Growing Convergence among Developing Coun-

tries?, April 2013, www.centerforunreform.org/node/496

35 So die übereinstimmende Einschätzung der deutschen und japa-

nischen Delegierten nach Aussagen eines an der Reform beteiligten 

Diplomaten. Gespräch mit der Autorin im Mai 2013.

36 Diese Befürchtungen bestehen insofern, als dass im Prozess spo-

radisch auch die OIC, die Arabische Liga und die NAM eigene zusätz-

liche Sitze gefordert haben. Nach Aussagen des Auswärtigen Amtes 

ist die Gefahr weiterer Forderungen aus anderen Regionen der Haupt-

grund dafür, dass sich die G4 der AU-Position nicht angeschlossen hat.

37 Ohne die Unterstützung der westlichen Staaten können die L69 

die Ratsreform nicht umsetzen. 
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hungsweise Multipolarisierung, der die UN-Architek-
tur vor große Herausforderungen stellt. Eine asym - 
metrische Konzeption von Global Governance war 
von den maßgeblichen Gründerstaaten der UN zur 
Festigung ihrer internationalen Vorherrschaft vor-
gesehen. So sollte nach Ansicht des amerikanischen 
Präsidenten Franklin D. Roosevelt die Generalver-
sammlung den UN-Mitgliedstaaten die Möglich-
keit geben, »Dampf abzulassen«. Die großen welt - 
politischen Entscheidungen sollten jedoch von den 
USA, der UdSSR und Großbritannien getroffen wer-
den, »die für viele Jahre die vorherrschenden Mäch-
te sein würden«.38 Die Ende des Zweiten Weltkriegs 
bestehenden Machtverhältnisse sollten nach Mei-
nung Roosevelts konserviert werden, indem über 
den Generalstabsausschuss die ›dauerhafte‹ Abrüs-
tung sämtlicher regionaler Akteure betrieben wür-
de, sodass sie die ›Führungsnationen‹ auf unabseh-
bare Zeit nicht mehr herausfordern könnten. Dieser 
Plan wurde letztlich durch die Rivalität zwischen 
den USA und UdSSR vereitelt. 

Das zwischen dem Sicherheitsrat und den regio-
nalen Mächten bestehende Spannungsverhältnis be-
dingte, dass mit dem Niedergang der UdSSR, dem 
Aufstieg der USA und dem Wiederaufstieg der regi-
onalen Mächte die Zusammensetzung des Rates in 
die Kritik geriet. Auch wenn sowohl Industrie- als 
auch Entwicklungsländer die Struktur als anachro-
nistisch kritisierten, wurden die konkreten Verhand-
lungen in den neunziger Jahren und im Jahr 2005 
noch intensiv von Seiten der industrialisierten, wie-
der aufgewerteten Staaten, insbesondere von Deutsch-
land und Japan, bestimmt. Entwicklungsländer hat-
ten zwar an der Reformdebatte wesentlichen Anteil, 
konzentrierten sich jedoch in erster Linie auf das 
Engagement im Rahmen von Regionalorganisati-
onen und scheuten sich lange Zeit, aktiv als Füh-
rungsmächte in Erscheinung zu treten.39 So bestand 
auch im Rahmen der G4-Initiative eine Hypothek 
darin, dass Indien und Brasilien weitaus weniger in 
der Lage waren, verlässliche Unterstützer für die Re-
form zu werben.40 Die von Indien und Brasilien sich 
selbst zugeschriebene Funktion als ›Interessenwah-
rer‹ der Entwicklungsländer konnte somit nicht in 
dem gewünschten Maß in konkrete Unterstützung 
umgesetzt werden. 

Ebenso spielten auf Seiten der reformabgeneig-
ten Staaten die westlichen Mitglieder des UfC so-
wie die USA tragende Rollen. Weltpolitisch muss 
die G4-Initiative des Jahres 2005 als Balancie-
rungsprozess gegen die als überlegen wahrgenom-
mene Stellung der USA interpretiert werden, inner-
halb dessen sich Deutschland – als diplomatisch 
stärkste Macht in der G4 – und die USA als ›Haupt-
konkurrenten‹ gegenüber standen. Als im Juli 2005 
die Auszählungen der Staatenpositionen durch die 
G4 für die Möglichkeit einer Annahme des G4- 
Resolutionsentwurfs sprachen, verfolgte die ameri-

kanische Regierung eine komplexe Strategie zur 
Verhinderung der Reform. Der amerikanische UN-
Botschafter John Bolton schlug der chinesischen 
Delegation ein gemeinsames Vorgehen gegen den 
G4-Entwurf vor.41 Die Chinesen hatten bereits seit 
April ohne Erfolg gegen die Umsetzung des G4-Ent-
wurfs lobbyiert.  

Diese Allianz war in erster Linie als Drohkulis-
se für das G4-Mitglied Japan gedacht, welches die 
amerikanische Delegation nun als ›Spielverderber‹ 
in der G4 aufbauen wollte. So hatte parallel zum 
Beginn der Gegenkampagne der amerikanische 
Präsident George W. Bush Japans Ministerpräsi-
denten Junichiro Koizumi in einem Telefonat zuge-
sagt, Japan im Fall der Nichtabstimmung des G4- 
Entwurfs mit amerikanischer Hilfe den Weg in den 
Rat ebnen zu wollen.42 Die japanische Delegation, 
die zuvor offenbar optimistisch ob der Unterstüt-
zerzahlen gewesen war, zeigte in der Folge Zurück-
haltung und stellte im Juli 2005 die Kraft inner-
halb der Gruppe dar, die sich am vehementesten 
gegen eine Einbringung des Resolutionsentwurfs 
ohne das positive Votum der AU positionierte und 
sich damit gegenüber Deutschland durchsetzte. Soll-
te diese restriktive Haltung mit den Verhandlungen 
zwischen den Regierungen Koizumi und Bush zu-
sammenhängen, wäre es den Vereinigten Staaten ge-
lungen, durch Einfluss auf einen abhängigen Part-
nerstaat die Einbringung der G4-Resolution im 
entscheidenden Moment zu unterlaufen.43 Japan setz-
te sich nach dem Weltgipfel 2005 von der G4 ab, 
um gemeinsam mit den USA für eine ›verkleinerte‹ 
Variante der Sicherheitsratsreform zu werben.44 Die-
ses Vorhaben wurde von Seiten der amerikanischen 
Delegation jedoch niemals ernsthaft verfolgt.45 

Während bis zum Jahr 2005 als Initiatoren und 
Bremser vor allem den Industrieländern Bedeutung 
zukam, engagieren sich in der gegenwärtigen De-

38 Roosevelt gegenüber Eden, zitiert nach David Bosco, Five to Rule 

Them All, Oxford 2009, S. 15.

39 Siehe auch Andreae, a.a.O. (Anm. 28), S. 242f.

40 Schmitt, a.a.O. (Anm. 5), S. 425f.

41 Vgl. John Bolton, Surrender is Not an Option. Defending America 

at the United Nations and Abroad, New York 2007, S. 252ff.

42 Entsprechend der Aussagen deutscher Diplomaten gegenüber der 

Autorin. Der Ablauf ist bei Bolton, a.a.O. (Anm. 41) bestätigt. 

43 Nach Ansicht des damaligen deutschen UN-Botschafters Gunter 

Pleuger wären Deutschland, Indien und Brasilien im Juli 2005 zu ei-

ner Abstimmung des G4-Resolutionsentwurfs bereit gewesen; Ja-

pan hätte sich jedoch geweigert, Gespräch mit der Autorin im Okto-

ber 2010. Nach Einschätzungen des Auswärtigen Amtes hatte die 

amerikanische Gegeninitiative die Zustimmung zum G4-Resolutions-

entwurf nicht ausreichend untergraben, um diesen zu verhindern. 

44 Luckner, a.a.O. (Anm. 6).

45 Vgl. Bolton, a.a.O. (Anm. 41), S. 252ff.
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batte nun verstärkt Entwicklungs- und Schwellen-
länder. Tatsächlich stellt der Aufbau einer ›gleich-
gesinnten Gruppe‹ von Entwicklungs- und Schwel - 
lenländern unter der Führung von Indien und Bra-
silien ein institutionelles Novum in der Ratsreform 
dar. Es deutet darauf hin, dass sich das im Jahr 2005 
beobachtete ›Einflussgefälle‹ innerhalb der G4 ver-
ringert. Es ist jedoch zu berücksichtigen, dass der 
Aufbau tragfähiger Koalitionen sowie die Absiche-
rung einer genuinen Führungsrolle Indiens und Bra-
siliens Zeit in Anspruch nehmen wird. So sind die 
L69-Staaten bei näherer Betrachtung nicht von In-
dien und Brasilien für die Reform angeworben wor-
den; vielmehr handelt es sich um mit den G4 asso-
ziierte, reformfreundliche Staaten, die bereits seit den 
neunziger Jahren eine Rolle spielen. Politisch stehen 
viele von ihnen – wie die kleinen Inselentwicklungs-
länder – Deutschland und dessen umweltorientier-
ter UN-Agenda näher. 

Der Befund eher langsamer und kleiner Verände-
rungen der Machtbasis gilt auch für das Lager der 
reformabgeneigten Staaten. So gelang es China und 
Russland in der Debatte 2005 kaum, auf die Gruppe 
der Entwicklungsländer Einfluss zu nehmen. Nach 
Einschätzung deutscher Diplomaten gilt dies bis heu-
te. Die Befürchtung, China oder weitere Akteure 
könnten über staatliche Entwicklungshilfe und wirt-
schaftliche Arrangements Druck ausüben, ist in der 
Debatte geringer zu veranschlagen als gemeinhin an-
genommen: Staaten, die ›Erpressungsmanöver‹ durch-
führen, setzen sich stets der Gefahr eines starken 
›Gegentrends‹ aus, wenn sie zu offensiv vorgehen. 
Als problematischer eingestuft werden indes die Ma-
növer regionaler Spieler, die in den Organisationen 
für Maximalpositionen werben, sowie die Positio-
nierung der USA. Das offen ablehnende Verhalten 
der Regierung Bush mag deren ›undiplomatischem‹ 
Stil geschuldet gewesen sein; eine reformskeptische 
Haltung wird jedoch auch der Regierung von Ba-
rack Obama attestiert.46 Der Widerstand der ame-
rikanischen Delegation gegen eine Abstimmung in 
der Generalversammlung liegt darin begründet, dass 
nach einer erfolgreichen Abstimmung die Möglich-
keit für die USA (und weitere ständige Sicherheits-
ratsmitglieder) de facto schwindet, die Umsetzung 
der Ratsreform aufhalten zu können. Zwar sieht 
Artikel 108 – zusätzlich zur Abstimmung in der Ge-
neralversammlung – die Ratifizierung der Reform 
durch die ständigen Mitglieder auf Grundlage ihres 
Verfassungsrechts vor; würde das amerikanische Vo-
tum (oder das Votum eines anderen ständigen Mit-
glieds) nach einer Annahme der Reform in der Ge-
neralversammlung jedoch negativ ausfallen, wäre 
der diplomatische Druck auf diesen Akteur immens. 
Es ist zudem nicht auszuschließen, das relevante Bei-
tragszahler – in Berufung auf das Interesse der Staa-
tengemeinschaft – im Falle einer ›Nichtratifizierung‹ 
Beiträge an das UN-System zurückhalten werden. 

46 Nach Ansicht eines Diplomaten des Auswärtigen Amtes im Ge-

spräch mit der Autorin im Mai 2013.

Dies würde die Möglichkeiten der USA und weiterer 
ständiger Mitglieder, globale Ordnungsmaßnahmen 
über den Rat auszuüben, empfindlich einschränken.

Fazit

Machtrivalität mit geopolitischem Hintergrund muss 
als die entscheidende Hürde für die Umsetzung der 
Reform des Sicherheitsrats angesehen werden. In dem 
Engagement der reformfreundlichen regionalen Groß-
mächte kann man den Versuch sehen, die (völker-
rechtlichen) Privilegien der ständigen Ratsmitglieder 
zu beschneiden. Widerstand gegen die Ratsreform 
kommt seit dem Jahr 2000 insbesondere von der 
Hegemonialmacht USA, jedoch auch von regiona-
len Akteuren, die eine ›Aufwertung‹ geopolitischer 
Konkurrenten zu vermeiden suchen. Jedoch nicht alle 
Akteure handeln ›machtneidisch‹: Grundsätzlich ha-
ben insbesondere viele kleinere und mittlere Staaten 
ein Interesse an einem repräsentativeren Rat, der sich 
mit regionalen Sachverhalten auseinandersetzt. Die-
se Gruppe, die nach Analysen rund zwei Drittel der 
UN-Mitgliedschaft umfasst, steht als aktivierbarer 
Block zur Verfügung. Ein Unsicherheitsfaktor be-
steht jedoch darin, dass viele UN-Delegationen, be-
ziehungsweise Regierungen, personell schwach auf-
gestellt, mit Fragen der internationalen Macht ver- 
teilung nicht besonders vertraut und daher geneigt 
sind, sich regionalen Positionen anzuschließen, die zu-
weilen problematische Maximalforderungen vor-
legen. 

Ein politisches Momentum scheint daher aus Sicht 
von Diplomaten notwendig, um die für die Reform 
notwendige Zweidrittelmehrheit von derzeit 129 
Staaten in der Generalversammlung sicherzustellen. 
Im Zuge des L69-Prozesses fassen G4-Diploma -
ten – in Anlehnung an die Initiative aus dem Jahr 
2005 – nun Maßnahmen bezüglich eines erneuten 
Reformanlaufs bis zu einem möglichen Weltgipfel 
2015 ins Auge. Das wachsende Engagement Indiens 
und Brasiliens und von reformfreundlichen Staaten 
der Afrikanischen Union, die für eine pragmatische 
Lösung werben, stellt eine positive Entwicklung dar. 
Für den Erfolg einer Ratsreform ist jedoch nach wie 
vor das Engagement Deutschlands entscheidend. 
Deutschland muss als wichtiges EU-Mitgliedsland 
seinen Einfluss innerhalb der Vereinten Nationen, 
auf die west- und osteuropäischen Staaten sowie auf 
weitere regionale Akteure geltend machen. Die Ziel-
setzung der Ratsreform sollte aktiv weiterverfolgt 
werden, um dem deutschen Interesse nach einer in-
tegrativen und funktionalen Global-Governance-Ar-
chitektur entgegen zu kommen.
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So dicht wie die Titanic

Ian Williams

Die Nachrichten der vergangenen Monate, die USA hät-
ten Ban Ki-moon und andere UN-Beamte ausspioniert, 
sind wenig überraschend. Spionage gab es bereits in 
der Vergangenheit – und zwar recht häufig. Im Jahr 2003 
enthüllte die britische Informantin Katherine Gun, die 
für das ›Government Communication Headquarters‹ 
(GCHQ) arbeitete, dass ein amerikanischer Mitarbeiter 
der ›National Security Agency‹ (NSA) die britische Spio-
nageorganisation um Unterstützung bat. Die Ständigen 
Vertretungen von sechs nichtständigen Mitgliedern des 
UN-Sicherheitsrats sollten verwanzt werden. Deren Stim-
men waren von entscheidender Bedeutung für die an-
glo-amerikanischen Bemühungen um eine Resolution, 
in der ein Angriff auf Irak genehmigt werden sollte.

Die britische Regierung ließ die Anklage gegen Gun 
fallen, als ihre Anwälte Dokumente anforderten, aus de-
nen hätte hervorgehen können, dass die Minister mög-
licherweise die Legitimität des Krieges in Frage stell-
ten. Kurz darauf befeuerte Clare Short, Ministerin der 
Labour-Partei, den Skandal, als sie behauptete, sie hät-
te Abschriften von abgehörten privaten Telefonge-
sprächen des UN-Generalsekretärs Kofi Annan gese-
hen. Sie stammten von britischen Abhörgeräten, die in 
Annans UN-Büro installiert worden seien.

Trotz einer UN-internen Untersuchung und lauter 
Proteste, bekannten sich in vertraulichen Gesprächen 
einige hochrangige UN-Beamte dazu, dass es ihnen 
fast schmeichelte, dass Washington sie als so wichtig 
einschätzte und ausspionierte.

Dieses Ausspionieren verletzt natürlich das UN-Amts-
sitzabkommen von 1947 sowie das Wiener Überein-
kommen über Diplomatische Beziehungen von 1961. 
Letzteres schließt die Vereinten Nationen als diploma-
tische Einrichtung in seinen Vertragsbestimmungen 
ein und legt fest, dass jede »amtliche Korrespondenz 
der Mission [..] unverletzlich« ist. 

Ferner wurde im Übereinkommen über die Vorrech-
te und Immunitäten der Vereinten Nationen von 1946 
in Artikel II Abschnitt 3 festgelegt: »Die Räumlichkeiten 
der Organisation sind unverletzlich. Ihr Vermögen und 
ihre Guthaben, gleichviel wo und in wessen Besitz sie 
sich befinden, sind der Durchsuchung, Beschlagnah-
me, Einziehung, Enteignung und jeder sonstigen Form 
eines Eingriffs durch die vollziehende Gewalt, die Ver-
waltung, die Justiz oder die Gesetzgebung entzogen.« 

Doch von Beginn an haben sich die Vereinten Natio-
nen selbst geschadet, mit der Folge, dass das UN-Ge-
bäude in New York heute in etwa so dicht ist wie die 
Titanic. Trotz der in der UN-Charta enthaltenen Be-
stimmungen, die einen unabhängigen internationalen 
öffentlichen Dienst festschreiben, beherbergten die Ver-

einten Nationen in ihren Anfangsjahren eine Vertre-
tung des amerikanischen Inlandgeheimdienstes FBI. 
Diese überwachte die amerikanischen UN-Bediensteten, 
ob sie sich ›unamerikanischer‹ Aktivitäten verdächtig 
machten. Ralphe Bunche, der afro-amerikanische UN-
Untergeneralsekretär und Erfinder der UN-Friedens-
sicherung, war im Jahr 1953 vor das Komitee für un-
amerikanische Umtriebe des Repräsentantenhauses 
einbestellt worden. Die Amerikaner zogen ihren Vorteil 
aus der Tatsache, dass der UN-Amtssitz auf amerikani-
schem Boden steht. Doch sie waren nicht die einzigen. 
Das gesamte sowjetische Personal wurde von Moskau 
und dessen Geheimdienst KGB ernannt. Die Gehälter 
und Pensionen des sowjetischen Personals sowie die des 
chinesischen Personals, nachdem Beijing im Jahr 1971 den 
Sitz im UN-Sicherheitsrat übernommen hatte, wurden 
direkt an die jeweiligen Regierungen gezahlt.

Die Großmächte waren natürlich nicht allein. Der 
Beigeordnete UN-Generalsekretär Giandomenico Picco, 
der in schwierige und schließlich erfolgreiche Verhand-
lungen bei Geiselnahmen in Libanon und dem Nahen 
Osten eingebunden war, trat im Jahr 1992 von seinem 
Posten zurück. UN-Generalsekretär Boutros Boutros-
Ghali hatte es abgelehnt, ihn von der Personalordnung 
auszuschließen. Diese verlangt, dass dem Sekretariat 
jegliche Reisepläne schriftlich vorzulegen sind. Es war 
Picco jedoch bewusst, dass, sobald er derartige Doku-
mente dem System zugängig machte, die verschie-
densten Geheimdienste über seine Reiserouten infor-
miert seien – mit potenziell fatalen Folgen. 

Die wahrscheinlich einzige Einrichtung innerhalb der 
Vereinten Nationen ohne einen Geheimdienst ist der 
Generalsekretär selbst. Er ist diesbezüglich auf die Mit-
gliedstaaten angewiesen. 

Natürlich ist Spionage, durch wen auch immer, illegal 
und unmoralisch. Aber sie wird stattfinden, mindes-
tens so lange wie die Vereinten Nationen nicht ihre 
Bedeutung verlieren. Das UN-Sekretariat kann sich am 
besten davor schützen, indem es so transparent wie 
möglich arbeitet. Dadurch gelangen alle Mitgliedstaa-
ten an die gleichen Informationen. Doch in heutiger 
Zeit müssen hochrangige Beamte wie auch wir alle da-
von ausgehen, dass alles, was wir elektronisch mittei-
len oder tätigen, überwacht wird. Wenn auch sonst 
nichts, so sollte diese Erkenntnis die Bedeutung der 
Diplomatie alter Schule wiederbeleben. Denn eine Un-
terhaltung unter vier Augen kann immer noch deut-
lich schlechter abgehört werden. Dies könnte auch er-
klären, warum Kofi Annan so gern entlang der Prome - 
 na de am East River Zigarren rauchen ging. Privatsphäre 
war und ist kostbar!
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Von Rice zu Power –  
die UN-Botschafterinnen unter Barack Obama 

Patrick Rosenow

Die USA sind eines der einflussreichsten Mitglieder 
der Vereinten Nationen. Ihre Haltung zur Weltorga-
nisation ist daher für deren Handlungsspielraum 
maßgeblich. Nach acht Jahren der Regierung George 
W. Bush von 2001 bis 2009, die von einer kritischen 
bis ablehnenden Haltung geprägt waren, vollzog 
sich in der ersten Amtszeit von Barack Obama ein 
grundsätzlicher Wandel hin zu einer stärker multi-
lateralen Ausrichtung. Aufgrund ähnlicher Biogra-
fien und außenpolitischer Grundeinstellungen ist zu 
erwarten, dass die neue UN-Botschafterin Samantha 
Power diese Ausrichtung beibehalten und die wer-
tegeleitete und grundsätzlich multilaterale UN-Po-
litik von Susan Rice fortsetzen wird.

Seit Beginn der Amtszeit Barack Obamas als 44. Prä -
sident der Vereinigten Staaten Anfang 2009 haben 
zwei Frauen seine Außenpolitik im Allgemeinen und 
die amerikanische UN-Politik im Besonderen maß-
geblich mitgeprägt: Susan Rice und Samantha Power. 
Rice war von Januar 2009 bis Juni 2013 Botschaf-
terin bei den Vereinten Nationen in New York und 
Samantha Power ist seit August 2013 ihre Nachfol-
gerin. Trotz immer wieder geäußerter Kritik an den 
Vereinten Nationen seitens des amerikanischen Kon-
gresses ist zu erwarten, dass auch Power den bishe-
rigen Kurs von Barack Obama des stärkeren Enga-
gements in den UN fortsetzen wird.1 

Mit dem Wechsel von Rice zu Power setzt die 
Obama-Regierung ihren im Vergleich zur Ära von 
George W. Bush veränderten Kurs gegenüber den 
UN konsequent fort. Mit dem grundsätzlichen Be-
kenntnis zum Multilateralismus unter amerikanischer 
Führung grenzt sich Obama auch in seiner zweiten 
Amtszeit deutlich von seinem Vorgänger ab. Zwar 
setzte Bush zweifelsohne auch auf die Führung der 
USA in den UN, doch hatte der Multilateralismus 
seinerzeit einen weitaus geringeren Stellenwert und 
wurde lediglich als Mittel zum Zweck benutzt. Bush 
stellte nach den Anschlägen vom 11. September 2001 
multilaterale, auf Konsens beruhende Mechanismen 
und die Effektivität der Vereinten Nationen in Frage. 

Im Gegensatz dazu sind Obama, Rice und Power 
bestrebt, amerikanische außenpolitische Vorstellun-
gen wieder glaubwürdig und engagiert in die Welt zu 
tragen, bei gleichzeitiger Betonung multilateralen 
Engagements und der grundsätzlichen Anerkennung 
des Völkerrechts. Denken und Handeln der Bot-
schafter bei den Vereinten Nationen können wich-
tige Hinweise geben, um die veränderte UN-Politik 
der USA unter Obama zu verstehen. Rice’ Tätigkeit 

soll dabei als Bilanz, Powers kommende Amtszeit als 
Ausblick betrachtet werden.2 

Susan Rice

Susan Rice war von 2009 bis 2013 Botschafterin 
bei den UN in New York. Im Juni dieses Jahres gab 
Barack Obama bekannt, dass Rice als neue natio-
nale Sicherheitsberaterin in der Regierung tätig 
sein würde. In jener Bekanntmachung bilanzierte 
er ihr Wirken als Botschafterin: Rice’ Aufgabe sei in 
erster Linie gewesen, die USA nach den Kriegen ge-
gen den internationalen Terrorismus in Afghanis-
tan und Irak wieder multilateral stärker einzubin-
den und das Vertrauen zu den übrigen UN-Mitglied - 
staaten wiederherzustellen.3  

Obwohl die Amtszeit von Rice sowohl außen-
politisch in den UN als auch innenpolitisch in den 
USA als relativ erfolgreich betrachtet werden kann, 
geriet sie Ende 2012 innenpolitisch stark unter Druck. 
Dies führte letztlich dazu, dass sie ihre Kandidatur 
als mögliche Außenministerin und Nachfolgerin 
von Hillary Clinton im Dezember 2012 zurück-
zog. Grund für die Kritik an ihrer Person war ihre 
Reaktion auf den Terroranschlag auf das amerika-
nische Konsulat im libyschen Bengasi am 11. Sep-
tember 2012. Dabei waren der Botschafter John 
C. Stevens und drei weitere Menschen ums Leben 
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gekommen.4 Rice hatte wenige Tage später in einem 
ABC-News-Fernsehinterview den Tod der Konsu-
latsmitarbeiter als tragische Folge von spontanen 
Demonstrationen gegen den vielfach kritisierten Film 
›Innocence of Muslims‹ gewertet.5 Nach heftiger Kri-
tik zog sie ihre Kandidatur als Außenministerin zu-
rück. Als UN-Botschafterin war Rice jedoch mit 
ihrer Expertise für Obama unverzichtbar und hatte 
sogar Kabinettsrang;6 während der Amtszeit George 
W. Bushs waren die UN-Botschafter vom Kabinett 
ausgeschlossen. Wie ist ihre Amtszeit in New York 
nun einzuordnen?

Frau, jung und afroamerikanisch

Dass Obama mit seinem Amtsantritt eine neue Kon-
tinuität und Verlässlichkeit in den US-UN-Beziehun-
gen suchte, zeigte sich auch anhand einiger Zahlen 
und Fakten zu Susan Rice: Im Vergleich zu allen ih-
ren 26 regulären Amtsvorgängern seit 1945 war sie 
mit viereinhalb Jahren der am drittlängsten dienende 
UN-Botschafter und Leiter der Ständigen Vertretung 
bei den UN in New York. In Obamas erster Amts-
zeit fand kein Postenwechsel statt. Während der ers-
ten Amtszeit von George W. Bush gab es jedoch al-
lein drei reguläre UN-Botschafter und eine Inte rims- 
besetzung. In seinen beiden Amtszeiten zusammen 
waren es vier reguläre Botschafter und zwei Inte-
rimsbesetzungen. Susan Rice war außerdem die drit-
te Botschafterin nach Jean Kirkpatrick (1981–1985 
unter Präsident Ronald Reagan) und Rice’ Mentorin 
Madeleine Albright (1993–1997 unter Präsident Bill 
Clinton) sowie die erste UN-Botschafterin mit afro-
amerikanischen Wurzeln. Darüber hinaus ist sie die 
zweitjüngste Person, die dieses Amt antrat nach 
Andrew J. Young, der von 1977 bis 1979 unter Prä-
sident Jimmy Carter diente und bei Amtsantritt nur 
wenige Monate jünger als Rice war.

Einwandererkind, Akademikerin,  
Afrika-Beraterin

Rice’ Werdegang und Persönlichkeit geben Aufschluss 
darüber, inwieweit sich die amerikanische UN-Poli-
tik seit 2009 verändert hat. Ihre Großeltern wander-
ten 1912 von Jamaica nach Portland, Maine, ein.7  
Rice’ Eltern unterstützten ihre einzige Tochter, die 
an der Stanford-Universität ihren Master und an der 
Oxford-Universität ihren Doktor in Internationalen 
Beziehungen machte. Ab 1993 arbeitete sie für die Re-
gierung des demokratischen Präsidenten Bill Clin-
ton als Mitarbeiterin im Nationalen Sicherheitsrat 
(National Security Council – NSC). Im Jahr 1997 
wurde sie mit knapp 33 Jahren die jüngste Mitarbei-
terin des NSC, die als ›Regional Assistant Secretary 
of State‹ für Afrika zuständig war. In dieser Position 
beschäftigte sie sich mit zahlreichen afrikanischen 
Krisen und Konflikten. Sie spielte eine Schlüsselrolle 
bei Konfliktlösungen in Afrika, indem sie Politik-
strategien für Sudan und das Horn von Afrika ent-

wickelte. In jene Zeit fiel jedoch auch der Völker-
mord in Ruanda 1994, der mit seinen 800 000 Toten 
Rice’ außenpolitische Vorstellungen maßgeblich präg-
te. Nach ihrer Tätigkeit in der Clinton-Regierung 
warf sie der internationalen Gemeinschaft oftmals 
vor, diesen Völkermord nicht verhindert oder auf-
gehalten zu haben.8 Im Jahr 2002 wurde Rice ›Senior 
Fellow‹ beim amerikanischen Think Tank Brookings 
Institution und arbeitete zu den Themen amerikani-
sche Außenpolitik, schwache und zerfallende Staa-
ten, Auswirkungen der globalen Armut sowie trans-
nationale Sicherheitsbedrohungen. Mit Beginn des 
amerikanischen Präsidentschaftswahlkampfs im 
Jahr 2007 stieg sie zur außenpolitischen Beraterin 
Obamas auf. Im Januar 2009 ernannte er Susan Rice 
zur UN-Botschafterin, und der Senat bestätigte sie 
einstimmig.9 

Außenpolitische Grundeinstellung

Auch wenn ihr konzeptionelles Denken durch ihre 
persönlichen Erfahrungen in der Clinton-Regierung 
geprägt sein mag, kann Susan Rice’ Einstellung, ähn-
lich wie die Obamas, als eher pragmatisch denn ide-
alistisch eingeordnet werden. Ihr kritischer Blick auf 
die Vereinten Nationen blieb bestehen; sie war sich 
stets der Stärken und Schwächen der Weltorganisa-
tion bewusst und hielt während ihrer Amtszeit eine 
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  7 Remarks by Ambassador Susan E. Rice, U.S. Permanent Represen-

tative to the United Nations at Howard University’s 145th Convoca-
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amerikanische Führung in den UN für notwendig. 
In einem Gespräch mit dem Magazin ›The New 
Yorker‹ im März 2013 äußerte sie, dass sie keine mo-
nolithisch idealistisch geprägten Vorstellungen be-
säße, da diese weder änderbar noch umzusetzen 
seien. Stattdessen bezeichnete sie sich amerikani-
schen Werten wie Demokratie und Menschenrechte 
eng verbunden.10  

Politisches Wirken als Botschafterin

Als Susan Rice das Amt der UN-Botschafterin und 
die Leitung der Ständigen Vertretung der USA in 
New York übernahm, war es ihre Aufgabe, Obamas 
Außenpolitik des Multilateralismus und des Wan-
dels deutlich zu machen und ein zuverlässiger Part-
ner bei den Vereinten Nationen zu sein. Dass die UN 
in den acht Jahren der Außenpolitik von George W. 
Bush keine allzu hohe Priorität besaßen, ist allgemein 
bekannt. Dies zeigte sich auch an den vielen Wechseln 
der Botschafter am East River, die unter Obama deut-
lich zurückgingen. Diese personellen Diskontinui-
täten in der Bush-Ära erschwerten die Zusammen-
arbeit der USA mit anderen Staaten, dem UN-Sekre- 
tariat und zivilgesellschaftlichen Organisationen.

Was die ›harten‹ Fakten des Wandels angeht, so 
konnte Rice die Glaubwürdigkeit der USA gegenüber 
der Weltorganisation deutlich steigern. Zum einen 
konnte sie Regierung und Kongress davon überzeu-
gen, im Herbst 2012 die noch offenen Beitragszah-
lungen der USA beim UN-Friedenssicherungshaus-
halt in Höhe von rund einer Milliarde US-Dollar 
zu begleichen.11 Darüber hinaus setzte sie sich dafür 
ein, dass die USA für einen Sitz im UN-Menschen-
rechtsrat 2009 erfolgreich kandidierten und 2012 
als Mitglied für weitere drei Jahre ab 2013 wieder-
gewählt wurden.12 Dies bedeutete eine Abkehr von 
der UN-Politik der Vorgängerregierung. Diese hatte 
den im Jahr 2006 neugegründeten Menschenrechts-
rat als Nachfolgeorgan der vielfach kritisierten Men-
schenrechtskommission bis zuletzt, aufgrund sei-
ner Mitgliederstruktur, als illegitim bezeich net und 
prinzipiell abgelehnt.

Neben den ›harten‹ Fakten gibt es auch noch ei-
nige ›weiche‹ Faktoren, wie ihr Auftreten, das Rice 
von ihren Vorgängern durchaus unterscheidet: Trotz 
ihrer teils schroffen, undiplomatischen Art gegenüber 
politischen Kontrahenten konnte sie Netzwerke auf-
bauen. Einige Delegierte, Journalisten und Wissen-
schaftler beschrieben sie als ehrliche, direkte Diplo-
matin und energische Person, die effektiv und über - 
zeugend auftrat. So gewann Rice Vertrauen und 
konnte nicht nur ihr persönliches Netzwerk zu an-
deren Diplomatinnen und Diplomaten in New York 
stetig ausbauen, sondern auch die USA stärker in 
die Arbeit der Vereinten Nationen einbinden. 

Wie bei einigen ihrer Vorgänger drückte sich Rice’ 
Vertrauensverhältnis zum Präsidenten auch dadurch 
aus, dass sie während ihrer Amtszeit die Ständige 

Vertretung bei den Vereinten Nationen zu einem 
›zweiten‹ Außenministerium aufwertete. Oftmals 
kommunizierte sie direkt mit dem Weißen Haus und 
ihrer dortigen Ansprechpartnerin und Freundin Sa-
mantha Power, statt mit dem Außenministerium 
unter Hillary Clinton. Power war in Obamas erster 
Amtszeit im ›Office of Multilateral Affairs and Hu-
man Rights‹ als ›Senior Director‹ für multilaterale 
Angelegenheiten im NSC tätig gewesen. Aufgrund 
Rice’ Wahlkampfhilfe für Obama war das Verhält-
nis zu Obamas früherer Konkurrentin, der späteren 
Außenministerin Hillary Clinton, nicht immer kon-
fliktfrei. 

Der Journalist und Kofi-Annan-Biograf James 
Traub bezeichnete Susan Rice als eine für Obama 
entscheidende Person bei den Vereinten Nationen, 
die für die USA nach wie vor eine wichtige multila-
terale Arena darstellen.13 Während ihrer gesamten 
Amtszeit hat Susan Rice immer wieder die von der 
Regierung Obama auferlegte Verpflichtung der USA 
zum Multilateralismus und zur Zusammenarbeit mit 
den UN-Mitgliedstaaten betont.14 Diese Maxime des 
multilateralen Handelns spiegelt auch die persönli-
che Einstellung Rice’ wider, die von einer post-hege-
monialen Ära ausgeht und die Notwendigkeit der 
internationalen Zusammenarbeit im 21. Jahrhun-
dert betont.

Es scheint so, als habe Susan Rice mit ihrer Durch-
setzungsfähigkeit und ihrem Einfluss bei den UN 
nahezu jedes für die USA wichtige Thema in New 
York, aber auch in Washington, D.C., erfolgreich 
vorangebracht: Sie gewann im Sicherheitsrat eine 
Mehrheit für die Intervention in Libyen, erreichte 
schärfere UN-Sanktionen gegen Iran und Nordko-
rea und arbeitete daran, die Spannungen zwischen 
Sudan und Südsudan abzubauen. Auch wenn sie die-
se Themen nicht allein bearbeitete, war sie doch 
meist die treibende Kraft. Erfolglos blieben jedoch 
ihre Bemühungen in Bezug auf den Bürgerkrieg in 
Syrien. Selbst mit Unterstützung Ban Ki-moons und 
dessen Sondergesandten Kofi Annan und Lakhdar 
Brahimi war es ihr nicht möglich gewesen, im Sicher-

10 Vgl. The New Yorker, The Big Story: Reimagining America’s Foreign 

Policy, 11.3.2013, www.newyorker.com/online/blogs/newsdesk/2013/ 

03/barack-obama-foreign-policy-big-story.html (ab 37:40 Min.).

11 Betsy Pisik, U.S. Set to Pay Its Debt to U.N., Washington Times, 

6.8.2009, www.washingtontimes.com/news/2009/aug/6/us-set-to-

pay-its-debt-to-un/ sowie James Traub, The Point Guard, Foreign Po-

licy, September/Oktober 2012, www.foreignpolicy.com/articles/2012 

/08/13/the_point_guard 

12 Siehe: www.un.org/News/Press/docs//2012/ga11310.doc.htm

13 Traub, a.a.O. (Anm. 11).

14 Nationale Sicherheitsstrategie der USA, Mai 2010, S. 12ff., www.

whitehouse.gov/sites/default/files/rss_viewer/national_security_

strategy.pdf
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heitsrat eine Mehrheit für eine Verurteilung der sy-
rischen Regierung zu erreichen. Sie konnte die bei-
den Vetomächte Russland und China nicht dafür 
gewinnen. Der Syrien-Konflikt führte auch zu vor-
übergehenden persönlichen Spannungen zwischen 
Susan Rice und ihrem russischen Kollegen Witali 
Tschurkin.15 Das einzige Veto im Namen der USA 
während ihrer Amtszeit legte Rice im Februar 2011 
beim Thema Nahost-Konflikt ein. Sie lehnte eine Ver-
urteilung des israelischen Siedlungsbaus im West-
jordanland ab. Die USA waren die einzigen, die ge-
gen den von arabischen Staaten eingebrachten Ent - 
wurf gestimmt hatten, und damit erstmalig im Si-
cherheitsrat isoliert. Rice nahm mit dieser Abstim-
mung Rücksicht auf inneramerikanische Konstan-
ten, Israel gegen Verurteilungen durch eine Mehr - 
heit von UN-Mitgliedstaaten zu schützen.16 

Insgesamt schien die Mehrzahl des diplomatischen 
Korps gern mit Susan Rice zusammengearbeitet zu 
haben. Traub schreibt dazu: »Was Diplomaten am 
meisten von einem amerikanischen Botschafter er-
warten, ist die Fähigkeit, das zu liefern, was er oder 
sie verspricht.«17 Ihre enge Beziehung zum Präsiden-
ten als politisch Ernannte (›political appointee‹, im 
Gegensatz zu einem Berufsdiplomaten) ermöglich-
te genau dies und konnte die USA während Oba-
mas erster Amtszeit wieder stärker an die Weltor-
ganisation heranführen.

Samantha Power

Barack Obamas Entscheidung im Juni 2013, Saman-
tha Power als Nachfolgerin von Rice zu ernennen, 
kann als ein starkes Signal an alle Menschenrecht-
ler gewertet werden. In ihren ersten Kommentaren 
bei der Ernennung sagte Power, dass sie die Idee 
und die Arbeit der Vereinten Nationen unterstütze, 
auch wenn es immer wieder Misserfolge bei der Si-
cherung des Friedens gebe.18 Power ist davon über-
zeugt, dass die USA die Rolle des kritischen Wäch-
ters und zugleich eine Führungsrolle bei der Un ter- 
stützung der Weltorganisation übernehmen sollten. 
Diese Überzeugung ist nicht grundsätzlich neu: Ne-
ben Susan Rice hoben auch zahlreiche ihrer Vor-
gänger die außergewöhnliche Stellung der USA in 
den UN hervor. Diese Sonderrolle ist bedingt durch 
die UN-Gründungsgeschichte, den Amtssitz in New 
York, den höchsten Beitragsanteil am ordentlichen 
Haushalt (22 Prozent) und dem für die UN-Friedens-
sicherung (rund 25 Prozent) sowie schließlich und 
maßgeblich durch die ständige Mitgliedschaft der 
USA im Sicherheitsrat. Interessant ist jedoch, dass Po-
wer den Schwerpunkt ihrer Arbeit nicht allein auf die 
Wahrung der sicherheitspolitischen Interessen der 
USA legen möchte, sondern auch auf die Stärkung der 
Menschenrechte. Ihre Anhörung im außenpolitischen 
Ausschuss des Senats am 17. Juli 2013 bestätigte 
diese Agenda.19 

Frau und jung

Samantha Power ist der 28. reguläre und der vierte 
weibliche reguläre Botschafter bei den UN. Auch bei 
Power gibt es eine Besonderheit: Sie ist mit nur 42 
Jahren die jüngste Leiterin der Ständigen Vertre-
tung in New York; Rice und Young waren bei Amts-
antritt 45 Jahre alt.

Journalistin, Publizistin, Beraterin

Das Thema Menschenrechte zieht sich wie ein ro-
ter Faden durch Powers Biografie: Geboren in Ir-
land, wanderte sie mit ihren Eltern im Alter von 
neun Jahren in die USA aus. Nach ihrem Abschluss 
an der Yale-Universität arbeitete sie als Journalistin. 
Von 1993 bis 1996 berichtete sie als freie Journa-
listin vor Ort von den Balkan-Kriegen und erlebte 
die Schrecken dieses langen und brutalen Bürger-
kriegs hautnah. Zurück in den USA besuchte sie die 
›Harvard Law School‹ und schloss im Jahr 1999 mit 
einem Master ab. 

Im Jahr 2002 schrieb sie ein für ihren weiteren 
Werdegang wichtiges Buch, wofür sie auch den re-
nommierten Pulitzer-Preis gewann: ›A Problem from 
Hell: America and the Age of Genocide‹. Darin be-
handelt Power die Frage, warum die internationale 
Gemeinschaft und die USA im 20. Jahrhundert nicht 
in der Lage gewesen waren, Völkermorde zu verhin-
dern oder zu beenden. Im Jahr 2008 folgte eine Bio-
grafie20 über den UN-Sonderbeauftragten Sergio 
Vieira de Mello, der am 19. August 2003 bei einem 
Bombenanschlag auf den UN-Sitz in Bagdad ums 
Leben kam. Darin lobt sie die Bemühungen der Ver-
einten Nationen, Irak nach der britisch-amerikani-
schen Militärintervention zu befrieden. Sie war aus 
menschenrechtlichen Erwägungen gegen diese Inter-
vention gewesen.

Samantha Power war von 1998 bis 2002 als Grün-
dungsmitglied Geschäftsführende Direktorin des 
›Carr Center for Human Rights Policy‹ an der ›J. F. 

15 Colum Lynch, Rice, Churkin Trade Blows in Security Council, Turtle 

Bay Blog, 13.3.2013, http://turtlebay.foreignpolicy.com/posts/2013/03 

/13/cold_war_un_rice_churkin 

16 Ed Pilkington, US Vetoes UN Condemnation of Israeli settlements, 

19.2.2011, www.theguardian.com/world/2011/feb/19/us-veto-israel-

settlement. Der frühere amerikanische UN-Botschafter Andrew Young 

verfolgte als einer der wenigen Botschafter eine insgesamt kritische 

Israel-Politik, was später zu seinem Rücktritt führte, siehe Seymour 

M. Finger, Your Man at the UN. People, Politics, and Bureaucracy in Ma-

king Foreign Policy, New York, 2. aktualisierte Auflage 1988, S. 283–286.

17 Traub, a.a.O. (Anm. 11).

18 Remarks by the President, a.a.O. (Anm. 3).

19 Siehe www.foreign.senate.gov/hearings/nomination-07-17-2013

20 Samantha Power, Chasing the Flame: One Man’s Fight to Save 

the World, New York u.a. 2008.
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Kennedy School of Government‹ der Harvard-Uni-
versität. Dort wurde sie später zum ›Anna Lindh 
Professor of Practice of Global Leadership and Pu-
blic Policy‹ berufen.21 Im Jahr 2005 begann sie, als 
außenpolitische Beraterin für Barack Obama unter 
anderem zum Darfur-Konflikt zu arbeiten. Obama 
war zu diesem Zeitpunkt Senator des Bundesstaates 
Illinois. Während Obamas Präsidentschaftskampa-
gne wurde sie seine außenpolitische Beraterin, trat 
jedoch im März 2008 zurück, weil sie Obamas 
demokratische Konkurrentin Hillary Clinton als 
»Monster« bezeichnet hatte.22 Nach Obamas erfolg-
reicher Präsidentschaftswahl wurde Samantha Power 
Ende November 2008 Teil des Teams des Außenmi-
nisteriums, das die administrative Übergabe der Vor-
gängerregierung organisiert, und von Januar 2009 
bis März 2013 war sie ›Senior Director‹ im NSC. 
Als ›Senior Director‹ hatte sie im Weißen Haus die 
Führungsposition inne, die sich mit den Vereinten 
Nationen beschäftigte, und stand ständig in engem 
Kontakt zum Präsidenten und zur damaligen UN-
Botschafterin Susan Rice.

Außenpolitische Grundeinstellung

Am 1. August 2013 bestätigte der amerikanische Se-
nat Powers Ernennung zur UN-Botschafterin und 
Leiterin der Ständigen Vertretung mit 87 zu 10 Stim-
men. Dies zeigt zum einen, dass Obama ihr vertraut, 
und zum anderen, dass der Senat ihre außenpolitische 
Grundeinstellung und ihren thematischen Schwer-
punkt Menschenrechte und Verhütung von Völker-
mord grundsätzlich teilt.23 In ihrem Buch ›A Problem 
from Hell‹ kommt ihre außenpolitische Grundein-
stellung zum Ausdruck. Sie nennt darin zwei Grün-
de, warum die USA Völkermorde verhindern müss-
ten: erstens aufgrund der moralischen Ver pflichtung, 
unschuldiges Leben zu schützen, da die USA die 
Macht da zu hätten; zweitens aus Eigeninteresse, 
da Völkermorde die regionale Stabilität gefährde-
ten, Flücht lingsströme verursachten und ein Ab-
warten autoritären Regimen signalisierte, Genozi-
de seien ein von der Staatengemeinschaft toleriertes 
Mittel. Ihr Resümee geht jedoch noch in eine andere 
Richtung. Auch wenn einige sie als »liberalen Fal-
ken«24 bezeichnen, verteidigt sie längst nicht jede 
amerikanische Militärintervention. Vielmehr geht 
es Power um die Schaffung von internationaler Öf-
fentlichkeit und öffentlichem Druck.25 Sie betont 
einen multilateralen Ansatz unter amerikanischer 
Führung, bei dem die USA öffentlich Völkermorde 
anprangern und gemeinsam mit ihren Verbündeten 
Sanktionen beschließen sollten. Aufgrund ihrer Er-
fahrungen aus den Balkan-Kriegen favorisiert sie hier 
Schutzzonen für die Zivilbevölkerung und UN-Trup-
pen mit einem robusten Mandat nach Kapi  tel VII 
der UN-Charta mitsamt Luftunterstützung, um die-
se Zonen zu verteidigen. Die für Power schlimmste 
Reaktion auf einen (drohenden) Völkermord ist, wie 

21 Ihr Lebenslauf siehe: www.whitehouse.gov/blog/author/Saman 

tha%20Power

22 Vgl. Ian Swanson, Power Called Hillary Clinton ›a Monster‹, The 

Hill, 5. Juni 2013, http://thehill.com/blogs/global-affairs/un-treaties 

/303535-power-called-hillary-clinton-a-monster

23 Senate Confirms Samantha Power as New U.N. Ambassador, Reu-

ters, 1.8.2013, www.reuters.com/article/2013/08/01/us-usa-congress 

-power-idUSBRE97017420130801

24 Jacob Heilbrunn, Samantha and Her Subjects, The National Interest, 

Mai/Juni 2011, http://nationalinterest.org/article/samantha-her-sub-

jects-5161?page=1

25 Ihren Willen, die breite Öffentlichkeit für diese Themen zu sensi-

bilisieren und zu mobilisieren, bewies sie eindrucksvoll bei ihrer ersten 

öffentlichen Rede als UN-Botschafterin in Los Angeles. Dort stellte 

sie ihre Kampagne unter dem Hashtag #WhatMatters vor, über den 

jede/r online ihr und der Ständigen Vertretung bei den UN seine oder 

ihre Themen, Fragen und Anregungen für die amerikanische Außen-

politik zusenden kann. Vgl. Remarks by Ambassador Samantha Power, 

U.S. Permanent Representative to the United Nations at the Fourth 

Estate Leadership Summit, 10.8.2013, http://usun.state.gov/briefing/

statements/213034.htm

26 Fact Sheet: President Obama Directs New Steps to Prevent Mass 

Atrocities and Impose Consequences on Serious Human Rights Violators, 

Washington, D.C., 4.8.2011, www.whitehouse.gov/the-press-office/ 

2011/08/04/fact-sheet-president-obama-directs-new-steps-prevent 

-mass-atrocities-and; siehe auch Sarah Brockmeier/Gerrit Kurtz/Philipp 

Rotmann, Schutz und Verantwortung. Über die US-Außenpolitik zur 

Verhinderung von Gräueltaten, Heinrich-Böll-Stiftung, Berlin, Juli 2013, 

www.boell.de/publikationen/publikationen-schutz-verantwortung-

voelkermord-intervention-publikation-demokratie-18004.html

27 Testimony of U.S. Permanent Representative-designate Samantha 

Power Before the Senate Committee on Foreign Relations, Washing-

ton, D.C., 17.7.2013, www.foreign.senate.gov/imo/media/doc/Power_

Testimony.pdf

für Susan Rice, Schweigen oder Nichtstun wie im Fal-
le Ruandas.

In welchem Maße Powers Grundeinstellung Oba-
mas Außenpolitik beeinflusste, zeigt die Einrich-
tung des bereits angesprochenen und auch von Susan 
Rice unterstützten ›Atrocities Prevention Board‹ im 
August 2012.26 Obamas zugrundeliegende Direk-
tive ein Jahr zuvor greift beide Schlussfolgerungen 
Powers auf: die moralische und die sicherheitspoli-
tische Relevanz dieses Themas für die USA.

Prognosen für die Amtszeit

Während der Anhörung im Senat27 nannte Power 
die drei Prioritäten ihrer Amtszeit: Erstens wolle sie 
darauf hinarbeiten, dass die UN Israel fair behan-
deln. Zweitens müssten die UN effizienter werden, 
was die Notwendigkeit von Reformen und eine 
grundsätzliche Senkung des UN-Haushalts einschlie-
ße. Und drittens müssten die UN für Menschen-
rechte eintreten, die sowohl amerikanische als auch 
universelle Werte seien. Die ersten Prioritäten unter-
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scheiden sich nicht von denen ihrer Vorgänger und 
sind den traditionellen Forderungen des Kongresses 
geschuldet.28 Interessant ist Powers dritte Priorität, 
die ihre persönliche Agenda und den Schwerpunkt 
ihrer Arbeit in New York darstellt. 

Trotz ihres Einflusses war Power in der Vergan-
genheit nicht in der Lage gewesen, Obamas Politik 
bei Themen wie dem Krieg gegen den Terror, Guan-
tánamo oder den Drohneneinsätzen zu ändern, da 
diese meist vom Verteidigungsministerium und den 
Geheimdiensten dominiert werden. Sie konzentrier-
te sich daher auf Themen, die sie beeinflussen konn-
te – dies könnte auch bei ihrer UN-Politik der Fall 
sein.29 Während ihrer Tätigkeit im Weißen Haus kon-
zentrierte sich Power auf Themen wie UN-Reform 
und Menschenrechte. So widmete sie sich beispiels-
weise der Förderung der Rechte von Frauen, Homo- 
und Bisexuellen sowie Transgender, der Förderung 
der Religionsfreiheit, der Schutzverantwortung und 
der Demokratieförderung, wie beispielsweise im Na -
hen Osten, in Sudan, Nordafrika und Myanmar. Die-
se Themen könnten für sie auch in den UN eine wich-
tige Rolle spielen.30 Im Syrien-Konflikt wird sich 
Power weiterhin für eine stärkere internationale Un-
terstützung der gemäßigten Opposition und einen 
politischen Prozess einsetzen, der mit der vom Si-
cherheitsrat verabschiedeten Resolution 2118 vom  
27. Sep tember 2013 unter Umständen wieder mög-
lich geworden ist. 31 Bis dahin ist es jedoch noch ein 
langer Weg; für eine militärische Intervention der 
USA wird sie sich aber vermutlich bis auf Weiteres 
nicht stark machen.  

Insgesamt ist von den USA auch unter Samantha 
Power eine weiterhin starke Unterstützung für die 
multilaterale Zusammenarbeit zu erwarten. In der 
Ära nach dem 11. September 2001 und in einer 
Zeit sinkender Budgets sind die USA mehr denn je 
auf multilaterale Kooperation angewiesen. Und seit 
langem tritt Power glaubwürdig für die Stärkung 
des Völkerrechts und internationaler Institutionen 
ein, wie die UN oder auch den Internationalen Straf-
gerichtshof (IStGH).32 Wenngleich dies nicht heißt, 
dass die USA dem Römischen Statut des IStGH bei-
treten werden, ist eine engere Kooperation durchaus 
möglich. Powers Aufgabe in New York wird sein, den 
von Susan Rice eingeschlagenen Weg fortzusetzen. 

Neben diesen Themen könnten auch ihr persön-
licher Hintergrund und ihr Auftreten Obamas au-
ßenpolitische Agenda in der Weltorganisation unter-
stützen. Wie Susan Rice ist auch Samantha Power 
keine Berufsdiplomatin, sondern eine politische Er-
nannte. Sie ist ähnlich wie Rice bekannt für ihren 
direkten Umgangston, was in der Welt der Diplo-
matie eher ungewöhnlich ist. Von Power ist jedoch 
kein konfrontativer Stil zu erwarten, wie es unter frü-
heren UN-Botschaftern wie Daniel P. Moynihan, 
Jeane Kirkpatrick oder John Bolton der Fall war. 
Und Power könnte wie ihr früherer Mentor und 

UN-Botschafter Richard Holbrooke (1999–2001), 
den sie in Bosnien kennenlernte, die UN als einen 
notwendigen internationalen Akteur für die Lösung 
globaler Probleme betrachten und als Möglichkeit, 
amerikanischen Interessen zu dienen.33  

Fazit

Beide Frauen teilen die negativen Erfahrungen mit 
den Völkermorden in Ruanda und Jugoslawien der 
neunziger Jahre, bei denen sowohl die USA als auch 
der Rest der internationalen Gemeinschaft weitge-
hend untätig blieben. Diese Erfahrungen prägten und 
prägen beide Akteurinnen bei ihrer Amtsausübung 
in New York. Für Demokratie und Menschenrechte 
wird Samantha Power weiterhin eintreten, gleich-
zeitig aber die amerikanischen Interessen nicht aus 
dem Blick verlieren. Vielmehr wird sie die übrigen 
UN-Mitgliedstaaten – auch Deutschland – bei der 
Verfolgung dieser Agenda in die Pflicht nehmen. Die 
multilaterale Einbindung der USA in die UN und 
die Akzeptanz der UN in den USA hatte sich Rice 
und hat sich nun auch Power auf die Fahne geschrie-
ben. Zusammen mit Susan Rice als nationaler Si-
cherheitsberaterin wird Samantha Power den Prä-
sidenten weiterhin außenpolitisch beraten. Power 
wird als UN-Botschafterin nicht notwendigerwei-
se in einer stärkeren Position sein, aber sie wird ein 
stärkeres öffentliches Profil haben, während sie die 
USA bei den Vereinten Nationen vertritt, aber eben 
auch – wie Susan Rice – die Vereinten Nationen in 
den USA.

28 Brian Knowlton, Senate Panel Questions Nominee for U.N. Ambas-

sador, The New York Times (NYT), 17.7.2013, www.nytimes.com/2013 

/07/18/world/senate-panel-questions-nominee-for-un-ambassador.

html?_r=0

29 Suzanne Nossel, How Samantha Power Could Change U.S. Diplo-

macy, Foreign Affairs, 5.6.2013, www.foreignaffairs.com/articles/139437/

suzanne-nossel/how-samantha-power-could-change-us-diplomacy

30 Sheryl Gay Stolberg, Still Crusading, But Now on the Inside, NYT, 

29.3.2011, www.nytimes.com/2011/03/30/world/30power.html?_r=0

31 Remarks by Ambassador Samantha Power at the Security Council 

Stakeout on Syria, New York, 5.9.2013 http://usun.state.gov/briefing/
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ria, New York, 26.9.2013 http://usun.state.gov/briefing/statements/ 

214832.htm

32 Vgl. Samantha Power, Boltonism, The New Yorker, 21.3.2005, www.

newyorker.com/archive/2005/03/21/050321ta_talk_power

33 Nossel, a.a.O. (Anm. 29). Vgl. auch Derek Chollet/Samantha Power 

(Eds.), The Unquiet American. Richard Holbrooke in the World, New 

York 2011, insbesondere S. 310–318.
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Langer Weg zur sexuellen Selbstbestimmung 
Der Schutz von LSBTI durch die Vereinten Nationen

Karsten Schubert

Menschenrechtsverletzungen aufgrund sexueller 
Orientierung und Geschlechtsidentität (SOGI) wur-
den auf internationaler Ebene lange Zeit kaum zur 
Kenntnis genommen. Doch seit einigen Jahren wird 
dem Thema in den Vereinten Nationen breiterer 
Raum eingeräumt. Die Yogyakarta-Prinzipien und 
eine Studie des Amtes des Hohen Kommissars für 
Menschenrechte stellen nur die ersten Schritte auf 
dem Weg zu einem umfassenderen Schutzansatz 
dar. Er muss gegen den Widerstand vieler Staaten 
weiterverfolgt werden.

Die geplante Einführung der Todesstrafe für Homo-
sexualität in Uganda im Jahr 2009 und das Verbot 
›homosexueller Propaganda‹ in Russland in den Jah-
ren 2012/2013 haben weltweit Empörung ausgelöst. 
Doch Menschenrechtsverletzungen gegen Lesben, 
Schwule, Bisexuelle und trans- und intergeschlecht-
liche Menschen (LSBTI) sind weit verbreitet. Sie fin-
den vielfach und in allen Teilen der Welt statt. Ho-
mosexuelle Handlungen sind in 76 Staaten strafbar; 
in Iran, Jemen, Mauretanien, Saudi-Arabien und Su-
dan kann dafür sogar die Todesstrafe verhängt wer-
den.1 Nachdem das Thema lange Zeit auf der inter-
nationalen Ebene ignoriert wurde, sind seit den 
neun ziger Jahren immer mehr Fortschritte zu ver-
zeichnen. Den vorläufigen Höhepunkt dieser Ent-
wicklung stellt die im Jahr 2011 zu diesem Thema 
verabschiedete Resolution 17/19 des Menschenrechts-
rats dar. 

Im Folgenden soll zunächst die Besonderheit der 
Menschenrechtsverletzungen, denen LSBTI ausge-
setzt sind, erläutert werden. Danach werden die be-
stehenden Menschenrechtsinstrumente und Maß-
nahmen verschiedener UN-Organisationen vorge - 
stellt. Abschließend werden die grundsätzlichen 
Schwie rigkeiten des internationalen Menschenrechts-
schutzes von LSBTI erörtert.

Sexuelle Orientierung: Menschenrechts-
verletzungen an Lesben, Schwulen und 
Bisexuellen

Sexuelle Orientierung bedeutet »die Fähigkeit eines 
Menschen, sich emotional und sexuell intensiv zu 
Personen desselben oder eines anderen Geschlechts 
(gender) oder mehr als einen Geschlechts (gender) 
hingezogen zu fühlen und vertraute und sexuelle Be-
ziehungen mit ihnen zu führen«.2 Von Gewalt und 
Diskriminierungen aufgrund sexueller Orientierung 
sind Menschen betroffen, die sich als Lesben, Schwu -

le und Bisexuelle (LSB) definieren oder als solche 
wahrgenommen werden, auch in Staaten ohne die 
oben angesprochene Strafgesetzgebung. Viele LSB 
leiden an körperlicher und psychischer Gewalt, die 
aber nicht staatlich verfolgt, sondern oft sogar staat-
lich gefördert wird. Im Bildungssystem, im Gesund-
heitssystem, in der Arbeitswelt und auf dem Woh-
nungsmarkt werden LSB diskriminiert; sie sind des - 
halb in vielen Ländern besonders von Armut bedroht. 
Gleichgeschlechtliche Partnerschaften sind in fast al-
len Staaten schlechter gestellt als gegengeschlecht-
liche. In vielen Staaten wird, wie in Russland, zusätz-
lich Menschenrechts- und Bildungsarbeit erschwert.3 

Geschlechtsidentität: Menschenrechts-
verletzungen an transgeschlechtlichen 
Menschen

Geschlechtsidentität ist definiert als »das tief emp-
fundene innere und persönliche Gefühl der Zuge-
hörigkeit zu einem Geschlecht (gender), das mit dem 
Geschlecht (sex), das [sic!] der betroffene Mensch 
bei seiner Geburt zugewiesen wurde, übereinstimmt 
oder nicht übereinstimmt; dies schließt die Wahr-
nehmung des eigenen Körpers mit ein (darunter auch 
die freiwillige Veränderung des äußeren körperli-
chen Erscheinungsbildes oder der Funktionen des 
Körpers durch medizinische, chirurgische oder an-
dere Eingriffe) sowie andere Ausdrucksformen des 
Geschlechts (gender), z.B. durch Kleidung, Sprache 
und Verhaltensweisen.«4 Von Diskriminierungen und 
Gewalt aufgrund ihrer Geschlechtsidentität sind 
Transgender beziehungsweise transgeschlechtliche 
Menschen betroffen, also Menschen, »die nicht in 
dem Geschlecht leben können oder wollen, welchem 
sie bei ihrer Geburt zugeordnet wurden. Hierzu 
zählen Transsexuelle, Drags, Transidenten, Cross-
Dresser und viele mehr.«5
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Wegen der Nichtübereinstimmung der Ausdrucks-
formen ihres Geschlechts und ihrer Körper mit den 
geltenden Normen von Männlichkeit und Weiblich-
keit sind transgeschlechtliche Menschen in allen Staa-
ten Gewalt und Diskriminierungen ausgesetzt. Man-
che transgeschlechtliche Menschen möchten ihren 
Vornamen und Personenstand, ihren Körper oder 
beides ändern und an ihre Geschlechtsidentität an-
passen. Dies ist in keinem Staat problemlos möglich 
und kann in den meisten Staaten nur unter Bedin-
gungen erfolgen, die das Recht auf sexuelle Selbst-
bestimmung einschränken. Dazu gehören paterna-
listische und pathologisierende psychologische oder 
medizinische Untersuchungen, durch die transge-
schlechtlichen Menschen die Definitionsmacht über 
ihre Geschlechtsidentität abgesprochen wird. Für 
eine Personenstandsänderung ist in vielen Staaten 
eine weitestgehende Angleichung des Körpers an 
das männliche respektive weibliche Ideal erforder-
lich. Jedoch möchten sich nicht alle transgeschlecht-
lichen Personen diesen medizinischen Eingriffen 
unterziehen. Teilweise sind diese Maßnahmen au-
ßerdem an weitere Bedingungen wie Sterilisation 
gebunden, was einen schweren Eingriff in das Selbst-
bestimmungsrecht darstellt.6 Die Kosten für ge-
schlechtsangleichende Maßnahmen werden zudem 
oft nicht oder nur unzureichend vom Gesundheits-
system getragen. Interessenverbände fordern des-
halb freien und selbstbestimmten Zugang zu den ver-
schiedenen sozialen, rechtlichen und medizinischen 
Maßnahmen, die es ermöglichen, ein Leben nach der 
eigenen Geschlechtsidentität zu leben.

›Uneindeutige‹ körperliche Merkmale: 
Menschenrechtsverletzungen an  
intergeschlechtlichen Menschen

Intergeschlechtliche Menschen7 werden mit körper-
lichen Merkmalen geboren, die medizinisch als ›ge-
schlechtlich uneindeutig‹ gelten. In den meisten Staa-
ten werden intergeschlechtliche Personen bei der 
Geburt dem männlichen oder weiblichen Geschlecht 
zugewiesen. Ihr Körper wird operativ daran ange-
passt, ohne dass sie ihre Einwilligung hätten geben 
können. Diese medizinisch-kosmetischen Eingriffe 
sind nicht mehr rückgängig zu machen. Sie werden 
oft vorgenommen, ohne dass sie für das Kind ge-
sundheitlich notwendig sind und obwohl sie ge-
sundheitsschädlich und sensibilitätseinschränkend 
sein können. 

Viele intergeschlechtliche Menschen leiden an 
den Folgen der ohne ihr Einverständnis vorgenom-
menen kosmetischen Eingriffe, die eine massive Ver-
letzung der körperlichen Integrität und Selbstbe-
stimmung darstellen. Interessenverbände lehnen des - 
halb alle Eingriffe ab, die nicht aus ernsten gesund-
heitlichen Gründen erfolgen oder auf der informier-
ten Einwilligung der Patient_innen8 beruhen. Eine 

notwendige Bedingung dafür ist, dass die Eingriffe 
in einem Alter geschehen, in dem die Betroffenen 
überhaupt informiert einwilligen können. Insbeson-
dere wird kritisiert, dass Intergeschlechtlichkeit als 
Krankheit definiert wird. Dies führt zu Bevormun-
dung und dem geschilderten Zwang zu einem Kör-
per, der der geltenden Norm von Weiblichkeit oder 
Männlichkeit entspricht.9  

Intergeschlechtlichkeit wird teils mit Transge-
schlechtlichkeit verwechselt, obwohl die Problem-
lagen unterschiedlich sind. Während manche trans-
geschlechtliche Menschen für den Zugang zu ge - 
wünschten medizinischen Operationen kämpfen, 
wehren sich intergeschlechtliche Menschen gegen auf-
gedrängte medizinische Maßnahmen.10 Interessen-
verbände kritisieren, dass sie nicht durch das Diskri-
minierungsmerkmal ›Geschlechtsidentität‹ geschützt 
sind und fordern eine Erweiterung auf ›Geschlechts-
merkmale‹ (sex traits)11 beziehungsweise ›Geschlecht‹ 
(sex)12 und eine Einbeziehung durch die Verwendung 
der Abkürzung LSBTI statt LSBT.

Heteronormativität –  
das vereinende Problem

Menschenrechtsverletzungen aufgrund sexueller Ori-
entierung, Geschlechtsidentität und Geschlecht sind 
also nicht einheitlich. Andererseits können die Gren-
zen verschwimmen, weil diese Kategorien vermischt 
oder verwechselt werden. Beispielsweise gelten Schwu - 
le in den Augen vieler Menschen als verweiblicht. 

  6 Für einen Überblick zu diesen Bestimmungen in verschiedenen Län-

dern siehe www.transrespect-transphobia.org

  7 Im deutschen Sprachraum wird dieser Begriff gegenüber Interse-

xualität bevorzugt, vgl. www.intersexualite.de

  8 Um auch Geschlechtsidentitäten einzubeziehen, die nicht eindeu-

tig männlich oder weiblich sind, verwendet der Autor den Unterstrich, 

auch ›Gender-Gap‹ genannt, nach Steffen Hermann (s_he), Performing 

the Gap, Queere Gestalten und geschlechtliche Aneignung, arranca!, 

November 2003, S. 22–26.

  9 Vgl. die Forderungen der Bundesdeutschen Vertretung der Inter-

nationalen Vereinigung Intergeschlechtlicher Menschen (IVIM)/Or-

ganisation Intersex International (OII), www.intersexualite.de/index 

.php/forderungen/ und Claudia Lohrenscheit/Anne Thiemann, Sexu-

elle Selbstbestimmungsrechte, in: Claudia Lohrenscheit (Hrsg.), Se-

xuelle Selbstbestimmung als Menschenrecht, Baden-Baden 2009, S. 15–

40, hier S. 34ff.

10 Vgl. Arn Sauer/Jana Mittag, Geschlechtsidentität und Menschen-

rechte im internationalen Kontext, in: Aus Politik und Zeitgeschichte 

(APuZ), 62. Jg., 20–21/2012, S. 55–62.

11 Vgl. Open Letter to Navi Pillay, OII International, 10.12.2012, www.

intersexualite.de/wp-content/uploads/pdfdaten/UNltrPramanik.pdf

12 Vgl. Morgan, Why Intersex Is Not a Gender Identity, and the Im-

plications for Legislation, 12.3.2012, oii.org.au/17680/intersex-sex-

not-gender-identity
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Wenn eine als männlich wahrgenommene Person 
in einem solchen Kontext aufgrund als zu weiblich 
wahrgenommener Erscheinungs- und Verhaltens-
weisen angegriffen wird, lässt sich eine solche Tat 
nicht eindeutig in Gewalt aufgrund sexueller Orien-
tierung oder Geschlechtsidentität einordnen.

Dass die Menschenrechtsverletzungen an LSBTI 
trotz ihrer Unterschiedlichkeit zusammen behan-
delt werden, liegt daran, dass sie alle auf ein Prob-
lem zurückgeführt werden können: die herrschenden 
Normen von Heterosexualität und Zweigeschlecht-
lichkeit (Heteronormativität). »Diese Normen sind 
dann erfüllt, wenn drei Kriterien des Geschlechts 
in Übereinstimmung gebracht werden: sex, gender 
und desire (biologisches Geschlecht, soziales Ge-
schlecht und sexuelles Begehren). Dies besagt, dass 
eine ›richtige Frau‹ einen weiblichen Körper hat, sich 
›weiblich‹ fühlt und verhält, und ihr Begehren sich 
auf Männer richtet. Im Umkehrschluss verfügt ein 
›richtiger Mann‹ über einen männlichen Körper, ver-
hält sich ›männlich‹ und liebt Frauen.«13 Heteronor-
mativität wird durch eine feindliche Einstellung ge-
genüber Homosexuellen und transgeschlechtlichen 
Menschen gefördert. Sofern patriarchale Herrschafts-
strukturen, die mehr oder weniger stark ausgeprägt 
überall auf der Welt existieren, auf heteronormativ 
eindeutig definierten Geschlechterrollen beruhen, 
ist es nicht verwunderlich, dass Homo- und Trans-
phobie ein so verbreitetes Phänomen sind.

Der internationale  
Menschenrechtsschutz von LSBTI

In den letzten Jahren wurden auf der internationa-
len Ebene erhebliche rechtliche Fortschritte beim 
Schutz von LSBTI erreicht. Verschiedene Vertrags-
ausschüsse und UN-Organe haben Menschenrechts-
verletzungen aufgrund SOGI benannt und kriti-
siert. Die ›Yogyakarta-Prinzipien zur Anwendung 
der Menschenrechte in Bezug auf die sexuelle Orien-
tierung und Geschlechtsidentität‹ aus dem Jahr 2007 
und die Resolution 17/19 des Menschenrechtsrats im 
Jahr 2011 sind zwei Meilensteine dieser Entwick-
lung. Sie behandeln das Thema SOGI als ein eigen-
ständiges und bündeln damit die parallelen Entwick-
lungen in den verschiedenen UN-Organen. 

Dabei verlief die Thematisierung der Rechte von 
LSBTI schrittweise: Sie begann mit sexueller Ori-
entierung und schloss seit 2005 immer öfter auch 
Geschlechtsidentität ein. Die Einbeziehung von in-
tergeschlechtlichen Menschen beginnt gerade erst.14 
Dies hängt auch damit zusammen, dass männliche 
Homosexualität im Zuge der HIV/Aids-Krise in der 
Gesundheitspolitik thematisiert werden konnte und 
so einen Ansatz bot, das Thema sexuelle Orientie-
rung auf die Agenda zu setzen.15 Im Folgenden soll 
ein kurzer Überblick zu den Entwicklungen im UN-
Menschenrechtsregime allgemein gegeben und an-

schließend auf die Yogyarkarta-Prinzipien und die 
Resolution des Menschenrechtsrats eingegangen wer-
den.

Schutz durch Vertragsausschüsse  
und Sonderberichterstatter

SOGI war in der internationalen Menschenrechts-
politik lange Zeit verpönt und tabuisiert. In den 
neunziger Jahren änderte sich dies langsam. Auf der 
2. Weltmenschenrechtskonferenz 1993 und auf der 
4. Weltfrauenkonferenz 1995 war die Aufnahme von 
SOGI als Diskriminierungsmerkmale vorgeschlagen 
worden, scheiterte aber am Widerstand verschiede-
ner Staaten.16 Auch Menschenrechtsorganisationen 
begannen erst in den neunziger Jahren, sich mit dem 
Thema SOGI zu befassen.17 Die ›International Les-
bian and Gay Association‹ (ILGA) wurde im Jahr 
1993 als erste nichtstaatliche Organisation (NGO), 
die sich mit LSBT-Themen befasst, der Konsultativ-
status des UN-Wirtschafts- und Sozialrats gewährt; 
es folgten weitere LSBT-NGOs, wobei manche An-
träge auch am Widerstand einiger Staaten scheiter-
ten oder mehrmals vertagt wurden.18 

Die wichtigsten allgemeinen Menschenrechtsin-
strumente, aus denen Schutzrechte für LSBTI abge-
leitet werden können, sind der Internationale Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte (Zivilpakt), 
der Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte (Sozialpakt), das Überein-
kommen zur Beseitigung jeder Form von Diskrimi-
nierung der Frau (CEDAW), die Anti-Folter-Kon-
vention (CAT) und die Kinderrechtskonvention 
(CRC). Diese Instrumente werden seit den neunzi-
ger Jahren immer stärker für den Schutz von LSBTI 
interpretiert und genutzt –  sowohl in der Spruch-

13 Lohrenscheit/Thiemann, in Lohrenscheidt (Hrsg.), a.a.O. (Anm. 9), 

S. 19.

14 Vgl. Michael O’Flaherty/John Fisher, Sexuelle Orientierung, Ge-

schlechtsidentität und Internationales Menschenrecht, in: Lohren-

scheit (Hrsg.), a.a.O. (Anm. 9), S 41–87, hier S. 68.

15 Vgl. Gespräch des Autors mit Christophe Cornu, bei der UNESCO 

zuständig für HIV/Aids-Bildungsprogramme, 1.8.2013; vgl. Douglas 

Sanders, Getting Lesbian and Gay Issues on the International Human 

Rights Agenda, Human Rights Quarterly, 18. Jg., 1996, S. 67–106, hier 

S. 88, der angibt, dass die erste explizite Referenz zu männlichen Ho-

mosexuellen im Rahmen einer Resolution der Unterkommission für 

die Verhütung von Diskriminierung und den Schutz von Minderheiten 

im Jahr 1995 zum Schutz vor HIV/Aids-bezogener Diskriminierung fällt. 

16 Vgl. Rebekka Wiemann, Sexuelle Orientierung im Völker- und Eu-

roparecht, Berlin, Potsdam 2013, S. 36ff. und Sanders, a.a.O. (Anm. 15), 

S. 89ff.

17 Wiemann, a.a.O. (Anm. 16), S. 37f.

18 Vgl. für eine detaillierte Schilderung Wiemann, a.a.O. (Anm. 16), 

S. 40ff. und O’Flaherty/Fisher, a.a.O. (Anm. 14), S. 66ff.

In den letzten 
Jahren wurden auf 

der internationalen 
Ebene erhebliche 

rechtliche Fort-
schritte beim Schutz 

von LSBTI erreicht.

Die ›Yogyakarta-
Prinzipien und die 

Resolution 17/19 des 
Menschenrechts- 

rats sind zwei 
Meilensteine dieser 

Entwicklung.



Schubert | Langer Weg zur sexuellen Selbstbestimmung

Vereinte Nationen 5/2013           219

praxis der dazugehörigen Ausschüsse als auch in 
der juristischen Fachliteratur. 

Wegweisenden Charakter kam der Entscheidung 
des Menschenrechtsausschusses aus dem Jahr 1994 
im Fall Toonen gegen Australien zu. Toonen klagte 
gegen die Kriminalisierung von homosexuellen Ak-
ten im privaten Bereich und führte einige Artikel 
des Zivilpakts an (Artikel 2: Diskriminierungsver-
bot, Artikel 17: Schutz der Privatsphäre, Artikel 26: 
Gleichheit vor dem Gesetz). Der Menschenrechts-
ausschuss bestätigte, dass die Kriminalisierung ei-
nen unzulässigen Eingriff in das Privatleben darstel-
le und sexuelle Orientierung ein anerkanntes Dis - 
kriminierungsmerkmal sei, weil es im Diskriminie-
rungsmerkmal Geschlecht enthalten sei, das explizit 
im Pakttext genannt wird.19 Diese Entscheidung hat 
die weitere Spruchpraxis verschiedener UN-Organe 
geprägt.20 Teilweise wurde sexuelle Orientierung 
aber auch unter ›sonstigem Status‹ verhandelt, wo-
bei sexueller Orientierung durch die Einbeziehung 
unter Geschlecht eine größere Bedeutung zukommt, 
weil dieser Punkt vielfach explizit erwähnt wird.21  

In zwei weiteren Entscheidungen sprach der Men-
schenrechtsausschuss homosexuellen Paaren zwar 
das Recht auf Eheschließung ab (2002), erlaubt aber 
andererseits keine Benachteiligung von homosexu-
ellen Paaren bezüglich Pensionsleistungen (2003).22 
In seinen Abschließenden Bemerkungen zu Staaten-
berichten hat sich der Menschenrechtsauschuss seit 
dem Jahr 2000 häufig positiv über staatliche Maß-
nahmen für die Nichtdiskriminierung aufgrund se-
xueller Orientierung geäußert.23 Der Ausschuss für 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte hat in 
drei Allgemeinen Bemerkungen explizit sexuelle Ori-
entierung als Diskriminierungsmerkmal aufgenom-
men.24 Auch er hat in verschiedenen Abschließenden 
Bemerkungen Maßnahmen zur Nichtdiskriminie-
rung positiv hervorgehoben, sodass der von ihm 
gewährte Diskriminierungsschutz als »sehr weitge-
hend«25 bezeichnet werden kann. Die Ausschüsse von 
CEDAW, CAT und CRC haben bei verschiedenen 
Gelegenheiten sexuelle Orientierung als Diskrimi-
nierungsmerkmal angesprochen; der Kinderrechts-
ausschuss hat auch »Präventivmaßnahmen gegen Dis-
kriminierung und Fördermaßnahmen für LSBT-Kin- 
der gefordert«.26 Auch die Sonderberichterstatter_
innen und Expert_innen sowie Arbeitsgruppen des 
Menschenrechtsrats nahmen immer häufiger auf 
SOGI Bezug. Für den Zeitraum Januar 2007 bis 
März 2010 beschreibt die Internationale Juristen-
kommission die diesbezüglichen Aktivitäten von 17 
dieser sogenannten Sondermechanismen (Special 
Procedures).27  

Die Yogyakarta-Prinzipien

Die Yogyakarta-Prinzipien28 wurden im März 2007 
von einer Gruppe internationaler Menschenrechts-
expert_innen vorgestellt, die unter anderem aus UN-

Sonderberichterstatter_innen, Mitgliedern von UN-
Vertragsorganen, Akademiker_innen und Akti vist_ 
innen bestand.29 Die Prinzipien wurden entwickelt, 
um darauf zu reagieren, dass die oben geschilderte 
Interpretations- und Spruchpraxis der verschiede-
nen UN-Organe inkonsistent ist und mit unterschied-
lichen Definitionen arbeitet. Die 29 Prinzipien er-
füllen drei Funktionen: erstens die Abbildung der 
Menschenrechtsverletzungen von LSBTI, zweitens die 

19 Vgl. Human Rights Committee, Views, Communication No. 488/1992, 

31.3.1994, Unter der Europäischen Menschenrechtskonvention wur-

de nach diesem Ansatz zum Schutz der Privatsphäre schon 1982 bzw. 

1988 entschieden (vgl. O’Flaherty/Fisher, a.a.O. (Anm. 14), S. 56). Auf 

internationaler Ebene hatte dagegen der Menschenrechtsausschuss 

im Jahr 1982 noch die Beschwerde gegen die Zensur von homosexu-

ellen Inhalten im finnischen Fernsehen zugunsten des moralischen 

Entscheidungsspielraums der finnischen Regierung abgewiesen, vgl. 

Sanders, a.a.O. (Anm. 17), S. 91f.

20 Vgl. Lohrenscheit/Thiemann, a.a.O. (Anm. 9), S. 24f. und Wiemann, 

a.a.O. (Anm. 16), S. 61.

21 Vgl. O’Flaherty/Fisher, a.a.O. (Anm. 14), S. 50 und 52ff. Auch Sarah 

Elsuni vertritt die These, dass ein effektiver Schutz von LSTBI-Rech-

ten über eine machttheoretische Neuinterpretation von Gleichheit 

als Recht auf Nichtdiskriminierung bezüglich geschlechtsbezogener 

Gewalt erreicht werden kann und leitet dies aus CEDAW, Zivilpakt 

und Sozialpakt ab. Dies ist insbesondere sinnvoll, um Menschenrechts-

verletzungen an intergeschlechtlichen Personen von vornherein ein-

zuschließen, die genauso wie jene aufgrund SOGI auf dem gemeinsa-

men Problem der Heteronormativität beruhen, Sarah Elsuni, Ge - 

schlechtsbezogene Gewalt und Menschenrechte, Baden-Baden 2011.

22 Vgl. International Commission of Jurists, Sexual Orientation and 

Gender Identity in Human Rights Law, Genf 2010, S. 149f., die die bei-

den Fälle Young gegen Australien (2003) und Joslin gegen Neuseeland 

(2002), Communication 941/2000 und Communication 902/1999, als 

die maßgeblichen Entscheidungen präsentiert. Für eine detaillierte 

Darstellung unter Einbezug weiterer Entscheidungen siehe Wie-

mann, a.a.O. (Anm. 18), S. 54ff.

23 Vgl. O’Flaherty/Fisher, a.a.O. (Anm. 14), S. 53.

24 Dies sind: General Comment No. 18: The Right to Work (Art. 6), 

UN Doc. E/C.12/GC/18 v. 6.2.2006; General Comment No. 15: The Right 

to Water (Arts. 11 and 12), UN Doc. E/C.12/2002/11 v. 20.2.2002 sowie 

General Comment No. 14: The Right to the Highest Attainable Stan-

dard of Health (Art. 12), UN Doc. E/C.12/2000/4 v. 11.8.2000.

25 Wiemann, a.a.O. (Anm. 16), S. 84.

26 Wiemann, a.a.O. (Anm. 16), S. 87 und 85ff. sowie O’Flaherty/Fisher, 

a.a.O. (Anm. 14), S. 50f. und 58ff.

27 Vgl. International Commission of Jurists, a.a.O. (Anm. 22). 

28 Vollständiger Name: Yogyakarta-Prinzipien zur Anwendung in-

ternationaler Menschenrechtsnormen und -standards in Bezug auf 

sexuelle Orientierung und Geschlechtsidentität (Yogyakarta Princi-

ples on the Application of International Human Rights Law in Relati-

on to Sexual Orientation and Gender Identity), www.yogyakartaprin 

ciples.org. Siehe auch Anm. 2.

29 Für die vollständige Liste siehe O‘Flaherty/Fisher, a.a.O. (Anm. 14), 

S. 71.
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präzise Darstellung der bestehenden Menschenrech-
te bezüglich SOGI und drittens die detaillierte Aus-
formulierung der Verpflichtungen der Vertragsstaa-
ten.30 Viele UN-Organe und Staaten haben sich seit 
ihrer Veröffentlichung befürwortend auf die Prin-
zipien bezogen. Auch von LSBTI-Aktivist_innen 
weltweit wurden sie positiv aufgenommen. Insbe-
sondere die Definition von SOGI in der Präambel, 
die sich eng an Forderungen von Aktivist_innen ori-
entiert, wurde vielfach aufgegriffen und kann heu-
te als Standard gelten. 

Resolution 17/19

Der Menschenrechtsrat hat am 17. Juni 2011 die 
Resolution 17/19 ›Menschenrechte, sexuelle Orien-
tierung und Geschlechteridentität‹ mit einer knap-
pen Mehrheit von 23 zu 19 Stimmen bei drei Ent-
haltungen verabschiedet. Diese erste Resolution zum 
Thema wurde als historischer Schritt gefeiert. Noch 
in den Jahren 2003/2004 war ein von Brasilien in 
die Menschenrechtskommission eingebrachter Re-
solutionsentwurf zu sexueller Orientierung geschei-
tert. In Resolution 17/19 drücken die Staaten erns-
te Besorgnis aus »über die Gewalthandlungen und 
Akte der Diskriminierung, die in allen Regionen 
der Welt gegen Menschen aufgrund ihrer sexuellen 
Orientierung und ihrer Geschlechteridentität be-
gangen werden«.31 Sie fordern das Amt des Hohen 
Kommissars für Menschenrechte (OHCHR) auf, eine 
Studie zur Menschenrechtslage von LSBTI zu er-
stellen, und vereinbarten eine Podiumsdiskussion zu 
dem Thema für die 19. Tagung des Rates im März 
2012.32 In der im November 2011 vorgelegten Stu-
die empfiehlt das OHCHR weitere regelmäßige Be-
richterstattung und eine Reihe von Maßnahmen, 
unter anderem eine aktive Bildungspolitik gegen 
Homo- und Transphobie.33 

Aktivitäten von UN-Organisationen

Parallel zur Entwicklung des internationalen Men-
schenrechtschutzes von LSBTI arbeiten auch immer 
mehr UN-Organisationen zu LSBTI-Themen. Da-
bei ist das OHCHR besonders aktiv und hat in Zu-
sammenarbeit mit einigen Staaten, vor allem Süd-
afrika, den Niederlanden, Frankreich, Norwegen und 
den Vereinigten Staaten, die Resolution 17/19 des 
Menschenrechtsrats vorbereitet. Am 26. Juni 2013 
hat das OHCHR ferner die globale Kampagne 
›Free & Equal‹ ins Leben gerufen, die auf Menschen-
rechtsverletzungen von LSBTI aufmerksam macht 
und die Öffentlichkeit durch leicht zugängliche Tex-
te und Videos informiert.34 Auch Videobotschaften 
von Menschenrechtskommissarin Navi Pillay und 
Generalsekretär Ban Ki-moon sind Teil der Kam-
pagne. Beide haben sich in den letzten Jahren wie-
derholt zum Thema geäußert. Im Jahr 2012 hat 
das OHCHR unter dem ähnlichen Titel ›Born Free 

30 O’Flaherty/Fisher, a.a.O. (Anm. 14), S. 70.

31 Deutsche Übersetzung siehe: www.un.org/Depts/german/men 

schenrechte/a-hrc-res17-19.pdf

32 Zu den Ergebnissen der Diskussion siehe Jeffrey Laurenti, Gay Rights 

Enter the U.N. Arena, The Century Foundation, 7.3.2012, http://old.

tcf.org/blogs/botc/2012/03/gay-rights-enter-the-u-n-arena

33 Vgl. Discriminatory Laws and Practices, a.a.O. (Anm. 3), S. 25.

34 Siehe: www.unfe.org

35 OHCHR, Born Free and Equal, a.a.O. (Anm. 1).

36 UNAIDS Action Framework: Universal Access for Men Who Have 

Sex with Men and Transgender People, Mai 2009, UNAIDS/09.22E – 

JC1720E 2009.

37 UNESCO, Education Sector Responses to Homophobic Bullying, 

Good Policy and Practice in HIV & AIDS and Education, Booklet 8, Pa-

ris 2012, S. 11.

and Equal‹ eine umfangreiche Broschüre zu SOGI 
und Völkerrecht herausgegeben und klar für den 
Menschenrechtsschutz von LSBTI Stellung bezo-
gen.35 Dem Gemeinsamen Programm der Vereinten 
Nationen für HIV/Aids (UNAIDS) kam durch sei-
ne Arbeit zur Gesundheit von Männern, die Sex 
mit Männern haben (MSM), eine Vorreiterrolle zu. 
Im aktuellen Rahmenaktionsplan fordert UNAIDS 
umfassenden Menschenrechtsschutz, insbesondere 
die Abschaffung diskriminierender Gesetze für MSM 
und transgeschlechtliche Menschen, als notwendige 
Voraussetzung, um die Zahl der Neuinfektionen zu 
senken.36 Auch die UNESCO hat kürzlich einen Be-
richt zum Thema SOGI veröffentlicht, der Homo- 
und Transphobie in Schulen zur Sprache bringt. Die 
UNESCO zeigt sich besorgt darüber, dass LSBTI 
wegen Mobbings das Recht auf Bildung verwehrt 
wird.37 

Hindernisse

Die Entwicklung der letzten 20 Jahre ist als ein ge-
waltiger Fortschritt anzusehen: von zaghaften The-
matisierungen in den neunziger Jahren über Nen-
nungen am Rande ab dem Jahr 2000 bis zur Re - 
solution 17/19 und einer aktiven SOGI-Politik meh-
rerer UN-Organisationen heute. Dabei hat ein Wan-
del stattgefunden bezüglich zweier Probleme, die die 
Menschenrechtsarbeit zu LSBTI erschwert haben und 
weiterhin erschweren: das Verhältnis von privat und 
öffentlich und die Frage nach der Universalität oder 
kulturellen Relativität. 

Privat versus öffentlich

Noch bei der Entscheidung Toonen gegen Australien 
im Jahr 1994 ging es nur um den Schutz der Sexua-
lität im privaten Bereich, nicht aber um den öffent-
lichen Bereich. Zwar konzentriert sich das Engage-
ment für die Entkriminalisierung von homosexuellen 
Handlungen auch heute noch auf den privaten Be-
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reich, aber insgesamt sind die gegenwärtigen UN-
Aktivitäten auf eine langfristige Änderung der öf-
fentlichen Moral bezüglich LSBTI ausgerichtet. Damit 
ändert sich die noch in den neunziger Jahren vor-
herrschende Meinung, dass Sexualität Privatsache 
und deshalb öffentlich nicht besonders förder- und 
schutzbedürftig sei.38  

Ein tiefer gehendes Problem bleibt aber, dass die 
Struktur des Systems internationaler Menschenrech-
te selbst auf der Trennung öffentlich und privat be-
ruht. Es nimmt in erster Linie Staaten in die Pflicht, 
weshalb Menschenrechtsverletzungen von ›privaten‹ 
Akteuren oft aus dem Blick geraten.39 Diese Trennung 
von privater und öffentlicher Sphäre wurde schon 
vom Feminismus kritisiert, um häusliche Gewalt 
als Menschenrechtsthema zu adressieren.40 Das Pri-
vate ist politisch – diese feministische Einsicht gilt 
auch für SOGI.41 Es ist deshalb nicht verwunderlich, 
dass die LSBTI-Menschenrechtsaktivitäten auch auf 
UN-Ebene zunehmend auf eine aktive Antidiskri-
minierungspolitik setzen, die stark über Bildung ar-
beitet. Eine solche aktive Antidiskriminierungspo-
litik, die vor allem auf einen kulturellen Wandel ab - 
zielt, ist aber international noch schwieriger durch-
zusetzen als es schon der bloße Schutz von LSBTI 
gegenüber staatlicher Willkür ist.

Universalität gegen kulturelle Relativität

Einige arabische und afrikanische Staaten führen als 
Hauptargument gegen den besseren Schutz von 
LSBTI-Rechten auf internationaler Ebene an, dass 
Homosexualität ein ›westliches Phänomen‹ sei, das 
in ihren Kulturen nicht existiere. Daher könne es 
keine universellen LSBTI-Rechte geben. Diesem Ar-
gument wird mittlerweile von UN-Organisationen 
vehement widersprochen.42 Das Thema ›kulturelle 
Relativität‹ ist aber komplexer: Tatsächlich ist der 
gegenwärtige emanzipative Bezug auf LSBTI aus ei-
ner Kritik an der medizinisch-psychologischen Pa-
thologisierung von Homosexualität, Trans- und In-
tergeschlechtlichkeit in der westlichen Welt ent stan- 
den, die im 19. Jahrhundert begann und bis heute 
anhält.43 Diese Pathologisierung, also die Einstu-
fung als Krankheit, ist die Grundlage für die vor-
herrschende Homo- und Transphobie in westlichen 
Gesellschaften, die durch den Kolonialismus in viele 
afrikanische und arabische Staaten hineingetragen 
wurde. Insofern ist weniger Homosexualität als viel-
mehr Homophobie ein koloniales Erbe.44  

Aus dieser ›kulturellen Relativität‹ der in der Men-
schenrechtsarbeit benutzten Konzepte folgt natür-
lich nicht die Legitimation von Menschenrechtsver-
letzungen gegen LSBTI in ›nicht-westlichen‹ Kultu - 
ren. Vielmehr folgt daraus zweierlei: 

Erstens sollte die jeweils sinnvolle Politik zum 
Schutz von LSBTI angepasst und so gut wie mög-
lich an den Bedürfnissen lokaler Aktivist_innen aus-
gerichtet werden. So steht etwa die Straffreiheit für 

homosexuelle Akte hoch auf der internationalen 
Agenda, während afrikanische Aktivist_innen die-
ses Ziel in der gegenwärtigen Lage gar nicht als prio-
ritär einstufen. Sie befürchten, dass verstärktes in-
ternationales Engagement in diese Richtung ihre 
Situation nur verschlimmern würde.45 Auch die Kür-
zung von Entwicklungshilfezahlungen als Sanktion 
für homo- und transphobe Politik wurde von loka-
len Aktivist_innen als kontraproduktiv angesehen, 
wie im Fall Großbritanniens im Jahr 2011.46 Eine 
solche LSBTI-Politik westlicher Staaten ist außer-
dem wenig glaubwürdig, wenn sie zugleich Diskri-
minierung aufgrund von SOGI faktisch nicht als 
Asylgrund anerkennen.

Zweitens sollte eine Instrumentalisierung von 
LSBTI-Rechten vermieden werden. Das Narrativ 
des ›kulturellen Relativismus‹ von LSBTI-Rechten 
wird auch von Staaten verwendet, die für deren Schutz 
eintreten. Die Argumentation ist dann umgekehrt 
zu der oben wiedergegebenen: Anstatt zu sagen, 
LSBTI-Rechte seien westlich und deshalb abzuleh-
nen, benutzen einige Staaten ihr Engagement für 
LSBTI-Rechte, um ihre Kultur gegenüber anderen 
Kulturen als überlegen zu präsentieren. Dabei geht 
es meist um eine Abwertung ›des Islams‹, der als 
frauenfeindlich und homophob dargestellt wird ge-
genüber der westlichen Aufklärung, die Toleranz und 
Menschenrechte erfunden habe. Durch dieses Nar-
rativ wird Rassismus gegenüber Menschen, die als 
Moslems wahrgenommenen werden, in westlichen 
Staaten legitimiert, was von vielen Aktivist_innen 
kritisiert wird.47 

38 Wiemann zeigt dies in Bezug auf sexuelle Orientierung für den 

Zivilpakt und die Europäische Menschenrechtskonvention, vgl. Wie-

mann, a.a.O. (Anm. 16), S. 84 und S. 297ff.

39 Vgl. Elsuni, a.a.O. (Anm. 21), S. 31.

40 Vgl. Elsuni, a.a.O. (Anm. 21), S. 100ff.

41 Vgl. Lohrenscheit/Thiemann, in: Lohrenscheidt (Hrsg.), a.a.O. 

(Anm. 9), S. 22.

42 OHCHR, LGBT Rights, Frequently Asked Questions, https://unfe- 

uploads-production.s3.amazonaws.com/unfe-7-UN_Fact_Sheets_

v6_-_FAQ.pdf

43 Vgl. David Halperin, How to Do the History of Male Homose-

xuality, GLQ: A Journal of Lesbian and Gay Studies, 6. Jg., 1/2000,  

S. 87–123.

44 Vgl. Lohrenscheit/Thiemann, in: Lohrenscheidt (Hrsg.), a.a.O. 

(Anm. 9), S. 18.

45 Gespräch des Autors mit Christophe Cornu, a.a.O. (Anm. 15).

46 Vgl. Statement of African Social Justice Activists on the Threats 

of the British Government to ›Cut Aid‹ to African Countries that Vio-

late the Rights of LGBTI People in Africa, 27.10.2011 www.amsher.net/

news/ViewArticle.aspx?id=1200

47 Vgl. etwa in Bezug auf Deutschland: GLADT, Demonstration gegen 

antimuslimischen Rassismus, 3.10.2009.
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48 Vgl. Lohrenscheit/Thiemann, in: Lohrenscheidt (Hrsg.), a.a.O. 

(Anm. 9), S. 17f.

49 Vgl. Elsuni, a.a.O. (Anm. 21), S. 32ff. und S. 69–74; Sabine Hark, Ge-

schlecht und Sexualität. Die Grenzen des Menschlichen und die Pa-

radoxie einer Politik der Rechte, in: Lohrenscheit (Hrsg.), a.a.O. (Anm. 9), 

S. 119–134; Susanne Baer, ›Sexuelle Selbstbestimmung‹? Zur interna-

tionalen Rechtslage und denkbaren Konzeptionen von Recht gegen 

geschlechtsbezogene Diskriminierung, in: Lohrenscheit (Hrsg.), a.a.O. 

(Anm. 9), S. 89–118.

Ausblick

Obwohl die Kategorien LSBTI international ver-
wendet werden, heißt dies nicht, dass sich hinter 
den Buchstaben einheitliche Gruppen mit einheitli-
chen Problemen verbergen. Die Kategorisierung ist 
eher ein Hilfsmittel, um Menschenrechtsverletzun-
gen besser benennen zu können. Viele Menschen, 
die an Menschenrechtsverletzungen aufgrund von 
SOGI leiden, identifizieren sich nicht mit einer der 
Kategorien L, S, B, T oder I. Sie sehen ihre vielfäl-
tigen Lebensrealitäten nicht in diesen Buchstaben 
erfasst.48 Die Buchstaben verschleiern zudem leicht 
die Wirkung von Mehrfachdiskriminierung durch 
Rassismus, Klassendenken und Sexismus. 

Deshalb wird darüber diskutiert, ob das Recht 
überhaupt ein geeignetes Mittel ist, um Nichtdis-
kriminierung von LSBTI zu erreichen.49 Denn das 
Recht ist in seiner heutigen Form nicht nur hetero-
normativ geprägt, sondern es beruht auf Kategorien. 
Und zwar auch dann noch, wenn bestimmte Gleich-
stellungen erreicht werden, wie beispielsweise die 
Öffnung der Ehe für homosexuelle Paare. Während 
sich die heteronormative Prägung des Rechts wan-
deln kann, wie die Entwicklungen im internationa-
len Menschenrechtsschutz zeigen, arbeitet das Recht 
mit Kategorien und hat damit normbildende und 
ausschließende Effekte. Es ist deshalb wichtig, diese 
Effekte zu berücksichtigen. Daher sollten die un-
terschiedlichen Selbstbeschreibungen und -definiti-
onen der LSBTI-Gemeinschaften verwendet und die 
Menschenrechtspolitik so nah wie möglich an ihren 
Forderungen ausgerichtet werden. 

Weil Heteronormativität die gesamte Gesellschaft 
durchzieht und sich nicht auf homo- und transpho-
be Gesetze beschränkt, kann deren Abschaffung nur 
ein erster Schritt sein. Weitere Maßnahmen sind drin-
gend nötig. Dazu kann gehören, dass die Kritik an 
der Heteronormativität und an den Mehrfachdiskri-
minierungen von LSBTI in die nationalen Bildungs-
systeme aufgenommen wird und dass lokale zivil-
gesellschaftliche Organisationen unterstützt werden. 
Die gegenwärtigen Entwicklungen auf UN-Ebene 
sind notwendige und begrüßenswerte erste Schritt 
auf diesem langen Weg zur Verwirklichung der se-
xuellen Selbstbestimmung für alle Menschen.

Drei Fragen an Volker Beck

Im Westen regt sich breiter Protest gegen 
Russlands Anti-Homosexuellen-Gesetzge-
bung. Wie beurteilen Sie die Erfolgsaussich-
ten dieser Politik des ›blamings‹? Welche an-
deren Strategien gibt es, die Politik in Russ - 
land positiv zu beeinflussen? 

      Öffentliche Kritik ist immer erlaubt. Eine 
selbstauferlegte Zurückhaltung hielte ich für 
falsch. Erstens, weil man damit die Putin’sche 
Streitkultur antizipieren würde. Zweitens, weil 
man damit die Meinungsfreiheit ausgerech-
net in einem menschenrechtlichen Diskurs 

beschädigen würde. Und vor allem drittens, weil sich andernfalls die 
Aktivistinnen und Aktivisten in Russland alleine gelassen fühlen wür-
den. Aber natürlich hat auch stille Diplomatie ihre Berechtigung und 
kommt zuweilen direkter zum Ziel. Sie darf jedoch nicht zum einzigen 
Kommunikationskanal werden. 

Ist es nicht scheinheilig, wenn westliche Staaten international für 
die Menschenrechte von Lesben, Schwulen, Bisexuellen und trans- 
und intergeschlechtlichen Menschen (LSBTI) eintreten, obwohl sie 
gleichzeitig Diskriminierung aufgrund sexueller Orientierung und 
Geschlechts identität faktisch kaum als Asylgrund anerkennen?

Doch, das sehe ich so. Wenn bekannt ist, dass LSBTI in ihrer Heimat 
verfolgt werden, dann muss das bei uns als Asylgrund anerkannt wer-
den. Noch zu Beginn dieses Jahres jedoch gab es Ablehnungsbeschei-
de für homosexuelle Asylbewerber, in denen stand, dass die Verfolg-
ten doch einfach auch ihre Verhaltensweisen ändern könnten. Dann 
hätten sie nichts zu befürchten. Eine ähnliche Argumentation muss 
man sich mal beispielsweise im Falle der Meinungsfreiheit vorstellen, 
dann wird klar, wie absurd dies ist. Tatsächlich hat mir jedoch das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge auf mehrfache Intervention hin 
versichert, dass diese Ablehnungsgründe künftig keine Rolle mehr 
spielen werden. Hier konnte ich mit meiner Intervention eine Ände-
rung der Haltung des Amtes bewirken.

In Deutschland haben viele Menschen, darunter viele LSBTI, das is-
lamophobe Vorurteil, dass Araber homophober seien als Europäer. 
Wie kann sich Deutschland international für LSBTI-Politik einsetzen, 
ohne diese Vorurteile zu reproduzieren?  

Indem wir die Universalität der Menschenrechte in das Zentrum unse-
rer Menschenrechtspolitik – also auch der LSBTI-Politik – stellen. Denn 
es verbietet sich, die universelle Geltung der Menschenrechte mit 
dem kulturrelativistischen Argument zu bestreiten, dass nur diejeni-
gen Menschen einen Anspruch auf die Menschenrechte hätten, die in 
westlichen Demokratien lebten, während andere Kulturkreise, darun-
ter der arabische, gewissermaßen strukturell nicht auf die Menschen-
rechte hin angelegt seien. Nach meiner festen Überzeugung sind alle 
Menschen auf der Welt gleich an Würde und Rechten. Sie haben also 
die gleichen Rechte, aber auch die gleichen Pflichten im Hinblick auf 
die Einhaltung der Menschenrechte.

Volker Beck, MdB, geb. 1960, ist Erster Parlamentarischer Geschäftsführer und 
menschenrechtspolitischer Sprecher der Bundestagsfraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen.
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Aus dem Bereich der Vereinten Nationen

Generalsekretär:  
Bericht für die 68. Generalversammlung
n Die Entwicklungsagenda nach 2015
n Rechtsstaatlichkeit als Querschnitts-

aufgabe
n Impulse von Partnern erwartet

Henrike Landré

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Kirsten 

Haack, Bericht des Generalsekretärs für die  

67. Generalversammlung, VN, 6/2012, S. 270, 

fort.)

Ban Ki-moon erweist sich in seinem Rück-
blick auf das erste Jahr seiner zweiten 
Amtszeit als Meister zugleich der Super-
lative und der Zurückhaltung. Der Be-
richt des Generalsekretärs über die Tä-
tigkeit der Vereinten Nationen (A/68/1 
v. 26.8.2013) an die 68. Generalversamm-
lung ist durch den Versuch geprägt, eine 
große Zahl komplexer Themen in aller 
Kürze abzuhandeln, ihre Vernetzung und 
Wechselwirkungen aufzuzeigen und die 
unzähligen Aktivitäten der Vereinten Na-
tionen in den aktuellen Kontext einzu-
betten. Der Generalsekretär verzichtet auf 
plakative Leitmotive und erspart sich eine 
platzraubende Evaluierung der Rolle der 
UN, wie er sie noch in seiner Fünfjahres-
Aktionsagenda 2012–2017 angeboten hat. 
Einzig der Wandel auf globaler Ebene – 
bereits im Vorjahr von ihm als ›funda-
mental‹ bezeichnet – wird ausführlich 
beleuchtet. 

Dieses Jahr will Ban Ki-moon den 
Blick auf die mannigfaltigen Veränderun-
gen durch technische Fortschritte und die 
Bedürfnisse der jungen, ›digitalen‹ Gene-
ration lenken. Daneben verweist er auf 
die wachsende Ungleichheit innerhalb von 
und zwischen Staaten trotz weltweiten 
Wirtschaftswachstums und der Verringe-
rung von Armut, ferner auf die fortschrei-
tende Umweltzerstörung. An einem ent-
scheidenden Punkt des Bürgerkriegs in 
Syrien veröffentlicht, verleiht der Gene-
ralsekretär gleich zu Beginn des Berichts 

seiner Betroffenheit Ausdruck: »Der tra-
gische Verlust von beinahe 100 000 Men-
schenleben in der Arabischen Republik 
Syrien und die Vertreibung von Millio-
nen lasten schwer auf unserem kollekti-
ven Gewissen« (Abs. 5). Wiederholt be-
harrt er auf einer politischen Lösung. Sein 
Bemühen, die in den Medien kolportier-
te Hilflosigkeit der UN nicht zum über-
geordneten Bewertungskriterium aller 
Aktivitäten der Organisation werden zu 
lassen, ist offenkundig.

So rückt der Generalsekretär im ers-
ten Bereich Förderung eines dauerhaften 
Wirtschaftswachstums und einer nach-
haltigen Entwicklung die Millenniums-
Entwicklungsziele (MDGs) in den Mittel-
punkt. Als Erfolge feiert er die allgemeine 
Verbesserung der Lebensbedingungen von 
Milliarden von Menschen und führt un-
ter anderem den verbesserten Zugang zu 
Wasser und Bildung wie auch die Verrin-
gerung der Säuglingssterblichkeit ins Feld. 
Rückstand mit Blick auf die Zielvorga-
ben verzeichnet er etwa bei der Armuts-
bekämpfung – für das Jahr 2015 prog-
nostiziert er, dass noch fast eine Milliarde 
Menschen in extremer Armut leben wer-
den. Weiterhin bemängelt er die unzurei-
chende Schulbildung für Mädchen und 
beklagt, dass 73 Millionen Jugendliche 
ohne Beschäftigung seien. 

Ban möchte »das Jahr 2015 (…) nicht 
als Endpunkt sehen, sondern vielmehr 
als den Beginn einer neuen Ära … (für 
eine) kühne, ehrgeizige und universelle 
Entwicklungsagenda für die Zeit nach 
2015« (Abs. 8). Er sieht sich als Triebfe-
der und Partner bei der Vorbereitung und 
Umsetzung. Konkret plädiert er für eine 
differenziertere Betrachtung der Ergeb-
nisse und für eine Neuausrichtung der 
Ziele. Für ihn hat Vorrang, Lücken und 
Ungleichheiten zu beseitigen, sei doch 
»in vielen fragilen und von Konflikten 
betroffenen Ländern (…) noch kein ein-
ziges Millenniums-Entwicklungsziel er-
reicht worden« (Abs. 11). Er spricht von 
einem »Paradigmenwechsel in der inter-
nationalen Entwicklung« (Abs. 17).

Dann schlägt er den Bogen zum Klima-
wandel, im letzten Jahr noch unter der Ru-

brik »Sicherung öffentlicher Güter« ge-
führt: Armutsbekämpfung und Klima - 
schutz sind für Ban »zwei Seiten dersel-
ben Medaille« (Abs. 18). Er appelliert an 
den politischen Willen zur Herbeiführung 
eines weltweiten Klimaübereinkommens. 
Sein Zwischenfazit beschränkt sich auf 
einen Ausblick auf zukünftige Veranstal-
tungen und die Ankündigung eines wei-
teren Klimagipfels im Jahr 2015.

Im Bereich Wahrung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit macht 
der Generalsekretär im Kontext der zu-
nehmend komplexen Konflikte verschie-
dene Quellen der Instabilität aus. Krimi-
nelle und bewaffnete Gruppen seien dank 
innovativer Technologien in der Lage, 
massiven Schaden gerade unter Zivilis-
ten anzurichten (Abs. 23). Er moniert, 
dass über das Konzept der Schutzverant-
wortung intensiv debattiert werde, aber 
die internationale Gemeinschaft keine Ta-
ten folgen lasse. Es folgt ein kurzer Hin-
weis auf Syrien. Ban legt Wert auf die 
Feststellung, dass die UN mit anderen in-
ternationalen, regionalen und subregio-
nalen Akteuren eng zusammenarbeite. 
Ihm liegt eine effektive Lastenteilung am 
Herzen. 

Für das vergangene Jahr meldet er 15 
Friedenssicherungseinsätze und 14 poli-
tische Missionen. Im Rahmen der um-
fangreichen Liste aller präventiven und 
vermittelnden Aktivitäten, einschließlich 
seiner eigenen, betont er das Bestreben 
der Weltorganisation, die Sichtbarkeit und 
Beteiligung von Frauen zu erhöhen. Auf 
dem Gebiet der demokratischen Regie-
rungsführung sieht er Fortschritte »mehr-
fach ernsthaft bedroht«, vor allem in 
Ägypten (Abs. 31). Ferner berichtet er, 
dass in 55 Mitgliedstaaten Wahlunterstüt-
zung geleistet worden sei, etwa in Afgha-
nistan, Irak und Somalia.

Die gestiegene Komplexität der Kon-
flikte habe sich auch auf den Kern der 
Friedenssicherung ausgewirkt, führt Ban 
weiter aus. Missionen müssten zuneh-
mend in instabilen und hochriskanten 
Umgebungen wie Südsudan und Darfur 
operieren (Abs. 34). Erleichterung ver-
spricht er sich durch eine verbesserte Ein-
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satzführung und wirksamere Informa-
tions- und Analyseinstrumente. 

Bei der Friedenskonsolidierung ver-
zeichnet er Rückschläge in mehreren Län-
dern, darunter Guinea-Bissau und Zen-
tralafrikanische Republik. Aus Sierra 
Leone, Guinea, Burundi und Liberia kann 
er aber auch Positives berichten. Der Frie-
denskonsolidierungsfonds weise die Re-
kordsumme von 80 Millionen US-Dollar 
auf (Abs. 41).

Der Entwicklung Afrikas schenkt Ban 
Ki-moon besondere Aufmerksamkeit. Die 
Fortschritte bei den MDGs bezeichnet er 
als nicht ausreichend. Am Beispiel einzel-
ner Programme und Projekte veranschau-
licht er den mehrdimensionalen Ansatz 
der Vereinten Nationen, unter Berücksich-
tigung der Kooperation mit der Afrika-
nischen Union (Abs. 44).

Im Bereich Menschenrechte ruft der 
Generalsekretär – in Erinnerung an die 
Wiener Weltmenschenrechtskonferenz 
von 1993 – alle Akteure auf, ihrer Ver-
antwortung und ihren Verpflichtungen 
nachzukommen. Angesichts der weltweit 
friedlichen Proteste sei den Stimmen Ein-
zelner Gehör zu schenken. In diesem Zu-
sammenhang sei das Inkrafttreten des 
Fakultativprotokolls zum Internationalen 
Pakt über wirtschaftliche, soziale und kul-
turelle Rechte »ein ganz besonderer Mei-
lenstein« (Abs. 45). Sein ausdrückliches 
Bedauern gilt den schweren Menschen-
rechtsverletzungen unter anderem in Sy-
rien, der Demokratischen Republik Kon-
go und Mali.

Im Bereich humanitäre Hilfe wartet 
Ban Ki-moon mit alarmierenden Zahlen 
auf. Den zahlreichen Naturkatastrophen 
seien im Berichtszeitraum etwa 9300 
Menschen zum Opfer gefallen; der wirt-
schaftliche Schaden betrüge 138 Milliar-
den US-Dollar. Die Zahl der weltweit Ver-
triebenen habe den Höchststand seit fast 
20 Jahren erreicht. Von den erbetenen 8,7 
Milliarden US-Dollar seien nur 5,3 Mil-
liarden aufgebracht worden (Abs. 49). In 
Erwartung einer Zunahme humanitärer 
Notfälle setzt der Generalsekretär auf den 
Einsatz technischer Innovationen und 
strebt ein modernes humanitäres System 
an, unter Einbeziehung aller Akteure, »die 
einen Beitrag zu den verschiedenen As-
pekten der Vorsorge, der Reaktion, der 
Stärkung der Resilienz und der Nachsorge 
leisten können« (Abs. 52). Abschließend 
stellt er einen Weltgipfel für humanitäre 

Hilfe in den Jahren 2015 oder 2016 in 
Aussicht.

Im Bereich Förderung der Gerechtig-
keit und des Völkerrechts sieht Ban Ki-
moon einen weiteren Meilenstein mit 
der Verabschiedung der Erklärung über 
Rechts staatlichkeit auf nationaler und 
internationaler Ebene erreicht. Das Prin-
zip der Rechtsstaatlichkeit sei »als Quer-
schnittsanliegen in den drei Säulen Frie-
den und Sicherheit, Entwicklung und 
Men schenrechte zementiert« (Abs. 54). 
Mehr als 150 Mitgliedstaaten hätten in 
diesem Bereich Unterstützung durch die 
Vereinten Nationen erfahren.

Im Bereich Abrüstung haben nukleare 
Abrüstung und die Nichtverbreitung von 
Kernwaffen für Ban weiterhin höchste Pri-
orität. Er beklagt den Stillstand bei den 
Abrüstungsverhandlungen. Seine größte 
Sorge gilt dem Nahen Osten, Iran und 
Nordkorea. Auch der Einsatz der Chemie-
waffen-Untersuchungsmission in Syrien 
kommt zur Sprache. Die Annahme des 
Vertrags über den Waffenhandel im April 
2013 preist Ban als diplomatischen Erfolg 
»von historischer Bedeutung« (Abs. 60).

Im Bereich Drogenkontrolle, Verbre-
chensverhütung und Bekämpfung des in-
ternationalen Terrorismus drängt der Ge-
neralsekretär auf ein integriertes und 
mul tidisziplinäres »Lösungskonzept, das 
die Aspekte Sicherheit, Entwicklung, gute 
Regierungsführung, Menschenrechte und 
Rechtsstaatlichkeit umfasst« (Abs. 65). 
Die Vereinten Nationen seien mit einer 
Führungsrolle betraut worden. Im Fol-
genden nimmt er Bezug auf die Tagungen 
zum Weltdrogenproblem und zur Be-
kämpfung des Nuklearterrorismus, die 
18 völkerrechtlichen Übereinkünfte und 
das Übereinkommen gegen Korruption.

Im letzten Abschnitt Stärkung der Ver-
einten Nationen setzt der Generalsekre-
tär auf eine umfassende Weiterbildung 
und Schulung des Personals, die Einfüh-
rung einer organisationsweit einheitlichen 
Software, verbesserte Transparenz und 
Rechenschaftspflicht. Im Rahmen der fi-
nanziellen Möglichkeiten werde das ›di-
gitale Sekretariat‹ ausgebaut: Neue Tech-
nologien sollen den Austausch von Infor - 
mationen, die Zusammenarbeit und in-
terne Kommunikation verbessern. Soziale 
Medien lobt er als kostengünstiges Ins-
trument, um den Wirkungsradius der Or-
ganisation zu erweitern und Informati-
onsmaterialien zu verbreiten (Abs. 70).

Die Partnerschaften mit dem Privat-
sektor, gemeinnützigen Organisationen 
und der Zivilgesellschaft möchte der Ge-
neralsekretär im Rahmen einer neuen 
»Part nerschaftsfazilität« weiter fördern, 
stellten sie doch globale öffentliche Gü-
ter »immer aktiver, ideenreicher und dy-
namischer« bereit (Abs. 74). 

 Ban Ki-moons Fazit fällt kurz und 
nüch tern aus. Er bekräftigt seinen Wunsch, 
mit den Mitgliedstaaten in der Vorberei-
tung der Entwicklungsagenda nach 2015 
zusammenzuarbeiten. Dies ist eine ma-
gere Lese-Ausbeute: Vermag der Gene-
ralsekretär noch ein stimmiges Bild von 
der Komplexität und Vernetzung von The-
menbereichen zu zeichnen, kann er die 
Vielzahl an Fakten, Projekten, Program-
men und Initiativen nicht zufriedenstel-
lend in diesen Rahmen einordnen. Wie er 
von seinen konzeptionellen Ausführungen 
zur aktionsgeladenen Praxis gelangt und 
umgekehrt, bleibt unklar. Tiefergehende 
Erkenntnisse gehen im Dickicht aus Mei-
lensteinen, Erfolgen, Rückschlägen und 
einmaligen Chancen verloren. Als Ort 
für kühne Visionen, kontroverse Thesen 
und fundierte Bewertungen taugt der all-
jährliche Bericht schon lange nicht mehr – 
die holzschnittartige, teils sehr abstrakte 
Abhandlung lässt dieses Mal sogar die 
Analyse verblassen. Interessant wäre ein 
Abgleich mit Bans Fünfjahres-Aktions-
agenda vom Januar 2012, die eine akti-
ve und prägnante Sprache aufweist und 
inhaltlich wie auch strukturell die we-
sentlichen Herausforderungen und Chan-
cen sehr viel klarer zu benennen vermag. 

Auffällig ist die anspruchslose Positi-
onierung der Weltorganisation im Tätig-
keitsbericht: Sie ist ein Akteur unter und 
Partner von vielen. Von den Partnern wer-
den innovative Impulse (und die finanzi-
ellen Mittel) erwartet. Ist die Zeit der Ver-
einten Nationen als Ideengeber vorbei? 
Hier birgt die Fünfjahres-Aktionsagen-
da weitaus mehr Potenzial. Es lohnt sich 
ein genauerer Blick auf die einzelnen Ini-
tiativen, wie etwa die von Ban ins Leben 
gerufene Kampagne ›Nachhaltige Ener-
gie für alle‹ – eine interessenpluralistische 
Partnerschaft zwischen Regierungen, dem 
Privatsektor und der Zivilgesellschaft. 
Hier könnten sich neue Ansätze, Ideen 
und Maßnahmen ihren Weg bahnen. Dem 
Tätigkeitsbericht werden solche gedankli-
chen Anreize wohl auch in Zukunft nicht 
zu entnehmen sein.



Aus dem Bereich der Vereinten Nationen | Politik und Sicherheit 

Vereinte Nationen 5/2013           225

Sicherheitsrat:  
Informelle Arbeitstagung 2012
n Mehrheitlich Erfolge,  

bei Syrien Versagen
n Länderbesuche und Frühwarnung
 werden positiv gesehen
n Nichtständige Mitglieder  

selbstbewusster

Helmut Volger

Seit dem Jahr 2002 findet einmal im Jahr 
außerhalb des Gebäudekomplexes der 
Vereinten Nationen eine Arbeitstagung 
(workshop) des Sicherheitsrats in infor-
mellem, vertraulichem Rahmen statt. Die 
finnische Regierung hatte dieses Format 
dem Rat vorgeschlagen, um den neuge-
wählten nichtständigen Mitgliedern des 
Rates die Themen und Arbeitsmethoden 
näherzubringen. Die Tagung entwickel-
te sich bald zu einer umfassenden Bilanz-
Arbeitstagung. Die aus scheidenden Rats-
mitglieder gaben ihre Erfahrungen weiter 
und die anderen Mitglieder disku tierten 
die politischen Erfolge und Misserfolge 
des Rates und seine Arbeitsmethoden. 

Die Offenheit der Debattenbeiträge er-
klärt sich aus der Vorgabe, dass der an-
schließend verfasste Bericht auf die Nen-
nung von Namen und Staaten verzichtet 
und nur die vertretenen Standpunkte refe-
riert. Damit ist zwar keine Zuordnung 
der Standpunkte zu einzelnen Nationen 
mög lich, jedoch ist aus den Berichten ab-
lesbar, welche Kontroversen geführt wer-
den beziehungsweise in welchen Punkten 
Konsens herrscht.

Am 9. Mai 2013 legte die Ständige Ver-
tretung Finnlands ihren Bericht über die 
Arbeitstagung 2012 des Rates (UN Doc. 
S/2013/280) vor, die am 15. und 16. No-
vember 2012 im Arrowwood Conference 
Center in Rye Brook, New York, statt-
gefunden hatte.

Erfolge und Misserfolge

Während in der internationalen Öffent-
lichkeit oft die Meinung vertreten wur-
de, der Sicherheitsrat habe in der Frie-
denssicherung im Jahr 2012 versagt und 
sei von tiefen Gegensätzen zerrissen, wa-
ren die Ratsmitglieder bei der Arbeitsta-

gung anderer Ansicht: Es bestand »brei-
ter Konsens«, dass der Rat im Jahr 2012 
weitgehend in der Lage gewesen sei, seine 
Aufgaben in der internationalen Friedens-
sicherung zu erfüllen und dass er bei den 
»meisten Problemen zu einem gemeinsa-
men Standpunkt« gefunden habe, trotz 
tie fer Meinungsverschiedenheiten in der 
Syrien-Frage. Die Mehrheit der Ratsmit-
glieder beurteilte das Engagement des Ra-
tes in Libyen, Somalia, Sudan, Süd sudan 
und Jemen als relativ erfolgreich (S. 7).

Auf der anderen Seite wurde mehrheit-
lich die Ansicht vertreten, ein schwerwie-
gendes Versagen des Rates sei im Fall Syri-
en zu verzeichnen. Hier hätten tief grei- 
fende Meinungsunterschiede wirksame 
Maßnahmen verhindert (S. 7f.). Immer-
hin habe der Rat immer wieder nach einer 
gemeinsamen Position gesucht und sich 
auf eine Reihe von Erklärungen des Rats-
präsidenten und Presseerklärungen geei-
nigt sowie die Sondergesandten des Ge-
neralsekretärs poli tisch unterstützt (S. 8).

Was den Konfliktraum Naher Osten 
angeht, kritisierten mehrere Ratsmitglie-
der »die Unfähigkeit oder den mangeln-
den Willen« des Rates, sich den diesbezüg-
lichen Friedens- und Sicher heitsproblemen 
zu widmen (S. 8).

Regionalorganisationen  
in der Friedenssicherung

Unter den Ratsmitgliedern herrschte weit-
gehend Konsens, dass sich bei den Kon-
flikten in Libyen, Jemen, Mali, Somalia 
und Sudan/Südsudan die Zusammenar-
beit des Sicherheitsrats mit Regionalor-
ganisationen, vor allem mit der Afrikani-
schen Union (AU) und der Liga der Ara - 
bischen Staaten, als »hilfreich« erwiesen 
habe (S. 9f.). Hervorgehoben wurden in 
diesem Zusammenhang die »thematischen 
Debatten« (öffent li che Debatten unter 
Betei ligung von Nicht mitgliedern des Ra-
tes) über die Zusammenarbeit mit der AU 
am 12. Ja nuar 2012 (UN Doc. S/PV.6702 
und S/PV.6702 – Resump tion 1) und mit 
der Liga der Arabischen Staaten am 26. 
Sep tember 2012 (UN Doc. S/PV.6841); 
Letztere auf Initiative Deutschlands (S. 9).

Frühwarnsystem

Mehrere Delegierte hoben die Bedeutung 
der Überblick-Briefings (horizon-scanning 
briefings) über die aktuelle Konfliktlage 
durch die Hauptabteilung für Politische 
Angelegenheiten des Sekretariats für die 

frühzeitige Befassung mit Konflikten her-
vor. So habe ein solches Briefing im Fe-
bruar 2012 auf die Situation in Mali auf-
merksam gemacht (S. 10). Es fehle jedoch 
an einem schlüssigen Konzept der Kon-
fliktprävention. Der Rat befasse sich über-
wiegend mit akuten Konflikten, statt 
mit de ren Prävention, so die Delegier-
ten (S. 10).

Arbeitsmethoden

Einen weiteren Schwerpunkt der Debat-
ten bildete die informelle Reform der Ar-
beitsmethoden des Rates: viele Redner ho-
ben hervor, dass sich der Sicherheitsrat als 
das »anpassungsfähigste Organ der Ver-
einten Nationen erwiesen habe in Hin-
blick darauf, eine Reihe von Veränderun-
gen seiner Arbeitsmethoden zu beschlie - 
ßen, um die Effizienz und Transparenz 
zu erhöhen« (S. 14). Es habe trotz des er-
heblichen Gewichts von Ritualen und Tra-
ditionen jedes Jahr Verbesserungen der 
Arbeitsmethoden gegeben, die sich vor 
allem an dem Maßnahmenkatalog orien-
tierten, der in der Mitteilung des Rats-
präsidenten vom 26. Juli 2010 zur Re - 
form der Arbeitsmethoden (UN Doc. 
S/2010/507) enthalten sei. Es seien aber, 
so betonten viele Debattenredner, weite-
re Reformen erforderlich (S. 14). 

Die Delegierten hoben als positive Ver-
änderungen im Jahr 2012 in dieser Hin-
sicht hervor: eine Zunahme der offenen 
Aussprachen (open debates), also formel-
ler öffentlicher Sitzungen mit Rederecht 
für alle UN-Mitgliedstaaten, und der Tref-
fen nach der Arria-Formel, das heißt in-
formeller Treffen der Ratsmitglieder, um 
in vertraulicher Atmosphäre Ansichten 
von Nichtmitgliedstaaten, NGOs oder 
Expertinnen und Experten anzuhören 
(vgl. Helmut Volger, Mehr Transparenz 
und mehr Beteiligung. Die informelle Re-
form der Arbeitsmethoden des UN-Si-
cherheitsrats, VN, 5/2010, S. 195–203) 
sowie ein stärkeres Engagement des Rats-
präsidenten gegenüber den Medien und 
eine verbesserte Internetseite des Rates, 
die einen leichteren Zugang zu Informa-
tionen ermöglicht. 

Vor allem die große Bedeutung der the-
matischen Debatten (thematic debates) 
ho ben viele Redner hervor, wie sie im 
Jahr 2012 unter anderem zu den Themen 
›Friedenskonsolidierung‹, ›Frauen und 
Frieden und Sicherheit‹ und ›Kinder und 
bewaffnete Konflikte‹ stattgefunden hat-

Politik und  
Sicherheit
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Sozialfragen und 
Menschenrechte

Beratender Ausschuss des  
Menschenrechtsrats:  
8. und 9. Tagung 2012
n Schwierige Diskussion über  

›traditionelle Werte‹
n Überlegungen zu einer Konvention  

für auf dem Land lebende Menschen
n Fünf neue Studienthemen  

vorgeschlagen

Norman Weiß

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Norman 

Weiß, Beratender Ausschuss des Menschen-

rechtsrats, 6. und 7. Tagung 2011, VN, 6/2012,  

S. 271f., fort.)

Der Beratende Ausschuss (Advisory Com -
mittee – AC) des UN-Menschenrechtsrats 
(MRR) besteht aus 18 in ihrer persönli-
chen Eigenschaft tätigen Sachverständi-
gen. Das Gremium kommt in der Regel 
zu zwei Tagungen im Jahr für maximal 
zehn Arbeitstage in Genf zusammen. Der 
AC soll dem MRR als Think Tank zur 
Seite stehen; er erstellt nach Aufforderung 
durch den Rat Studien und berät ihn for-
schungsbasiert.

Im Jahr 2012 kam der AC zu zwei Ta-
gungen nach Genf: vom 20. bis 24. Feb-
ruar (8. Tagung) und vom 6. bis 19. Au-
gust (9. Tagung). Nachstehend werden die 
wichtigsten Ergebnisse beider Tagungen 
thematisch zusammengefasst. Auf beiden 
Tagungen wurden je sieben Empfehlun-
gen (recommendations) im Konsens ver-
abschiedet. Ein Großteil dieser Empfeh-
lungen betraf die Fortführung, teilweise 
auch Weiterentwicklung älterer Arbeits-
aufträge des MRR. 

Die Studie zur Förderung der Rechte 
von Menschen, die im ländlichen Raum 
leben und arbeiten, wurde abgeschlossen, 
vom AC begrüßt und mit Empfehlung 8/1 
an den Rat geleitet. Ausgangspunkt der 
Überlegungen war, dass 80 Prozent der 
Menschen, die weltweit Hunger leiden, 
auf dem Land leben und arbeiten. Der 
MRR solle, so die weitere Anregung, ein 
neues thematisches Mandat zum Schutz 
der betroffenen Bevölkerungsgruppe ein-
richten und die Ausarbeitung einer Kon-
vention in Angriff nehmen. Die Studie 

ten. Sie seien, so ein Debattenredner, ein 
»wesentlicher Ausdruck der normativen 
Rolle des Rates« und hätten eine wichtige 
Informationsfunktion. Ein anderer Spre-
cher ergänzte, die thematischen Debatten 
böten gerade den nichtständigen Mitglie-
dern eine gute Gelegenheit, sich »in die 
Arbeit des Rates mit eigenen Beiträgen 
einzubringen« (S. 12f.).

Kritisch hinterfragt wurde von vielen 
Rednern die Dynamik der informellen 
Konsultationen, also der nichtöffentlichen 
Ratssitzungen informeller Art, in welchen 
die Ratsmitglieder Beschlüsse über Maß-
nahmen, Resolutionsentwürfe oder Mit-
teilungen des Ratspräsidenten vorbereiten 
(vgl. Volger, siehe oben, S. 199). Statt »in-
formell und interaktiv« zu sein, würden 
bei den Konsultationen vorbereitete Stel-
lungnahmen verlesen, die Sitzungen wür-
den nach einem bestimmten »Drehbuch 
ablaufen«, die »Delegierten würden nur 
ihre Standardpositionen wiederholen«, 
statt einen interaktiven Meinungsaus-
tausch zu beginnen. Allerdings, so räum-
te man ein, läge dies weniger an den UN-
Delegierten als an den oft strikten Wei - 
sungen ihrer Regierungen (S. 17).

Rolle der nichtständigen Mitglieder

Ausführlich beschäftigte sich die Arbeits-
tagung mit der Rolle der nichtständigen 
Ratsmitglieder: Kritisch wurde angemerkt, 
dass die fünf ständigen Mitglieder die Ar-
beitsweise und Themenstellung des Ra-
tes maßgeblich bestimmen würden. Hin-
zu käme, dass die geringeren personellen 
Ressourcen die nichtständigen Mitglieder 
oft daran hindern würden, sich auf Sit-
zungen ebenso gründlich wie die ständi-
gen Mitglieder vorzubereiten. Die nicht-
ständigen Mitglieder seien im Hinblick 
auf Informationen stärker auf das Se-
kretariat angewiesen. Hilfreich wären in 
dieser Situation vor allem Reisen des Ra-
tes in Konfliktgebiete, die alle Mitglieder 
mit Informationen aus erster Hand ver-
sorgen könnten (S. 19).

Was ihren Einfluss auf die Entschei-
dungsfindung angeht, zeigten die nicht-
ständigen Mitglieder nüchternen Realis-
mus: Nichtständige Mitglieder »hätten 
die Möglichkeit, konstruktive, wenn auch 
bescheidene, Beiträge zu leisten« (S. 21). 
Es ginge für sie vor allem darum, geeig-
nete Aufgaben und Themen für ihre Mit-
arbeit zu finden, unter anderem in Form 
thematischer Debatten während ihrer 

Ratspräsidentschaft. Sie sollten, so emp-
fahlen mehrere Delegierte, sich an der Re-
daktionsarbeit an Ratstexten so früh wie 
möglich beteiligen, sollten eigene Text-
entwürfe vorlegen oder Änderungsvor-
schläge für vorhandene Textentwürfe ma-
chen (S. 22). Um effektiv im Rat arbeiten 
zu können, sollten sich die Regierungen 
der nichtständigen Ratsmitglieder recht-
zeitig mit den im Rat zur Diskussion ste-
henden globalen Problemen befassen und 
eine effektive Vernetzung mit der UN-Bot-
schaft in New York sicherstellen (S. 22).

Reform des Sicherheitsrats

Skeptisch äußerten sich die UN-Botschaf-
ter zur Frage der Strukturreform: Man 
habe im Jahr 2012 die Frage einer Re-
form der Mitgliedschaft nicht im Rat dis-
kutiert, sondern das Thema der General-
versammlung überlassen. Dort habe es 
keine Fortschritte gegeben. Es bliebe of-
fen, ob »einige der ständigen Mitglieder 
mit weitreichenden Reformschritten« ein-
verstanden seien (S. 22). 

Fazit

Der Bericht über die Arbeitstagung 2012 
des Sicherheitsrats macht deutlich, dass 
die nichtständigen Mitglieder in den letz-
ten Jahren an politischem Selbstbewusst-
sein gewonnen haben und sich geeignete 
Aufgaben in der Ratsagenda suchen, ohne 
andererseits ihre Einflussmöglichkeiten zu 
überschätzen. Die informelle Reform der 
Arbeitsmethoden, die vor allem durch das 
Engagement vieler nichtständiger Rats-
mitglieder seit Mitte der neunziger Jahre 
und durch die beiden Reformtexte (die 
Mitteilungen des Ratspräsidenten UN 
Doc. S/2006/5007 und S/2010/507) vor-
angebracht wurde, stärkt die Position der 
nichtständigen Mitglieder, weil die grö-
ßere Transparenz der Arbeit und die Ein-
beziehung von Nichtmitgliedstaaten sowie 
von Sekretariatsmitarbeitern, nationalen 
Politikerinnen und Politikern und NGOs 
den oft dominierenden Einfluss der stän-
digen Ratsmitglieder zugunsten der nicht-
ständigen Mitglieder verringert hat.

Berichte: Die Berichte der vorangegangen Arbeits - 

tagungen (bis auf die Tagung 2002) finden sich 

unter folgenden Dokumenten-Nummern:  

UN Doc. S/2004/135, S/2005/228, S/2006/483, 

S/2007/137, S/2008/195, S/2009/193, S/2010/177, 

S/2011/484, S/2012/190.
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zeigt, dass neben Kleinbauern und land-
losen Farmarbeitern insbesondere Frauen 
und traditionell lebende Jäger, Fischer und 
Hirten zum Kreis der schutzbedürftigen 
Personen gehören. Ihre jeweils spezifische 
Betroffenheit bei Menschenrechtsverlet-
zungen durch industriell betriebene Land-
wirtschaft und Fischfang sowie sonsti-
ge Ressourcenausbeutung werde durch 
die be stehenden Menschenrechtsverträge 
nicht ausreichend erfasst. Der MRR hat 
am 27. September 2012 mit Resolution 
21/19 eine zeitlich unbegrenzte Arbeits-
gruppe zur Erarbeitung eines solchen Ins-
truments gegen die Stimmen der USA und 
von acht EU-Mitgliedstaaten eingesetzt.

Unter dem Oberthema Recht auf Nah-
rung hat der AC mit Empfehlung 8/2 ver-
schiedene Aktivitäten gebündelt. Die vor-
läufige Studie zu armen Stadtbewohnern 
(urban poor) wurde zur Sammlung von 
Stellungnahmen und weiteren Informa-
tionen an das Büro der Hochkommissa-
rin für Menschenrechte geleitet. Die Stu-
die über schwere Fehl- und Mangel ernäh - 
rung und Kinderkrankheiten wurde ab-
geschlossen und dem MRR vorgelegt. 
Schließlich begrüßte er das ihm vorge-
legte Konzept für die anzufertigende Stu-
die über ›Frauen in ländlichen Gebieten 
und das Recht auf Nahrung‹. Empfeh-
lung 9/5 nahm den Fortschrittsbericht 
über die Studie zu armen Stadtbewoh-
nern an und forderte die Arbeitsgruppe 
zur Fertigstellung auf. Kernpunkte sind 
der Zusammenhang von rechtebasierter 
und partizipativer Entwicklungszusam-
menarbeit mit verantwortungsvoller Re-
gierungsführung sowie eine verbesserte 
soziale Absicherung auch dieser betrof-
fenen Bevölkerungsgruppen. Empfeh-
lung 9/6 forderte die Arbeitsgruppe zur 
Fertigstellung der Studie über ›Frauen in 
ländlichen Gebieten und das Recht auf 
Nahrung‹ auf. Deren Ansatz ist es, die 
Politik auf das Thema aufmerksam zu 
machen und – unter Beteiligung der Be-
troffenen – schrittweise Lösungen zu ent-
wickeln.

Auf Anregung des MRR setzte der AC 
mit Empfehlung 8/5 eine Arbeitsgruppe 
ein, die damit beginnen soll, eine Studie 
über terroristische Geiselnahmen zu er-
arbeiten, um die Bedeutung von Men-
schenrechten in diesem Zusammenhang 
zu klären und die Wichtigkeit internati-
onaler und regionaler Kooperation zu un-
terstreichen.

Die auf russische Initiative im MRR 
zurückgehende Beschäftigung mit den 
traditionellen Werten der Menschheit 
wurde fortgesetzt. Eine vorläufige Studie 
wurde diskutiert und die Arbeitsgruppe 
mit ihrer Überarbeitung betraut (Emp-
fehlung 8/6). Während der neunten Ta-
gung nahm der AC die neue Fassung der 
Studie mit Empfehlung 9/4 zur Kenntnis 
und beauftragte die Arbeitsgruppe, im 
Lichte der Diskussion die Studie abzu-
schließen. Der Ausschuss bat den MRR 
angesichts der komplexen Diskussion und 
notwendigen Überarbeitungszeit darum, 
die Studie erst zu dessen 22. Tagung fer-
tigstellen zu müssen. Die Studie räumt 
ein, dass es kein einheitliches Verständ-
nis davon gibt, was traditionelle Werten 
sind, und stellt zu Recht fest, dass einer-
seits Menschenrechte auf traditionellen 
Werten beruhen, andererseits solche Wer-
te eingesetzt werden können, um Men-
schenrechte einzuschränken. In den Mit-
telpunkt der Studie rücken Wür de, Freiheit 
und Verantwortung. Diese sollen, so der 
Ansatz, positiv eingesetzt werden, um die 
Umsetzung der Menschen rechte zu ver-
bessern; die Studie führt hierfür Beispie-
le unter anderem aus Ägypten, Indien, 
Nepal und Sri Lanka auf. Umgekehrt wür-
den traditionelle Werte oft vorgeschoben, 
um patriarchalische und diskriminierende 
Strukturen aufrechtzu erhalten. Es kom-
me daher in den jeweiligen Gesellschaf-
ten stark darauf an, über der Vermittlung 
traditioneller Werte die überragende Be-
deutung der Menschenrechte nicht zu ver-
gessen; jene Werte müss ten mit internatio-
nalen Menschenrechtsstandards vereinbar 
sein.

Der MRR hat im September 2012 mit 
Resolution 21/3 dem AC weitere Zeit zur 
Bearbeitung eingeräumt, aber gleichzei-
tig auf Initiative Russlands betont, dass 
die traditionellen Werte einen Rahmen für 
die Menschenrechte bieten, und so seine 
Interpretation bereits zum Ausdruck ge-
bracht. Diese Resolution wurde mit 25 
gegen 15 Stimmen bei sieben Enthaltun-
gen angenommen. Neben den acht im Rat 
vertretenen EU-Mitgliedstaaten stimm-
ten auch Botswana, Costa Rica, Mauri-
tius,  Mexiko, Norwegen, die Schweiz und 
die USA mit Nein.

Angesichts der russischen Vorgehens-
weise gegen die Sängerinnen der Band 
›Pussy Riot‹ und der Gesetzgebung gegen-
über LGBTI-Menschen kann der Rekurs 

auf traditionelle Werte nicht als Folklore 
abgetan werden. Die vorsichtigen Äuße-
rungen in der Studie des AC drohen durch 
die politische Handhabung des Themas 
im MRR in den Hintergrund zu geraten.

Mit Empfehlung 9/3 beschloss der AC 
die abschließende Version eines Papiers 
zum Thema Menschenrechte und inter-
nationale Solidarität. Das Papier geht von 
einem umfassenden Menschenrecht auf 
Solidarität aus, das noch über das Recht 
auf Entwicklung hinausgeht, beziehungs-
weise als dessen zeitgemäße Fortschrei-
bung und Erweiterung verstanden werden 
kann (›Nachhaltigkeit in den internatio-
nalen Beziehungen‹, ›Herausforderungen 
der Globalisierung‹). Das Papier führt die 
UN-Charta, die Erklärung und das Ak-
tionsprogramm von Wien sowie die Mil-
lenniums-Erklärung als normativen Rah-
men für dieses Recht an. Dann buchstabiert 
es einen Katalog von 19 Elementen aus, 
der sämtliche Politik- und Lebensberei-
che umfasst. Der MRR nahm in der von 
ausführlicher Floskelhaftigkeit gekenn-
zeichneten Resolution 21/10 zum Thema 
Stellung, wobei er das Papier des Beraten-
den Ausschusses nur am Rande erwähn-
te; der Schwerpunkt der weiteren Befas-
sung liegt bei der Sonderbericht erstat - 
terin zum Thema.

Der AC schlug dem Rat mit Empfeh-
lung 9/1 fünf Forschungsthemen vor, mit 
denen er sich nach Autorisierung durch 
den MRR gerne beschäftigen würde. Dies 
sind:
n Zugang zu Gerichten und Bekämpfung 

von Korruption
n Menschenrechte und Kommunalver-

waltung
n Globalisierung, Menschenrechte und 

Jugend
n Menschenrechte und humanitäre Hilfe
n Mustergesetz über Chancengleichheit 

und Nichtdiskriminierung.
Der Beratende Ausschuss kann nur in 

einem begrenzten Rahmen handeln und 
wird von den politischen Vorgaben des 
Rates geleitet. Der Menschenrechtsrat be-
dient sich des wissenschaftlichen Inputs 
des Ausschusses, ohne jedoch alle Er-
kenntnisse voll anzuerkennen. Dies ist be-
dauerlich, denn so wird diese Ressource 
nicht optimal genutzt. Für die politische 
und wissenschaftliche Diskussion über die 
Weiterentwicklung des Menschenrechts-
schutzes leistet der Beratende Ausschuss 
gleichwohl einen wichtigen Beitrag.
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nationalen Rechtsordnung zu verhelfen. 
Da die Paktrechte kaum Anwendung fin-
den, regte das Gremium in vielen Ab-
schließenden Bemerkungen an, die Rech-
te speziell durch Menschenrechtsbildung 
für Rechtsanwender, wie Richter und An-
wälte (Bulgarien, Tansania), bekannt zu 
machen und ihre Justiziabilität (Spanien) 
hervorzuheben. Im Fall von Mauretanien 
machte er alle bereits aufgezählten Punkte 
geltend und verlangte vom Vertragsstaat, 
den Pakt im nationalen Gesetzblatt zu ver-
öffentlichen, da nur so die Informationen 
an alle Einwohner gelangen könnten.

Antidiskriminierung

Der CESCR empfahl den Staaten Antidis-
kriminierungsgesetze generell (Maure-
tanien, Tansania) und mit einem Fokus 
auf einzelne Gruppen einzuführen. Als 
besonders vor Diskriminierung zu schüt-
zende Gruppe nannte er Lesben, Schwule, 
Bisexuelle, trans- und intergeschlechtliche 
Menschen (LSBTI) (Äthiopien, Peru, Tan-
sania), Roma und weitere nationale Min-
derheiten sowie Indigene (Slowakei, Bul-
garien) und Menschen mit Behinderungen 
(Peru, Island). Ebenso wies er die Staaten 
darauf hin, den Diskriminierungsschutz 
für Frauen weiter auszubauen. In Bezug 
auf Äthiopien und Tansania regte er an, 
die Strafbarkeit von Homosexualität aus 
dem Strafgesetzbuch zu streichen. Eine 
weitere Empfehlung des Ausschusses zielt 
darauf ab, dass die Staaten aktiv gegen 
Diskriminierung und soziale Stigmatisie-
rung vorgehen und dabei schlechter gestell -
ten und marginalisierten Gruppen beson-
dere Aufmerksamkeit schenken sollen 
(Tansania). Generell verwies der CESCR 
die Staaten auf seine Allgemeine Bemer-
kung Nr. 20 aus dem Jahr 2009 zum The-
ma Antidiskriminierung als Richtschnur 
zur besseren Umsetzung hin (Tansania).

Soziale Sicherheit im informellen Sektor

Wie schon in den vergangenen Jahren hat 
sich der CESCR auch mit dem Recht auf 
soziale Sicherheit befasst. Die Sachverstän-
digen regten an, dass auch über die sozi-
ale Absicherung der Arbeitnehmenden im 
informellen Arbeitssektor berichtet wer-
den soll (Neuseeland) und verwiesen auf 
die entsprechende Allgemeine Bemerkung 
Nr. 19 als Leitfaden für weitere Verbes-
serungen. In Äthiopien und Peru müssten 
die Arbeitenden im informellen Sektor 
Zugang zu den sozialen Sicherungssyste-
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Sozialpakt:  
48. und 49. Tagung 2012
n Fakultativprotokoll nicht in Kraft
n Zwei Abschließende Bemerkungen 

auch ohne Staatenbericht

Claudia Mahler

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Claudia 

Mahler, Sozialpakt: 46. und 47. Tagung 2011, VN, 

6/2012, S. 272ff., fort.)

Der Ausschuss für wirtschaftliche, sozi-
ale und kulturelle Rechte (CESCR) trat im 
Jahr 2012 zu einer Frühjahrs- und einer 
Herbsttagung in Genf zusammen (48. Ta-
gung: 30.4.–18.5. und 49. Tagung: 12.–
30.11.2012). Das aus 18 unabhängigen 
Sachverständigen bestehende Gremium 
überprüft die Einhaltung und Verwirkli-
chung des Internationalen Paktes für wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
(Sozialpakt) durch die Vertragsstaaten. 
Mit Abschluss der 49. Tagung blieb die 
Zahl der 160 Vertragsstaaten gegenüber 
dem Vorjahr unverändert. Zum Ende 
der Tagungszeit standen insgesamt 33 
Erstberichte aus, 22 davon seit mehr als 
zehn Jahren. Ende November 2012 lagen 
dem Ausschuss 49 Staatenberichte vor. 
Für das langjährige deutsche Mitglied 
Eibe Riedel war die 49. Tagung die letzte 
Tagung. Er hatte seit dem Jahr 2003 im 
CESCR mitgearbeitet. Der Ausschuss traf 
sich wie gewohnt mit einigen UN-Abtei-
lungen und UN-Organisationen zu Aus-
tausch und Standpunktbestimmungen.  

Stellungnahmen und offene Briefe

Im Vorfeld der ›Rio+20‹-Konferenz im 
Juni 2012 verabschiedete der CESCR ei-
ne Stellungnahme zum Thema ›Grüne 
Ökonomie im Kontext nachhaltiger Ent-
wicklung und Armutsbekämpfung‹. Am 
16. Mai 2012 veröffentlichte der Aus-
schuss einen offenen Brief an die Vertrags-
staaten, um daran zu erinnern, dass die 
Paktrechte in Zeiten der Weltwirtschafts- 
krise nicht eingeschränkt werden dürfen. 
In einem weiteren offenen Brief vom No-
vember 2012 forderte der CESCR die Ver-
tragsstaaten auf, bei der Ausarbeitung der 
Entwicklungsagenda für die Zeit nach 
2015 die Paktrechte einzubeziehen.

Allgemeine Bemerkungen

In der Tagungsperiode wurde der erste 
Entwurf einer neuen Allgemeinen Bemer-

kung zu reproduktiver Gesundheit zur 
Dis kussion vorgelegt. Die Allgemeine Be-
merkung zu Artikel 7 (gerechte und güns-
tige Arbeitsbedingungen und gerechtes 
Arbeitsentgelt) konnte in dieser Tagungs-
periode nicht mit einem Entwurfstext ab-
geschlossen werden. Sie wird auf den fol-
genden Tagungen weiterentwickelt.

Fakultativprotokoll

Das Fakultativprotokoll ist noch nicht in 
Kraft getreten. Zum Ende der 49. Tagung 
waren erst acht der zehn benötigten Ra-
tifizierungen hinterlegt. Deutschland hat 
das Protokoll auch noch nicht unterzeich-
net oder ratifiziert. Die im Jahr 2010 be-
gonnene Diskussion über die Geschäfts-
ordnung (Rules of Procedure) des Fakul - 
tativprotokolls wurde mit der Verabschie-
dung einer vor läu figen Geschäftsordnung 
(Draft Rules of Procedure) abgeschlossen. 
Der Ausschuss legte allen Staaten nahe, 
das Protokoll schnellstmöglich zu rati-
fizieren. 

Staatenberichte

Allgemeines

Der CESCR befasste sich auf seinen bei-
den Tagungen im Jahr 2012 mit insge-
samt zehn Staatenberichten und mit zwei 
Staaten, die ihrer Berichtspflicht nicht 
nachgekommen sind. Auf der Frühjahrs-
tagung behandelte er die Berichte Äthio-
piens, Neuseelands, Perus, der Slowakei 
und Spaniens. Auf der Herbsttagung er-
örterte er die Staatenberichte von Bulga-
rien, Ecuador, Island, Mauritius und Tan-
sania sowie ohne Vorlage eines Berichts 
die Situation in Äquatorialguinea und der 
Republik Kongo. Einige Schwerpunkte 
der Berichte werden im Folgenden aus-
führlicher dargestellt.

Anwendung des Paktes vor Gericht

Der CESCR hat von einigen Staaten ge-
fordert, dass die Informationen, wie und 
von wem der Pakt im innerstaatlichen 
Rechtssystem angewandt wird, im nächs-
ten Staatenbericht enthalten sein sollen. 
Ebenso merkten die Sachverständigen an, 
dass selbst in Staaten, in denen der Pakt 
in der Verfassung als anwendbar dekla-
riert wird (Äthiopien), nur minimal in das 
nationale Recht inkorporiert sei (Neusee-
land). Tansania empfahl er, Maßnahmen 
zu ergreifen, um den Paktrechten zu vol-
ler Anwendbarkeit und Wirkung in der 
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men erhalten. Mauretanien solle Maß-
nahmen für bessere Arbeitsbedingungen 
im informellen Sektor ergreifen, und die-
se Bemühungen müssten mit der Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit einhergehen. Der 
Ausschuss empfahl dem Vertragsstaat fer-
ner, besondere Maßnahmen zu ergreifen, 
um Frauen den Zugang zum formellen 
Arbeitsmarkt, speziell in ländlichen Re-
gionen, zu ermöglichen.

Recht auf Wohnraum/ 
Zwangsräumungen

Der CESCR forderte von den Vertrags-
staaten, einen diskriminierungsfreien Zu-
gang zu bezahlbarem und angemessenem 
Wohnraum zu schaffen. Die Staaten müss-
ten auch für Sozialwohnungen sorgen. Bei 
Zwangsräumungen müssten die Staaten 
dafür Sorge tragen, dass die Betroffenen 
ausreichend entschädigt werden. Ebenso 
verlangte der Ausschuss, dass Staaten 
mehr Informationen über die Anzahl von 
Obdachlosen, die Zahl der Zwangsum-
siedlungen und die Anzahl und den Zu-
gang zu Sozialwohnungen im städtischen 
und ländlichen Bereich zur Verfügung 
stellen (Mauretanien).

Republik Kongo und Äquatorialguinea

Beide Staaten waren, trotz mehrfacherer 
Aufforderung, ihrer Pflicht nicht nachge-
kommen, einen Erstbericht vorzulegen. 
Der CESCR hatte daher beschlossen, auch 
ohne Staatenbericht Abschließende Be-
merkungen zu verabschieden. Beide Staa-
ten hatten einen Fragenkatalog (list of 
issues) erhalten, auf den die Staaten im-
merhin eingegangen waren. Doch die Ant-
worten der Staatenvertreter auf die Fragen 
waren weder schriftlich noch im mündli-
chen Dialog erschöpfend. Die Abschlie-
ßenden Bemerkungen wurden daher un-
ter anderem als Hilfestellung zur Erstel - 
lung eines Erstberichts verfasst. Die Aus-
schussmitglieder machten im Verfahren 
auch von den ergänzenden Informationen 
von UN-Organisationen und nichtstaat-
licher Organisationen Gebrauch. Da es 
sich um die erste Befassung des CESCR 
mit der Umsetzung der Paktrechte in der 
Republik Kongo und Äquatorialguinea 
handelte, wurden in den Abschließenden 
Bemerkungen alle Bereiche des Paktes an-
gesprochen, in vielen Bereichen wurde 
auf gravierende Mängel aufmerksam ge-
macht und für den Erstbericht wurden de-
taillierte Informationen angefordert.

Frauenrechtsausschuss:  
51. bis 53. Tagung 2012
n 30 Jahre Ausschusstätigkeit
n Individualbeschwerden zu Arbeits-

recht, Landbesitz und sexueller Gewalt

Stefanie Lux

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Stefanie 

Lux, Frauenrechtsausschuss: 48. bis 50. Tagung 

2011, VN, 5/2012, S. 230ff., fort.)

Das Jahr 2012 bot für den Ausschuss zur 
Beseitigung jeder Form der Diskriminie-
rung der Frau (CEDAW) Gelegenheit für 
einen stolzen Rückblick. Vor 30 Jahren 
war der CEDAW zu seiner ersten Sitzung 
in New York zusammengekommen. Da-
mals hatten rund 40 Staaten das Überein-
kommen zur Beseitigung jeder Form der 
Diskriminierung der Frau (kurz: Frauen-
rechtskonvention) ratifiziert. 30 Jahre 
später ist die Frauenrechtskonvention, 
mit 187 Vertragsstaaten, nach der Kinder-
rechtskonvention das Menschenrechts-
abkommen mit den meisten Ratifizierun-
gen. In den drei Jahrzehnten seiner Tä tig- 
keit hat der CEDAW mehr als 400 Staa-
tenberichte geprüft und 28 Allgemeine 
Empfehlungen für die präzisere Auslegung 
der Konvention erarbeitet. Unter dem Fa-
kultativprotokoll zum Übereinkommen 
(Ende 2012: 104 Vertragsstaaten), wel-
ches die Individualbeschwerde ermöglicht, 
hatte der Ausschuss bis November 2012 
41 Beschwerden erhalten. Während ihrer 
Tagungen im Jahr 2012 untersuchten die 
Sachverständigen sechs Individualbe-
schwerden. Zu seinem Jubiläum hielt der 
Ausschuss seine vorerst letzte Sommerta-
gung in New York ab. In Zukunft werden 
aus Kostengründen alle Tagungen in Genf 
stattfinden.  

Individualbeschwerden

Auf seiner 51. Tagung stellte der CEDAW 
im Fall R.K.B. gegen die Türkei erstmals 
einen Verstoß gegen das Übereinkommen 
im Bereich des Arbeitsrechts fest. R.K.B., 
Angestellte in einem Friseursalon, klagte 
auf Abfindung und ausstehende Lohnzah-
lungen, da sie ohne gültigen Kündigungs-
grund entlassen wurde. Vor Gericht gab 
der Arbeitgeber an, die Angestellte auf-
grund einer Kundenbeschwerde über in-
diskrete Zurschaustellung einer Affäre mit 
einem Kollegen entlassen zu haben. Das 
zuständige Arbeitsgericht entschied, es 

läge kein gültiger Kündigungsgrund vor, 
da der Arbeitgeber keine Beweise für die 
Affäre hatte. Es sprach R.K.B. die Abfin-
dungszahlung zu, urteilte jedoch gegen 
eine Entschädigung aufgrund von Diskri-
minierung, da R.K.B. schließlich nicht 
aufgrund ihres Geschlechts gekündigt 
worden sei. Der CEDAW stellte in seinem 
Urteil fest, dass eindeutig Diskriminie-
rung und damit ein Verstoß gegen das 
Übereinkommen vorgelegen habe. Männ-
liche Kollegen seien bei ähnlichem Ver-
dacht schließlich weder verwarnt noch sei 
ihnen gekündigt worden. Laut CEDAW 
hat das Gericht den Gleichbehandlungs-
grundsatz aus dem türkischen Arbeitsge-
setz zu eng ausgelegt, und nur geprüft, ob 
R.B.K. entlassen wurde, weil sie eine Frau 
sei. Damit verstoße die Türkei gegen die 
Konvention, da der Gleichbehandlungs-
grundsatz nicht ausreichend praktisch 
umgesetzt und geschützt werde.  

Ebenfalls auf der 51. Tagung behan-
delte der Ausschuss den Fall Cecilia Kell 
gegen Kanada. Darin war laut Auffassung 
des CEDAW eine Frau mit Aborigine-
Herkunft in ihren Rechten beeinträchtigt 
worden. Kell wurde zusammen mit ihrem 
Partner ein Haus in den selbstverwalteten  
›Northwest Territories‹ von der zustän -
digen Wohnbehörde zum Erwerb zuge-
sprochen. Ihr Partner hatte jedoch ohne 
ihr Wissen zwei Jahre später ihren Namen 
von der Wohnbehörde aus dem Pachtver-
trag löschen lassen. Während eines Auf-
enthalts von Kell in einem Frauenhaus, wo 
sie sich aufhielt, da sie durch ihren Part-
ner häuslicher Gewalt ausgesetzt war, 
wechselte dieser die Schlösser und setzte 
schließlich auch eine Räumungsanord-
nung gegen Kell durch. Zwei mehrjähri-
ge Verfahren wurden schließlich einge-
stellt, weil Kell zu lange untätig geblie- 
 ben war. Ihren Angaben zufolge war der 
Grund dafür die schlechte Beratung durch 
oft wechselnde, vom Staat gestellte An-
wälte gewesen. Ein drittes Verfahren hatte 
sie abgebrochen, weil sie die Gerichtskos-
ten nicht tragen konnte. Der CEDAW 
stellte eine Verletzung des Übereinkom-
mens fest. Die Streichung des Namens von 
Kell aus dem Vertrag sei eine Diskrimi-
nierung durch die Wohnbehörde gewesen, 
auch später sei die geänderte Urkunde 
nicht für nichtig erklärt worden. Noch 
dazu habe man eine Räumung zugelassen, 
während die Frau als Opfer häuslicher 
Gewalt in einem Frauenhaus war. Zu-
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Besondere Besorgnis erregte die hohe 
Müttersterblichkeit (725 auf 100 000 Le-
bendgeburten). Zwar hat Simbabwe im 
Jahr 2011 darauf reagiert und einen Fonds 
für die kostenlose Gesundheitsversorgung 
von Müttern und Kindern eingerichtet, 
der CEDAW bemängelte jedoch, dass be-
sonders in ländlichen Gebieten eine sol-
che Versorgung in guter Qualität nicht 
immer sichergestellt sei. Kritisch merk-
te der CEDAW zudem folgende Punkte 
an: Gegen diskriminierende Praktiken wie 
Polygamie, Brautverkauf und zum Teil 
sogar Hexenverfolgung werde vom Staat 
nicht energisch genug vorgegangen; Ge-
walt gegen Frauen sei immer noch sehr 
weit verbreitet, für Opfer stünden jedoch 
im ganzen Land nur drei Zufluchtsorte 
zur Verfügung und Frauen würden durch 
diskriminierende Bräuche und traditio-
nelles Recht oft daran gehindert, Land zu 
erben oder zu erwerben.

52. Tagung

Auf der Sommertagung beurteilte der 
CEDAW den Stand der Umsetzung der 
Konvention auf den Bahamas, in Bulga-
rien, Guyana, Indonesien, Jamaika, Me-
xiko, Neuseeland und Samoa.

Sehr zum Bedauern der Sachverstän-
digen, gab es neben einigen Fortschrit-
ten in Indonesien auch bedeutende Rück-
schritte im Schutz der Frauenrechte zu 
verzeichnen. Im Zuge eines Gesetzes zur 
Dezentralisierung aus dem Jahr 2004 ha-
ben zahlreiche Regionen Gesetze und Re-
gelungen verabschiedet, die eine schwer-
wiegende Diskriminierung darstellen und 
den Frauen damit Grundrechte nehmen, 
welche sie vorher innehatten. Fundamen-
talistische religiöse Gruppen, welche eine 
restriktive Anwendung der Scharia-Ge-
setze einfordern, gewinnen an Einfluss. 
Ein Rundschreiben des Gesundheitsmi-
nisteriums aus dem Jahr 2006, welches 
weibliche Genitalverstümmlung verboten 
hatte, wurde im Jahr 2010 durch eine neue 
Regelung ersetzt, die bestimmten Ange-
stellten im Gesundheitsbereich erlaubt, 
eine ›Beschneidung‹ an Mädchen vorzu-
nehmen. Kritik übte man weiterhin im 
Gesundheitsbereich: Die HIV/Aids-Infek-
tionen seien von 2682 Fällen im Jahr 2004 
auf 19 973 im Jahr 2009 angestiegen. Nur 
knapp ein Drittel der Frauen in ländlichen 
Gebieten bringen ihre Kinder in Kliniken 
und Gesundheitseinrichtungen zur Welt, 
im Vergleich zu 70,3 Prozent im städti-
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dem sei Kell durch die ständig wechseln-
den Anwälte und schlechte Beratung in 
ihrem Zugang zu wirksamen Rechtsbe-
helfen behindert worden. 

In S.V.P. gegen Bulgarien beschäftig-
te sich der CEDAW mit einem Fall von 
schwerem Kindesmissbrauch. S.V.P. hat-
te die Beschwerde für ihre Tochter V.P.P. 
eingereicht. Diese wurde mit sieben Jahren 
von einem Nachbarn vergewaltigt. Der 
Täter wurde zwei Jahre nach der Tat für 
sexuellen Missbrauch einer Minderjäh-
rigen angeklagt. Im Rahmen einer Ver-
ständigung zwischen Staatsanwaltschaft 
und Täter wurde der Täter nach einem 
Geständnis zu einer dreijährigen Haft-
strafe auf Bewährung verurteilt. Ein sol-
cher Deal war möglich, da es sich zum 
damaligen Zeitpunkt bei sexuellem Miss-
brauch nicht um eine schwerwiegende 
Straftat handelte. S.V.P.s Antrag, als zi-
vile Nebenklägerin aufzutreten und Ent-
schädigung für ideelle Schäden einzukla-
gen, wurde abgelehnt, da dies im Rah-
men der Verständigung im Strafverfahren 
nicht notwendig war. S.V.P. klagte dann 
in einer separaten Klage vor einem regio-
nalen Gericht auf Schmerzensgeld und 
Entschädigung. Das Gericht sprach ihr 
15 000 Euro zu. Diesen Betrag hat das 
Opfer jedoch nie erhalten. Der CEDAW 
äußerte sein Unverständnis darüber, dass 
die Tat nicht als Vergewaltigung oder ver-
suchte Vergewaltigung betrachtet wurde, 
und dass ein Deal mit der Staatsanwalt-
schaft möglich war. Die Regierung sei 
damit ihrer Verpflichtung, angemessene 
strafrechtliche Regelungen zu sexueller 
Gewalt zu verabschieden und für die Tä-
ter angemessene Strafen festzulegen, nicht 
nachgekommen. Zudem fehlen Gesetze, 
um das Opfer nach der Tat zu schützen. 
Ferner wurde das Recht des Opfers auf 
wirksame Entschädigung verletzt. Der 
CEDAW forderte Bulgarien auf, das Op-
fer angemessen zu entschädigen, sicher-
zustellen, dass alle Akte sexueller Gewalt 
gemäß internationaler Standards definiert, 
effektiv untersucht und die Täter ange-
klagt und der Schwere der Straftat ent-
sprechend verurteilt werden. 

Im Fall Isatou Jallow gegen Bulgarien 
stellte der Ausschuss einen Verstoß gegen 
das Übereinkommen in Bezug auf häus-
liche Gewalt fest. Die Beschwerden von 
M.P.M. gegen Kanada und J.S. gegen 
Großbritannien erklärte der Ausschuss 
für nicht zulässig.

Der CEDAW hielt im Jahr 2012 drei 
Tagungen ab: 51. Tagung: 13.2.–2.3. in 
Genf, 52. Tagung: 9.–27.7. in New York 
sowie 53. Tagung: 1.–19.10. in Genf. Auf 
den drei Tagungen behandelte er insge-
samt 20 Staatenberichte. Im Folgenden 
seien einige der Abschließenden Bemer-
kungen zu diesen Berichten als Beispiele 
dargestellt. 

51. Tagung

Auf der Frühjahrstagung prüfte der Aus-
schuss die Berichte aus Algerien, Brasi-
lien, der Republik Kongo, Grenada, Jor-
danien, Norwegen und Simbabwe.

Auch vor einem ›Musterland der 
Gleich berechtigung‹ wie Norwegen macht 
die Kritik des CEDAW nicht Halt. Zwar 
begrüßte der Ausschuss die Eingliede-
rung der Bestimmungen der Konvention 
in nationales Recht, die erfolgreiche Um-
setzung der 40-Prozent-Quote für Frauen 
in Aufsichtsräten von Aktiengesellschaf-
ten sowie das Unter-Strafe-Stellen des 
käuflichen Erwerbs sexueller Dienstleis-
tungen. Hingegen kritisierten die Sach-
verständigen, dass seit den Kommunal-
wahlen 2011 im Vergleich zu 2007 we - 
ni ger Frauen in den Kommunalregie-
rungen vertreten seien (4115 Frauen und 
6670 Männer) sowie die zu geringe Zahl 
von Professorinnen und Richterinnen. 
Gleichzeitig bemängelte der CEDAW 
– ohne genaue Zahlen zu nennen – die 
weit verbreitete Gewalt gegen Frauen in 
einigen Gemeinden und die vielen Frei-
sprüche oder großzügigen Urteile für die 
Täter. Auf hohem Niveau bewegte sich 
auch die Kritik am norwegischen Arbeits-
markt: Zwar sei die Arbeitslosigkeit mit 
2,2 Prozent erfreulich niedrig, jedoch 
wür de sie bei Frauen mit Migrations-
hintergrund 7,6 Prozent betragen. Zudem 
würden zehn Prozent der Frauen, die ei-
ner Teilzeitbeschäftigung nachgehen, dies 
nicht freiwillig tun.  

Einige Fortschritte merkten die Sach-
verständigen im Bildungsbereich von Sim-
babwe an. Inzwischen ist der Anteil der 
Mädchen, die Grund- und Mittelschulen 
besuchen, genauso hoch wie der der Jun-
gen. Außerdem sind fast 70 Prozent der 
Absolventen der Lehrerausbildung Frau-
en. In den Sekundarschulen sowie in der 
Hochschulausbildung bleiben Mädchen 
jedoch zurück: Frühe Heirat, Teenager-
Schwangerschaften, Diskriminierung und 
Armut führen zu hohen Abbruchraten. 
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schen Umfeld. Die Müttersterblichkeit 
bleibt dementsprechend vergleichsweise 
hoch: 228 Todesfälle auf 100 000 Lebend-
geburten. 

53. Tagung 

Auf seiner Herbsttagung bewertete der 
CEDAW die Situation der Frauen in Äqua-
torialguinea, Chile, den Komoren, Togo 
und Turkmenistan.

Erfreut zeigten sich die Sachverständi-
gen angesichts der Maßnahmen in Chi-
le, die sicherstellen sollen, dass schwan-
gere Mädchen und junge Frauen weiter 
die Schule besuchen. Trotzdem steige die 
Zahl der Teenager-Schwangerschaften 
und damit auch die Schulabbruchraten. 
Schwangere Mädchen werden trotz Ver-
bots weiterhin der Schule verwiesen. 
Kritisch äußerte sich der Ausschuss auch 
zu einem neuen Antidiskriminierungs-
gesetz. Das Parlament hatte sich gewei-
gert, in diesem Förder- oder temporäre 
Sondermaßnahmen zu verankern. Der 
Ausschuss bedauerte zudem, dass ver-
schiedene Initiativen im Parlament ge-
scheitert sind, die darauf abzielten, dass 
Schwangerschaftsabbrüche zumindest 
bei schwerer Gefährdung der Gesund-
heit der Mutter sowie nach Vergewalti-
gungen keine Straftatbestände mehr dar-
stellen.

Die Regierung von Turkmenistan hat 
die Gehälter im Bildungsbereich und Dar-
lehen für Studierende um 40 Prozent er-
höht. Allerdings fehlen Daten, um zu be-
urteilen, ob Jungen und Mädchen die ver - 
schiedenen Schulformen zu gleichen An-
teilen besuchen. Weiterhin begrüßt wur-
de die Anhebung des Mindestheiratsal-
ters von Mädchen auf 18 Jahre und die 
Maßnahmen, um das Verbot von Poly-
gamie durchzusetzen. Besorgnis erregte 
jedoch die Situation der Frauen in der 
Dashoguz-Gefängniskolonie im Norden 
des Landes. Die Zellen dort seien über-
füllt, die Frauen müssten bei harten Wit-
terungsbedingungen arbeiten und seien 
regelmäßig Gewalt und Missbrauch durch 
Gefängnismitarbeiter ausgesetzt. Im Ar-
beitsbereich kritisierte der Ausschuss die 
Lohnunterschiede zwischen Männern und 
Frauen sowie die übermäßig vorsichtigen 
Bestimmungen zum Mutterschutz hin-
sichtlich Arbeitszeiten, Überstunden und 
Nachtarbeit, welche die wirtschaftlichen 
Möglichkeiten schwangerer Frauen oft 
einschränken.  

Behindertenrechtskonvention:  
7. bis 8. Tagung 2012
n Erste Individualbeschwerde  

entschieden
n Eine Tagungswoche pro Jahr mehr
n Erstberichte Perus, Ungarns und Chinas

Theresia Degener

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Theresia 

Degener, Behindertenrechtskonvention: 4. bis 6. 

Tagung 2010/2011, VN, 5/2012, S. 232ff., fort.)

Das Übereinkommen der Vereinten Na-
tionen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen (kurz: Behindertenrechts-
konvention oder BRK) trat am 3. Mai 2008 
in Kraft. Gleichzeitig trat auch das dazu-
gehörige Fakultativprotokoll in Kraft, wel -
ches ein Individualbeschwerdeverfahren 
sowie ein Verfahren zur Untersuchung 
von gravierenden Menschenrechtsverlet-
zungen enthält. Bis Ende 2012 hatte das 
Übereinkommen 127 Vertragsstaaten; das 
Fakultativprotokoll wurde von 76 Staaten 
ratifiziert. 

Für die Überwachung der Einhaltung 
der Konvention durch die Staaten ist ein 
Ausschuss zuständig. Dieser Ausschuss 
für die Rechte von Menschen mit Behin-
derungen (Committee on the Rights of 
Persons with Disabilities – CRPD) wurde 
im Jahr 2009 eingerichtet und setzt sich 
aus 18 unabhängigen Expertinnen und 
Experten zusammen. Laut Mandat be-
steht seine wesentliche Aufgabe darin, 
regelmäßig vorzulegende Berichte der 
Vertragsstaaten über die Umsetzung der 
Kon vention zu prüfen. Diese Berichte 
müs   sen das erste Mal zwei Jahre nach 
Ratifizierung der Konvention vorgelegt 
werden, danach alle vier Jahre. Ergebnis 
der Berichtsprüfung sind die sogenann-
ten Abschließenden Bemerkungen, die 
Empfehlungen und Aufforderungen an 
den Vertragsstaat enthalten. Nach dem 
Fakultativprotokoll hat der Ausschuss 
überdies die Aufgabe, Beschwerden von 
Einzelpersonen oder Personengruppen zu 
überprüfen sowie Untersuchungen bei gra-
vierenden Menschenrechtsverletzungen 
durchzuführen. Von den bis Ende Au-
gust 2012 über einhundert eingegange-
nen  Individualbeschwerden wurden bis-
her sieben offiziell vom CRPD registriert. 
Im Berichtszeitraum kam der Ausschuss 
zweimal im Jahr in Genf zu Tagungen 
zusammen; im Jahr 2012 fand die 7. Ta-

gung vom 16. bis 20. April und die 8. Ta-
gung vom 17. bis 28. September statt.

7. Tagung

Auf der Frühjahrstagung verabschiedete 
der CRPD seine Abschließenden Bemer-
kungen zum Erstbericht Perus, einigte 
sich auf Fragenkataloge zu den Erstbe-
richten Argentiniens, Chinas und Un-
garns und entschied über die erste Indi-
vidualbeschwerde überhaupt.  

In seiner Entscheidung über die Indivi-
dualbeschwerde H. M. gegen Schweden 
stellte der CRPD Verletzungen mehrerer 
Rechte fest, darunter des Rechts auf ein 
selbstbestimmtes Leben und Einbezie-
hung in die Gemeinschaft (Art. 19) und 
des Rechts auf Gesundheit (Art. 25). An-
tragstellerin war eine schwerbehinderte 
Schwedin, der eine Baugenehmigung für 
ein therapeutisches Wasserbecken auf ih-
rem Grundstück verweigert worden war. 
In der Versagung der Baugenehmigung 
sah der Ausschuss eine Diskriminierung 
durch Verweigerung angemessener Vor-
kehrungen im Sinne des Artikels 2.

In den Abschließenden Bemerkungen 
zu Peru brachte der Ausschuss vor allem 
seine Sorge über Diskrimi nierung, ins-
besondere von behinderten Frauen, Kin-
dern und indigenen Bevölkerungsgrup-
pen, zum Ausdruck. Außerdem kri   ti  sierte 
er Zwangseinweisungen und un würdige 
Zustände in Psychiatrien, Zwangs  sterili-
sationen und Entmündigungen. Erfreulich 
sei, dass Peru, einer Empfehlung des Aus-
schusses der 6. Tagung folgend, die Ent-
scheidung, 20 000 Personen mit Down-
Syndrom das Wahlrecht zu entziehen, 
wieder rückgängig gemacht hat. Aller-
dings solle das Land das Wahlgesetz da-
raufhin überprüfen, ob Menschen mit an-
deren Behinderungen auch ausge schlos- 
sen sind. 

8. Tagung

Während der Herbsttagung kam der Aus-
schuss erstmals für zwei Wochen, statt 
einer Woche zusammen. Die UN-Gene-
ralversammlung hatte im Dezember 2011 
in Resolution 66/229 dem Ausschuss eine 
Sitzungswoche pro Jahr mehr bewilligt. 
Jene Woche soll jeweils an die Herbstta-
gung angehängt werden.  

Im Hinblick auf den Diskussionspro-
zess zur Reform der Vertragsausschüsse 
beschloss der Ausschuss, die Ende Juni 
2012 von den Ausschüssen selbst verab-
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der CRPD auch über die Budgetierungen 
in diesem Zusammenhang. So würden 
überproportional große Beträge – darun-
ter auch EU-Gelder – für die Renovie-
rung von Großeinrichtungen ausgegeben, 
was einer Inklusion in die Gemeinde ent-
gegenstünde. Eine solche Haushaltspo-
litik sei mit Artikel 19 (Recht auf selbst-
bestimmtes Leben in der Gemeinde) nicht 
zu vereinbaren. In Bezug auf den Schutz 
vor Folter empfahl der Ausschuss die Re-
vidierung eines Gesetzes, dass medizini-
sche Experimente an entmündigten Be-
hinderten ohne deren Einwilligung er - 
laubt, und die Umsetzung einer Empfeh-
lung des UN-Menschenrechtsausschusses 
aus dem Jahr 2010 zur Einrichtung ei-
ner unabhängigen medizinischen Unter-
suchungskommission zu Foltervorwürfen 
gegen medizinisches Personal. In punc-
to Wahlrecht äußerte der Ausschuss Be-
denken darüber, dass aufgrund eines rich-
terlichen Beschlusses das Wahlrecht von 
Personen mit kognitiven Beeinträchtigun-
gen und geschäftsunfähigen Personen ab-
erkannt werden kann. Damit reagierte der 
Ausschuss auf die ungarische Wahlrechts-
reform, die durch ein Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte 
(EGMR) aus dem Jahr 2010 (Kiss gegen 
Ungarn) angestoßen wurde. Während 
der EGMR die Aberkennung des Wahl-
rechts aufgrund kognitiver oder psycho-
sozialer Beeinträchtigung im Einzelfall 
durch richterliche Entscheidung für zuläs-
sig erachtet, geht der CRPD einen Schritt 
weiter. Ungarn wurde empfohlen sicher-
zustellen, dass alle Menschen wählen kön-
nen, unabhängig von ihrer Beeinträchti-
gung, ihrem rechtlichen Status und ihrem 
Wohnort. Im Hinblick auf die nationale 
Überwachung der CRPD äußerte der Aus-
schuss Bedenken, dass der Nationale Be-
hindertenrat als unabhängige Monitoring-
stelle im Sinne des Artikels 33 Absatz 2 
bestimmt wurde, da dieser die Anforde-
rungen der Pariser Prinzipien nicht erfülle.

Insgesamt zeigten sich erste Anzeichen 
von Routine im Umgang mit Staatenbe-
richten. Die Konfliktthemen, die sich be-
reits im Rahmen der Entstehung der BRK 
herauskristallisierten, dominieren auch 
bei der internationalen Überwachung. Da -
zu gehören die Gleichberechtigung von 
behinderten Personen im Hinblick auf 
rechtliche Handlungsfähigkeit und die 
Aussonderung in Heimen und anderen 
Sondereinrichtungen.

schiedeten Addis-Abeba-Richtlinien über 
die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit 
der Vertragsausschüsse, in seine Geschäfts-
ordnung aufzunehmen. Er unterstützte 
auch den Bericht der Hohen Kommissa-
rin für Menschenrechte vom Juni 2012 
zur Reform der Vertragsausschüsse. 

Bezüglich seiner Aktivitäten nach dem 
Fakultativprotokoll erklärte der Aus-
schuss die Intervention Dritter (amicus 
curiae), unter der Voraussetzung der Zu-
stimmung einer Partei des Verfahrens, 
für zulässig.

Erstmalig fand ein öffentlicher Aus-
tausch mit unabhängigen Monitoringstel-
len im Sinne des Artikels 33 Absatz 2 
BRK statt. Die Frage, wer die Rolle der 
Monitoringstelle innerhalb der Europäi-
schen Union übernehmen soll, nach dem 
die EU der BRK im Dezember 2010 bei-
getreten war, wurde lebhaft diskutiert. 
Vorgeschlagen wurden die Europäische 
Kommission, die Europäische Grund-
rechtsagentur oder das Europäische Be-
hindertenforum. Mittlerweile wird ein 
Gremium mit Vertretern aus diesen drei 
Gremien sowie aus dem Europäischen 
Parlament und dem Europäischen Bür-
gerbeauftragten diskutiert.

In den Abschließenden Bemerkungen 
zu Argentinien empfahl der Ausschuss die 
Verabschiedung des in Arbeit befindlichen 
Gesetzes über den nationalen Präventi-
onsmechanismus gegen Folter, um behin-
derte Menschen, die sich in psychiatri-
schen Einrichtungen aufhalten, in den 
Schutz einzubeziehen. Richterinnen und 
Richter und medizinisches Personal soll-
ten im Hinblick auf das Menschenrechts-
modell von Behinderung geschult werden. 
Im Hinblick auf soziale Sicherheit und 
angemessenen Lebensstandard (Art. 28) 
empfahl der Ausschuss die Änderung der 
Sozialgesetze, damit auch Menschen mit 
Beeinträchtigungen, insbesondere behin-
derte Kinder von Migrantinnen und Mi-
granten, gleichen Zugang bekommen. 
Das Recht auf politische Teilhabe (Art. 29) 
sei durch das neue argentinische Wahl-
gesetz, in dem auch taubblinde Menschen 
und Personen mit psychosozialen und kog- 
 nitiven Beeinträchtigungen für wahlbe-
rechtigt erklärt wurden, teilweise umge-
setzt worden. Allerdings würden zu vie - 
le Menschen mit Behinderungen für ge-
schäftsunfähig erklärt oder in Heimen 
leben. Die Einrichtung eines nationalen 
Monitoring-Mechanismus sei zwar in An-

griff genommen worden, der Mechanis-
mus jedoch aufgrund mangelnder staat-
licher Unabhängigkeit weder mit Arti - 
kel 33 Absatz 2 noch mit den Pariser Prin-
zipien zu vereinbaren.

In den Abschließenden Bemerkungen 
zu China äußerte der CRPD Besorgnis da-
rüber, dass nur ein staatlich anerkann-
ter Dachverband der Behindertenorgani-
sationen an der Umsetzung der Konvention 
beteiligt ist und in der chinesischen Be-
hindertenpolitik nach wie vor das medi-
zinische Modell von Behinderung vor-
herrsche. Im Hinblick auf die Umsetzung 
von Artikel 10 (Recht auf Leben) und Ar-
tikel 16 (Schutz vor Gewalt) verwies der 
Ausschuss auf Berichte über Entführun-
gen behinderter Kinder und Jugendlicher, 
die in Bergwerken zu Arbeitssklaven ge-
macht und anschließend durch vorge -
täusch te Unfälle ermordet würden. Der 
Ausschuss erwähnte Vorfälle in diversen 
Regionen. Im Zusammenhang mit dem 
Recht auf Schutz vor Folter (Art. 15) äu-
ßerte der Ausschuss Bedenken im Hin-
blick auf den Einsatz sogenannter kor-
rigierender Therapien in psychiatrischen 
Einrichtungen und darüber, dass im chi -
ne  sischen Recht nicht alle medizinischen 
Experimente ohne Einwilligung verbo-
ten sind. Neben der hohen Anzahl von 
Menschen mit Behinderungen, die in An-
stalten untergebracht sind, sei auch die 
Existenz von Lepra-Kolonien nicht mit 
der BRK vereinbar. Informationen über 
die Anzahl zwangssterilisierter behinder-
ter Frauen und zwangseingewiesener Be-
hinderter sind aufgrund dieser Gesetze 
nicht öffentlich zugänglich.  

In seinen Abschließenden Bemerkun-
gen zu Ungarn empfahl der Ausschuss die 
Überprüfung des gesetzlichen Behinder-
tenbegriffs, der Menschen mit psychoso-
zialen Beeinträchtigungen nicht erfasst. 
Der Dialog mit Organisationen der Zivil-
gesellschaft ließe zu wünschen übrig. Be-
sonders bedauerte der CRPD, dass er mit 
Behindertenverbänden vor Ort nicht kom-
munizieren konnte. Alarmiert zeigte er 
sich ferner über die große Anzahl von be-
hinderten Kindern, die in Heimen, statt 
in Familien aufwachsen. Zwar habe Un-
garn erkannt, dass der Abbau von Hei-
men und anderen gemeindefernen Wohn-
einrichtungen für Menschen mit Behin - 
derungen notwendig sei, jedoch sei der 
anvisierte Zeitrahmen für die Umsetzung 
von 30 Jahren zu lang. Bedauern äußerte 
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Zu wenig und das falsche Essen

Die großen Hungerkatastrophen machen von sich 
reden. Ob am Horn von Afrika, in der Sahelzone 
oder auf Haiti, ob durch Dürre, Krieg oder Erdbe-
ben. Immer wenn tausende Menschen hungern und 
zum Teil qualvoll verhungern, schaut die Welt hin. 
Immerhin. Aber nicht nur das: Oft hilft sie sogar. 
Ein mehr oder weniger gut funktionierendes System 
internationaler humanitärer Hilfe setzt sich dann 
rasch in Gang und versucht, das größte Leid zu lin-
dern. Aber die tieferen Ursachen der jeweiligen Kri-
se bleiben meist unbearbeitet. Und die stillen, we-
niger offensichtlichen Katastrophen bleiben erst recht 
unbeachtet.

Auf einen solchen Missstand macht Hans Kon-
rad Biesalski mit seinem Buch ›Der verborgene Hun-
ger‹ eindringlich aufmerksam. Nicht der nagende 
Hunger ist sein Thema, sondern der versteckte. Die-
ser wird oft noch nicht einmal von den Betroffenen 
selbst erkannt und gespürt und hat doch verheeren-
de Langzeitfolgen. Er lässt Men schen am Rande der 
Existenz zwar überleben, schwächt sie aber dauer-
haft. Fast die Hälfte der Menschheit oder geschätzte 
drei Milliarden leiden daran: an chronischer Man-
gel- oder Unterernährung. »Darin liegt die Tragödie«, 
schreibt der Autor, »wir nehmen die wahr, die es eben 
nicht mehr geschafft haben, und nicht die, die es 
noch schaffen könnten.« 

Woran liegt das? Neben dem sprunghaften Me-
dien- und Rezipienten-Interesse an Hungerthemen 
hat das Biesalski zufolge vor allem mit der einseitigen 
Konzentration auf ein Mehr an Nahrungsmitteln zu 
tun: Viel zu lange, so beklagt er, habe der Fokus al-
lein darauf gelegen, die Erträge und damit die Ener-
giezufuhr pro Mensch zu steigern. Welche Energie, 
war dabei nachrangig, sodass heute genau drei Nah-
rungsmittel die Hälfte unseres Essens ausmachen: 
Reis, Weizen und Mais. Sie sind – weltweit betrach-
tet – der Hauptenergielieferant des Menschen und 
in einigen Regionen der eindeutig dominierende. 

Doch »satt sein ist nicht genug«, schreibt der Au-
tor. Die menschliche Gesundheit hängt auch von der 
Vielfalt des Essens ab. Mit Vielfalt ist nicht die ge-
schmackliche Abwechslung gemeint, sondern aus-
reichend Fette, Eiweiße oder Mikronähr stoffe, wie 
Vitamine und Mineralstoffe. Eine tägliche Kost 
überwiegend aus Kohlehydraten macht zwar satt, 
aber nicht vital, lautet Biesalskis Hauptthese ver-
kürzt. Vielmehr lassen sich zahlreiche Krankheiten 
direkt auf den Mangel an bestimmten Substanzen 
zurückführen, etwa das Erblinden wegen fehlenden 

Friederike Bauer

Vitamins A, ein geschwächtes Immunsystem auf-
grund ungenügender Zink-Zufuhr, Anämie durch 
Eisenmangel, Schilddrüsenkrankheiten durch Jod-
mangel und viele mehr. Einseitige Ernährung löst 
entweder direkt Krankheiten aus oder schwächt den 
Organismus insgesamt, sodass er anfälliger wird für 
Krankheiten wie Masern, Tuberkulose oder Mala-
ria.

Nur vor dem Hintergrund dieses versteckten und 
heimtückischen Hungers lässt sich erklären, dass ein 
Land wie Indien seine Erträge über Jahre hinweg 
zwar um rund ein Viertel steigern konnte, in der glei-
chen Zeit die Kindersterblichkeit und die Mangeler-
nährung jedoch fast unverändert blieben. Tatsäch-
lich hält unzureichende Nahrungsaufnahme einen 
Teufelskreis in Gang, der sich über Generationen fort-
pflanzt. Vielleicht ist das Phänomen gerade deshalb 
so gefährlich. Kinder von Schwangeren zum Beispiel, 
die selbst nicht genug Vitamin A haben, kommen 
schon mit geringen Vitamin-A-Speichern zur Welt. 
Diese Kinder haben »ein hohes Risiko, vor Erreichen 
des fünften Lebensjahres an Durchfällen (50 Pro-
zent höher) oder an Masern (40 Prozent höher) zu 
versterben.« Außerdem liegt bei mangelernährten 
Frauen, wie Biesalski schreibt, oft ein ungünstiges 
Verhältnis von ihrem Becken zum Kopf umfang 
des Kindes vor; dadurch wiederum erhöhen sich 
die Geburtsrisiken. So verstärken sich Symptome ge-
genseitig und treiben das Karussell aus Mangel und 
Armut immer weiter an.

Welche Gefahren diese Form des Hungers mit sich 
bringt, die so perfide ist, weil sie gerade nicht die 
bekannten und typischen Merkmale aufweist, be-
schreibt der Ernährungsmediziner Biesalski eindrück-
lich und anschaulich. Darin liegt der Verdienst die-
ses Buches. Auch Laien können die Kritik an der 
reinen ›Quantitätslehre‹ gut nachvollziehen – eine 
Tendenz, die sich Biesalski zufolge durch Monokultu-
ren, Lebensmittelspekulationen, den Klimawandel, 
Biotreibstoffe und ›land grabbing‹ noch verstärken 
wird. Allerdings verfällt der Autor gelegentlich in re-
dundante Gedankenläufe, die ermüden können. Im-
mer dann aber, wenn er seine Kompetenz als Medi-
ziner zeigt, wenn er Fakten kenntnisreich anein an - 
derreiht und wenn er konkrete Lösungsansätze, etwa 
Beispiele von Nahrungsergänzungen, anführt, hat 
die Leserin/der Leser einen besonderen Gewinn. 
Dann erkennt man ganz unschwer, dass der Kampf 
gegen den Hunger trotz vordergründiger Erfolge noch 
längst nicht gewonnen ist.

Hans Konrad  
Biesalski

Der verborgene 
Hunger. Satt sein  
ist nicht genug

Berlin/Heidelberg: 
Springer-Verlag 2013
XIV+307 S.,  
24,95 Euro
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›Deutscher‹ Blick auf die UN-Charta

Rechtskommentare zu verfassen, war lange Zeit 
eine beliebte Beschäftigung von Juristen – Wissen-
schaftlern wie Praktikern. Kommentare dienen dazu, 
Praktikern zu helfen, Forschern den Einstieg zu er-
möglichen und Studierende zu unterrichten. Obwohl 
das Verfassen von Kommentaren in der römisch-ger-
manischen Rechtstradition verankert ist, insbeson-
dere der europäischen Tradition des kodifizierten 
Rechts, sollten auch britische Kommentare nicht ver-
gessen werden. Beispiele dafür sind die ›Blackstone 
Commentaries on the Laws of England‹ aus dem 
18. Jahrhundert oder auch die ›Halsbury’s Laws of 
England‹, die regelmäßig aktualisiert und dessen 
5. Auflage in Großbritannien zur Verfügung steht.

Im Völkerrecht hat das Verfassen von Kommen-
taren zu internationalen Übereinkommen erst ver-
gleichsweise spät begonnen. Heutzutage beschäftigen 
sich zahlreiche Bücher mit einer großen Bandbreite 
von Instrumenten, angefangen vom Statut des In-
ternationalen Gerichtshofs (IGH), über die Völker-
mordkonvention bis hin zum Seerechtsüberein-
kommen und dem Übereinkommen der Vereinten 
Nationen über die Immunität der Staaten und ihres 
Vermögens von der Gerichtsbarkeit von 2004, das 
noch gar nicht in Kraft getreten ist. Viele weitere 
Kommentare sind in Vorbereitung, wie zum Beispiel 
zur Anti-Rassismus-Konvention oder zum Chemie-
waffen-Übereinkommen. (Daneben gibt es noch die 
›quasi-offiziellen‹ Kommentare des Internationalen 
Komitees vom Roten Kreuz zu den Genfer Abkom-
men und seinen Zusatzprotokollen.) Doch mit der 
UN-Charta ist es anders: schon bald nach ihrer 
Verabschiedung am 26. Juni 1945 wurden mehrere 
Kommentare veröffentlicht, darunter 1946 das be-
deutende Werk von Leland Goodrich und Edvard 
Hambro (später auch Anne Patricia Simons) sowie 
1950 ›The Law of the United Nations‹ von Hans 
Kelsen. Der bedeutendste französische Kommentar 
ist zweifelsohne der von Jean-Pierre Cot und Alain 
Pellet (und später Mathias Forteau). Der Kommen-
tar zur Charta der Vereinten Nationen von Bruno 
Simma und anderen, der hier in seiner 3. Auflage be-
sprochen wird, erschien zum ersten Mal auf Deutsch 
im Jahr 1991. Seine erste englische Ausgabe, eine 
Übersetzung des deutschen Bandes, erschien im 
Jahr 1995. 

Die 2. Auflage des ›Simma-Kommentars‹ kam 
im Jahr 2002 auf den Markt und wurde seitdem nicht 
nur von praktizierenden Juristen und Wissenschaft-
lern genutzt, sondern insbesondere auch von natio-

Antonios Tzanakopoulos

nalen und internationalen Richtern. Er wurde in ei-
nigen wesentlichen Entscheidungen zitiert und hat 
damit seinen Einfluss auf die Auslegung der Char-
ta und die Weiterentwicklung des Chartarechts un-
ter Beweis gestellt. Ein ganzes Jahrzehnt nach der 
2. Auflage war die Zeit mehr als reif, den Kommen-
tar zu überarbeiten. Die bedeutsamen Ereignisse die-
ser Dekade mussten eingeordnet werden, wie die 
zunehmende Praxis der militärischen Intervention, 
einschließlich des – aber nicht nur beschränkt auf 
den – illegalen Einmarsch in Irak im Jahr 2003, die 
schweren Krisen in Sudan und Libyen sowie die ge-
genwärtige Krise in Syrien. Hinzu kamen das 60-jäh-
rige Jubiläum der Vereinten Nationen im Jahr 2005, 
das mit dem Ergebnisdokument des Weltgipfels sei-
nen Höhepunkt erreichte, verschiedene IGH-Ent-
scheidungen beruhend auf der Auslegung von Charta-
Bestimmungen sowie die überwiegend negative Re - 
aktion auf die vom UN-Sicherheitsrat nach Kapi-
tel VII verhängten zielgerichteten Sanktionen ge-
gen Terroristen, hauptsächlich durch nationale und 
supranationale Gerichte, die »das Problem der Nicht-
befolgung von Sicherheitsrats-Beschlüssen (›Disobey-
ing the Security Council‹) auf die Tagesordnung 
brachten« (Krisch, S. 1242, RN 9).

Die Besprechung eines Werkes von mehr als 2000 
Seiten kann nur impressionistisch sein. Die Rezen-
sion wird daher auf einige – zumindest für den Re-
zensenten – bedeutende Veränderungen zur vorhe-
rigen Auflage, im Hinblick auf Autorenschaft und 
Inhalt, hinweisen, und, weitaus wichtiger, den all-
gemeinen Tenor sowie die geistige Ausrichtung des 
Charta-Kommentars bewerten. 

Was die Autorenschaft dieses Bandes angeht, 
fällt auf, dass zum ersten Mal neben den üblichen 
namhaften deutschsprachigen Autorinnen und Au-
toren aus Deutschland, Österreich und der Schweiz 
auch Autoren zu Wort kommen, die nicht deutsch-
sprachig sind (Simon Chesterman und Gilles Giacca). 
Bezeichnend ist ferner, dass viele jüngere Wissen-
schaftler die ›alten Riege‹ deutscher Professoren, die 
in den beiden ersten Ausgaben tonangebend waren, 
zum Teil abgelöst haben.

In Bezug auf neue Inhalte enthält die 3. Auflage 
nun einen weiteren einführenden Eintrag und etli-
che weitere Abhandlungen (special sections), neben 
den Kommentierungen zu den 111 Artikeln der Char-
ta und den bereits bekannten einführenden Einträ-
gen zur Entstehungsgeschichte und zur Interpreta-
tion sowie den Abhandlungen zu den Themen Selbst - 
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bestimmung und Friedenssicherung. Aufgrund die-
ser Ergänzungen und der (teils umfassenden) Über-
arbeitungen aller Einträge ist das Buch nun rund 
500 Seiten länger geworden als die 2. Auflage. Der 
neue einführende Eintrag widmet sich der UN-Re-
form: Darin wird die Charta zugleich als ein Pro-
gramm und ein Hindernis für die Reform der Ver-
einten Nationen dargestellt und damit ein ausge wo- 
gener Ansatz vertreten. Die Betonung liegt auf prag-
matischen Reformen, und es wird eingeräumt, dass 
revolutionäre Veränderungen unmöglich sind, da sie 
eine Charta-Revision voraussetzen. Eine weitere neue 
Abhandlung erörtert die Schutzverantwortung (Res-
ponsibility to Protect – R2P) und wurde mit der 
Abhandlung zur Friedenssicherung inhaltlich vor-
trefflich zwischen die Kommentierungen der Kapi-
tel VI und VII platziert: Wenn Dag Hammarskjöld 
einst die Friedenssicherung als ›Kapitel VI ½‹ be-
zeichnete, so kann die R2P ebenfalls als sich zwi-
schen beiden Kapiteln bewegend verstanden werden. 
Mindia Vashakmadze liefert eine sachliche Bewer-
tung des Konzepts und dessen rechtlichen Implika-
tionen (oder den Mangel daran). 

Weitaus wichtiger als diese Würdigung der for-
malen Unterschiede zwischen der zweiten und drit-
ten Auflage sind der allgemeine Tenor und die geis-
tige Ausrichtung des Charta-Kommentars. Beides 
ist in der vorliegenden Auflage ausgewogener als in 
der vorherigen. Während in der 2. Auflage die Kom-
mentierungen einiger wichtiger Bestimmungen eine 
starke verfassungsrechtliche Voreingenommenheit 
durchdrang, überwiegt in der 3. Auflage eine eher 
zurückhaltende Sicht, die unterschiedliche Interpre-
tationsansätze und Konzeptualisierungen der UN-
Charta zulässt.

Diese eher zurückhaltende Einstellung gegenüber 
den Vereinten Nationen und ihrem verfassungsge-
benden Instrument wird schon zu Beginn deutlich: 
So schreiben die Herausgeber in ihrem Vorwort, dass 
die Geschichte der UN-Charta gesehen werden kann 
als ein Glas, das halb voll oder auch halb leer ist (S. x) 
– in jedem Fall ist es nur halb gefüllt. Die Mahnung 
der zweiten Auflage, die »wahrhaftig einzige univer-
selle Organisation, die wir haben, mit großer Sorg-
falt zu behandeln«, bleibt jedoch bestehen (S. x sowie 
S. vii, 2. Aufl.). Ebenso behält auch der Hauptzweck 
des Kommentars seine Gültigkeit, nämlich, Bilanz 
zu ziehen und die Praxis den Zielen und Grundsät-
zen der Charta gegenüberzustellen, um damit so-
wohl dem System der Vereinten Nationen als auch 
den Mitgliedstaaten ein Instrument für zukünfti-
ges Handeln zur Verfügung zu stellen. 

In dem einführenden Eintrag zur Interpretation 
der Charta wird zum ersten Mal der veränderte An-
satz der Autoren sichtbar. Im Gegensatz zum deut-
lich (und zweifelsohne) verfassungsrechtlichen An-
satz von Georg Ress in der zweiten Auflage, ist Stefan 
Kadelbachs Charta-Interpretation pragmatisch aus-

gerichtet. Natürlich verweist Kadelbach gelegentlich 
auf die Charta als das »verfassungsgebende Instru-
ment der Weltgesellschaft« (S. 89, RN 46), doch 
räumt er auch ein, dass diese Praxis »eine starke 
Behauptung der Konstitutionalisierung nicht recht-
fertigt« (S. 99, RN 74).

Relativ zurückhaltend ist auch Andreas Paulus 
in seiner Betrachtung des Artikels 2. Zwar unter-
streicht er seine Auffassung, dass die Charta als die 
»Verfassung der Staatengemeinschaft« dient und be-
kräftigt, dass die in Artikel 2 niedergelegten Prin-
zipien die Grundprinzipien des gesamten Völker-
rechtskanons darstellen (S. 122, RN 2). Eine Skepsis 
gegenüber verfassungsrechtlichen Auffassungen ist 
jedoch offensichtlich, und die Kommentatoren der 
3. Auflage bevorzugen dahingehend einen differen-
zierteren Ansatz. Paulus, wie auch schon Kadelbach, 
akzeptiert keine vereinfachte Analogie der Verfas-
sung (S. 131, RN 23). Er sieht durchaus die prob-
lematische Konnotation des Begriffs ›constitution‹ 
(Satzung/Verfassung). Paulus folgert, dass die in 
Artikel 2 formulierten Kernprinzipien verbunden 
mit jenen in Artikel 1 ihren praktischen Zweck er-
füllen und sehr wohl als Verfassungsgrundsätze der 
internationalen Rechtsgemeinschaft dienen, auch 
wenn die Frage offen bleibt, ob die Charta eine ›in-
ternationale Verfassung‹ ist (S. 132, RN 24).

Bardo Fassbender übernimmt und verteidigt in 
seiner Kommentierung zu Artikel 2 Absatz 1, obwohl 
er ein bekennender ›Verfassungsrechtler‹ ist, die eher 
enge Sicht Hans Kelsens auf die ›Verfassung‹. Diese 
ist weitaus eingeschränkter als vergleichbare Auffas-
sungen, die auf die inhärente Überlegenheit ›uni-
verseller Werte‹ abzielen, mit all den naturgesetzli-
chen Zwischentönen, die derartige Auffassungen mit 
sich bringen. (S. 156, RN 53). Fassbender endet de-
zidiert unverbindlich: Sowohl Staaten als auch Wis-
senschaftler werden weiterhin »ihre Vorstellungen 
von Souveränität an den sich ändernden Bedingun-
gen der internationalen Politik ausrichten« (S. 165, 
RN 76).

Die Kommentierung Stefan Talmons zu Artikel 2 
Absatz 6 ist eine ausführliche und wichtige Behand-
lung der Frage, die dieser geheimnisvollen Bestim-
mung zugrunde liegt: Wie können wir von einem uni-
versellen System kollektiver Sicherheit reden, wenn 
dieses lediglich auf einem Vertrag beruht? Talmon 
verwirft die vereinfachte Konstruktion einer solchen 
universalistischen Auffassung auf der Grundlage 
einer verfassungsrechtlichen Argumentation und kon-
zentriert sich stattdessen auf eine Erklärung nach 
Völkergewohnheitsrecht. In Nico Krischs über ein-
hundert Seiten langer Abhandlung der wichtigsten 
Bestimmungen des Kapitel VII (›Allgemeiner Rah-
men‹ und Artikel 39–43) wird explizit hervorgeho-
ben, dass sie einen »relativ formalistischen Ansatz 
verfolgt, bei dem die Betonung auf dem Text sowie 
auf einheitlicher und konsistenter Staatenpraxis liegt«. 
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Krisch stellt der »Skepsis gegenüber der Legitimität 
des Sicherheitsrats« eine »internationalistische (sprich 
verfassungsrechtliche) Lesart eines Instruments« ge-
genüber, »das weiter als jedes andere in Richtung 
›internationale Regierung‹ gegangen ist« (S. 1245, 
RN 16 und S. 1244, RN 15).

In diesem Zusammenhang ist die Kommentierung 
des Artikels 103 (Vorrang der Charta vor allen an-
deren Übereinkommen) von entscheidender Bedeu-
tung. Denn dieser Artikel ist gewissermaßen der 
Eckpfeiler einer jeden Argumentation, die Charta 
sei eine Art Verfassung. Paulus ist hier – gemeinsam 
mit Johann Ruben Leiß – wieder sehr zurückhaltend 
und steht damit im krassen Gegensatz zu Rudolf 
Bern hardts Kommentierung in der zweiten Aufla-
ge. Bernhardt war in die übliche Falle getappt, den 
Artikel 103 zu nutzen, um die Behauptung zu unter-
mauern, die UN-Charta sei die Verfassung der inter-
nationalen Gemeinschaft, und dann zu postulieren, 
Artikel 103 müsse die höchste Rechtssprechungsre-
gel sein, weil eben die UN-Charta die Verfassung der 
Weltgemeinschaft sei (S. 1298f., RN 21, 2. Auflage). 

Im Gegensatz dazu vertreten Paulus und Leiß die 
Meinung, der ›wahre Wert‹ des Artikels 103 läge in 
seinem Aufruf, die Charta konsistent und im Ein-
klang mit dem restlichen Korpus des Völkerrechts 
zu interpretieren, um Konflikte zu vermeiden, die 
mit der Anwendung von Artikel 103 gelöst werden 
müssten; sie sehen die Bestimmung also als Ausle-
gungsregel, nicht als Vorrangsnorm (S. 2114, RN 3 
und S. 2136, RN 81). Diese Unterscheidung ist kei-
nesfalls rein akademischer Natur, wie sich etwa an 
der Reaktion nationaler und internationaler Gerich-
te auf Anti-Terror-Sanktionen des Sicherheitsrats ab-
lesen lässt. Solche Gerichte setzten sich von Natur 
aus nur ungern direkt mit diesem Thema auseinan-
der, da das allgemeine Verständnis von 103 damals 
forderte, dass zum Beispiel rechtliche Bindungen 
der Europäischen Menschenrechtskonvention durch 
Bindungen der UN-Charta aufgehoben werden (und 
somit auch durch Sicherheitsratsresolutionen nach 
Kapitel VII). Die Gerichte wichen auf innerstaatli-
ches Recht aus, um mögliche Konflikte unter men-
schenrechtsfreundlicheren innerstaatlichen Verfas-
sungsbestimmungen zu behandeln. Der Ansatz der 
3. Auflage im Hinblick auf Artikel 103 scheint eine 
solche gerichtliche Praxis anzunehmen. Zudem 
scheint er sehr empfindlich auf staatliche Versuche 
zu reagieren, die ganz offensiv das Potenzial von Ar-
tikel 103 zu Zwecken nutzen, die die Verfasser der 
Charta nicht billigen würden und die dem Geist 
(oder besser den Zielen und Grundsätzen) der UN-
Charta nicht entsprechen. 

Vor dem Hintergrund der Entwicklungen in Sy-
rien lohnt abschließend ein Blick auf die Kommen-
tierung von Andreas Zimmermann zu Artikel 27 – 
dessen dritter Absatz enthält das ›Vetorecht‹ der fünf 
ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats. In seinem 

Ausblick hält Zimmerman fest, dass die Schwellen-
länder, die im Rat nicht angemessen vertreten sind, 
versuchen könnten, den Sicherheitsrat zu umgehen, 
um auch das Veto zu umgehen (S. 935, RN 287). 
Dass der Rat die Machtverhältnisse am Ende des 
Zweiten Weltkriegs widerspiegelt und sich die welt-
politische Situation seitdem fundamental geändert 
hat, ist unstrittig. Weitaus gefährlicher könnte es al-
lerdings sein, den Mechanismus des Vetos kurzerhand 
zu verwerfen, dient er doch dazu, eine vernünftige, 
wenn auch nur politische Kontrolle über das Han-
deln des Sicherheitsrats aufrechtzuerhalten. 

Sollten die P5 einmütig handeln, wie sie es zum 
Beispiel im Fall der gezielten Anti-Terrorismus-Sank-
tionen mehr als zehn Jahre lang taten, dann könnte 
der Rat über das Ziel hinausschießen und die Ein-
heit des Völkerrechts und den Schutz der Menschen-
rechte aufgrund seiner enormen (normativen) Macht 
bedrohen. Im Gegensatz dazu kann das Veto im Fall 
einer Autorisierung der Anwendung von Gewalt den 
Rat eindeutig vor schlechten Entscheidungen schüt-
zen. Abgesehen von Kosovo, wo es noch immer frag-
lich ist, ob die Intervention, so wie sie stattgefun-
den hat, nicht eher kontraproduktiv war, erscheint 
die Entscheidung des Sicherheitsrats, die Autorisie-
rung einer Intervention in Irak abzulehnen, vernünf-
tig gewesen zu sein.  

 Die Situation in Syrien ist weitaus schwieriger 
einzuschätzen. Offenkundig ist jedoch, dass man be-
reits über eine Intervention nachdachte, als die dip-
lomatischen Mittel noch nicht ausgeschöpft waren. 
Die Vetos und die anhaltenden Androhungen eines 
Vetos durch Russland oder China hat die Autori-
sierung einer Intervention bisher verhindert. Dass 
die Staaten zurückhaltend sind, eine Intervention au-
ßerhalb des Rechtsrahmens der UN-Charta durchzu-
führen, wur de damit bewiesen. Die Krise, die sich 
aus dem vermeintlichen Einsatz chemischer Waffen 
durch die syrische Regierung weiter zugespitzt hat, 
könnte sich durch diplomatische Initiativen etwas 
entschärfen und zum Beitritt Syriens zum Chemie-
waffen-Übereinkommen führen. Des Weiteren kann 
gesagt werden, dass die Androhung eines Vetos im 
Fall Syrien eine deutliche Reaktion auf die beson-
ders weite Auslegung des Sicherheitsratsmandats bei 
der Autorisierung der Anwendung von Gewalt in 
Libyen ist. Somit entsprächen die P5 Zimmermanns 
Appell und würden gemäß Artikel 27 ›verantwort-
lich handeln‹. Letztlich ist jedoch entscheidend, was 
unter ›verantwortlichem Handeln‹ verstanden wird. 

Die 3. Auflage des Kommentars zur Charta der 
Vereinten Nationen ist ein ertragreiches Werk. Es 
wird auf absehbare Zeit das Verständnis der UN-
Charta wesentlich beeinflussen. Die Unterschiede 
zwischen den beiden Auflagen nachzuzeichnen, kann 
als eine interessante Methode angesehen werden, 
die Entwicklung des Völkerrechts sowie des inter-
nationalen Rechtsdenkens aufzuzeigen.
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Dokumente der Vereinten Nationen
In der folgenden Übersicht sind ein Bericht für den Sicher-
heitsrat und die Generalversammlung sowie Resolutionen 
und Erklärungen des Präsidenten des Sicherheitsrats der Ver-
einten Nationen mit einer kurzen Inhaltsangabe und den (et-
waigen) Ab stimmungsergebnissen von Juli bis September 2013 
aufgeführt. Die Dokumente sind alphabetisch nach Ländern, 

Regionen oder Themen sortiert. In der jeweiligen Rubrik er-
folgt die Auflistung chro nologisch (das älteste Dokument zu-
erst). 

Diese Dokumente im Volltext sind zu finden über die Web-
seite des Deutschen Übersetzungsdienstes: www.un.org/Depts/
german

Sicherheitsrat

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Afrika S/PRST/2013/10 16.7.2013 Der Sicherheitsrat verurteilt nachdrücklich die Menschenrechtsver-
letzungen und die Gewalt gegen Zivilpersonen, insbesondere Frauen 
und Kinder, die in der Sahel-Region von terroristischen und anderen 
extremistischen Gruppen verübt werden. Er begrüßt die Entsendung 
der Mehrdimensionalen integrierten Stabilisierungsmission der Ver-
einten Nationen in Mali (MINUSMA) am 1. Juli 2013.

Friedens- 
konsolidierung

S/PRST/2013/13 14.8.2013 Der Sicherheitsrat begrüßt das am 24. und 25. Juni 2013 in Jaunde (Ka-
merun) abgehaltene Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs 
der Staaten des Golfes von Guinea über die Sicherheit der Schifffahrt 
und die Gefahrenabwehr in der Schifffahrt. Er begrüßt zudem, dass 
auf dem Gipfeltreffen der Verhaltenskodex betreffend die Verhü-
tung und Bekämpfung der Seeräuberei, bewaffneter Raubüberfälle 
auf Schiffe und rechtswidriger Meerestätigkeiten in West- und Zen-
tralafrika angenommen wurde. Er legt allen Staaten der Region nahe, 
den Verhaltenskodex so bald wie möglich zu unterzeichnen und um-
zusetzen, und fordert sie auf, weitere wirksame Maßnahmen zu er-
greifen.

Friedenssicherung S/PRST/2013/12 6.8.2013 Der Sicherheitsrat bekundet seine Absicht, gegebenenfalls weitere 
Schritte zur Förderung einer engeren und stärker auf operativer Ebe-
ne angesiedelten Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Natio-
nen und den regionalen und subregionalen Organisationen auf den 
Gebieten der Konfliktfrühwarnung und Konfliktverhütung sowie der 
Friedensschaffung, Friedenssicherung und Friedenskonsolidierung 
zu prüfen und die Kohärenz, Synergie und kollektive Wirksamkeit der 
entfalteten Bemühungen sicherzustellen. 

Horn von Afrika S/RES/2111(2013) 24.7.2013 Der Sicherheitsrat bekräftigt sowohl das mit Resolution 733(1992) ver-
hängte und mit Resolution 2093(2013) geänderte Waffenembargo 
gegen Somalia als auch mit Resolution 1907(2009) verhängte Waffe-
nembargo gegen Eritrea. Er beschließt, das in Resolution 2060(2012) 
festgelegte Mandat der Überwachungsgruppe für Somalia und Erit-
rea bis zum 25. November 2014 zu verlängern. 

Einstimmige 
Annahme

Irak S/RES/2110(2013) 24.7.2013 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Hilfsmission der Ver-
einten Nationen für Irak (UNAMI) bis zum 31. Juli 2014 zu verlängern. 
Er beschließt ferner, dass der Sonderbeauftragte des Generalsekretärs 
auf Ersuchen der Regierung Iraks auch weiterhin sein in Resolution 
2061(2012) festgelegtes Mandat wahrnehmen wird. 

Einstimmige 
Annahme

Kleinwaffen S/RES/2117(2013) 26.9.2013 Der Sicherheitsrat fordert die Mitgliedstaaten, die einem vom Rat 
verhängten Waffenembargo unterliegen, auf, dieses anzuwenden 
und durchzusetzen, indem sie die Umleitung staatseigener oder staat-
lich kontrollierter Waffen durch eine bessere Sicherung und Verwal-
tung der Bestände an Kleinwaffen und leichten Waffen und eine bes-
sere Rechenschaftslegung verhindern, die Überwachung von Klein - 
waffen und leichten Waffen verbessern, dafür Sorge tragen, dass be-
schlagnahmte, eingezogene oder übergebene Kleinwaffen, leichte 
Waffen und Munition auf geeignete Weise erfasst und beseitigt wer-
den, und nationale Programme zur Kennzeichnung von Waffen durch-
führen.

+14;
–0;
=1 (Russland)
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Sicherheitsrat

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Nahost S/PRST/2013/9 10.7.2013 Der Sicherheitsrat fordert alle libanesischen Parteien auf, sich erneut 
auf die Distanzierungspolitik Libanons zu verpflichten, sich in dieser 
Hinsicht geeint hinter Präsident Michel Sleiman zu stellen und von 
jeglicher Beteiligung an der syrischen Krise Abstand zu nehmen, in 
Übereinstimmung mit ihrer in der Erklärung von Baabda vom 12. Juni 
2012 eingegangenen Verpflichtung. Der Sicherheitsrat schließt sich 
ferner der Aufforderung Präsident Sleimans an die Parteien in Syrien 
an, Militäraktionen nahe der libanesischen Grenze zu vermeiden.

S/RES/2115(2013) 29.8.2013 Der Sicherheitsrat beschließt, das derzeitige Mandat der Interims truppe 
der Vereinten Nationen in Libanon (UNIFIL) bis zum 31. August 2014 zu 
verlängern. Er begrüßt die Ausweitung der zwischen der UNIFIL und 
den Libanesischen Streitkräften abgestimmten Aktivitäten und for-
dert zu einer weiteren Verstärkung dieser Zusammenarbeit auf.

Einstimmige 
Annahme

A/67/997–
S/2013/553
(+ 7 Anlagen)

16.9.2013 In dem Bericht der Mission der Vereinten Nationen zur Untersuchung 
von Vorwürfen über den Einsatz chemischer Waffen in der Arabischen 
Republik Syrien über den mutmaßlichen Einsatz chemischer Waffen 
im Gebiet Ghouta von Damaskus am 21. August 2013 wird unter ande-
rem Folgendes festgestellt: Auf der Grundlage der erlangten Beweise 
ist unsere Schlussfolgerung, dass am 21. August 2013 in dem anhalten-
den Konflikt zwischen den Parteien in der Arabischen Republik Syrien 
in verhältnismäßig großem Umfang chemische Waffen eingesetzt wur-
den, auch gegen Zivilpersonen. Insbesondere die gesammelten Pro-
ben stellen einen eindeutigen Beweis dar, dass Boden-Boden-Raketen 
eingesetzt wurden, die den Nervenkampfstoff Sarin enthielten.

S/RES/2118(2013) 
+ Anlage

27.9.2013 Der Sicherheitsrat schließt sich dem Beschluss des Exekutivrats der 
Organisation für das Verbot chemischer Waffen (OVCW) vom 27. Sep-
tember 2013 (Anlage I) an, der besondere Verfahren für die rasche Ver-
nichtung des Chemiewaffenprogramms der Arabischen Republik Sy-
rien und die strenge Verifikation dieser Vernichtung vorsieht. Er fordert, 
dass er auf die rascheste und sicherste Weise vollständig durchgeführt 
wird. Der Rat  beschließt, im Falle der Nichtbefolgung dieser Resolu tion, 
einschließlich eines unerlaubten Transfers chemischer Waffen oder jedes 
Einsatzes chemischer Waffen in Syrien, gleichviel durch wen, Maßnah-
men nach Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen zu verhängen. 

Einstimmige 
Annahme

Ostafrikanisches 
Zwischenseen-
gebiet

S/PRST/2013/11 25.7.2013 Der Sicherheitsrat fordert die Demokratische Republik Kongo und die 
Länder der Region auf, ihre jeweiligen Verpflichtungen nach dem Rah-
menabkommen über Frieden, Sicherheit und Zusammenarbeit un-
verzüglich, vollständig und nach Treu und Glauben umzusetzen. Er 
fordert ferner, die Reform des Sicherheitssektors fortzuführen und aus-
zuweiten, die staatliche Autorität zu festigen, die Dezentralisierung 
voranzubringen und die Agenda der Aussöhnung, der Toleranz und der 
Demokratisierung zu fördern.  

Sudan S/RES/2113(2013) 30.7.2013 Der Sicherheitsrat beschließt, das in Resolution 1769(2007) festgelegte 
Mandat des Hybriden Einsatzes der Afrikanischen Union und der Verein-
ten Nationen in Darfur (UNAMID) bis zum 31. August 2014 zu verlängern.

Einstimmige 
Annahme

S/PRST/2013/14 23.8.2013 Der Sicherheitsrat bekundet seine tiefe Besorgnis über die anhaltenden 
Schwierigkeiten bei der Durchführung der Abkommen über die Zusam-
menarbeit vom 27. September 2012 und fordert alle Parteien Sudans 
und Südsudans auf, umgehend 1) diese Abkommen und alle anderen ein-
schlägigen Vereinbarungen vollständig und sofort durchzuführen, 2) den 
gemeinsamen Mechanismus und die anderen zu diesem Zweck einge-
richteten Mechanismen einzusetzen, 3) mit der Hochrangigen Umset-
zungsgruppe der Afrikanischen Union (AU), der AU und der Zwischen-
staatlichen Behörde für Entwicklung zusammenzuarbeiten und 4) alle 
Maßnahmen zu unterlassen, die diesen Zielen zuwiderlaufen. 

Südsudan S/RES/2109(2013) 11.7.2013 Der Sicherheitsrat beschließt, das in Resolution 1996(2011) festgelegte 
Mandat der Mission der Vereinten Nationen in der Republik Südsudan 
(UNMISS) bis zum 15. Juli 2014 zu verlängern.

Einstimmige 
Annahme

Zypern S/RES/2114(2013) 30.7.2013 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Friedenstruppe der Ver-
einten Nationen in Zypern (UNFICYP) bis zum 31. Januar 2014 zu ver-
längern. 

+13;  
–0;
=2 (Aserbaidschan, 
Pakistan)
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Pascale Baeriswyl pp. 195–200
Revolution through the Backdoor. Modern Working 
Methods for a More Effective Security Council

In times of deep political divide on crisis management, the inter­
national community regularly puts the blame on the UN Secu­
rity Council. Some take it as additional proof for its inadequate 
composition, yet others use it as an argument for the moral ob­
ligation to act without the Council’s consent. But is the organ 
the main cause of the problem? Do the Council members really 
exhaust the potential the UN Charter offers for their multila­
teral governance of peace and security? The development of 
more modern working methods, based on a balanced partner­
ship between permanent and elected members and a construc­
tive cooperation with other stakeholders, can significantly in­
crease the effectiveness of the Security Council. And maybe this 
evolution will constitute the first step towards a fundamental 
structural reform.

Sven Simon    p. 201
Comment: The Issue with the Responsibility to Protect 

The UN Security Council has been blocked on Syria for more 
than two years now. This situation, like other cases in the past, 
has challenged the UN Charter’s prohibition of the use of 
force vis­à­vis the need to protect civilians from genocide, war 
crimes and crimes against humanity. However, this does not 
mean that the concept of the responsibility to protect (R2P) 
should be used to bend international law, but rather to put 
more pressure on the Council. R2P should be used as a politi­
cal tool to demonstrate the collectively shared behavioral ex­
pectations towards the permanent members of the Council.

Eva Mareike Schmitt  pp. 202–208
The Reform of the UN Security Council:  
Recent Developments

The article deals with the post­2005 debate on a UN Security 
Council reform, both from the perspective of institutional 
change (closure of the Open­Ended Working Group, establish­
ment of the Intergovernmental Negotiations) as well as concern­
ing the engagement of traditional groups (especially the G4) 
and new like­minded groups like the ‘L69’ alliance. While past 
initiatives on UN Security Council reform centered around ac­
tors from the industrialized world, recent developments show 
an increasing relevance of developing and emerging countries 
(i.e. India, Brazil, and their supporters). Following the introduc­
tion of a new draft resolution by the L69 and the presentation of 
a resolution of CARICOM, recent discussions seem to gather 

momentum. In reference to the G4 initiative of 2004/2005, 
chances und challenges of the new constellation for continued 
momentum at a (planned) 2015 reform summit are evaluated. 

Ian Williams    p. 209
Comment: Leak-proof as the Titanic 

Recent revelations of the NSA secretly monitoring the UN’s 
internal video conferencing system makes the obvious clear: 
there is no such thing as privacy at UN headquarters. Ac­
knowledging this fact offers two options: UN officials should 
aim to make their work as transparent as possible so that all 
member states have equal access to vital information, or they 
can return to old­school diplomacy with face­to­face com­
munication in the open.

Patrick Rosenow  pp. 210–215
From Rice to Power –  
the UN Ambassadors under Barack Obama 

The U.S. is one of the most influential member states of the 
United Nations. America’s attitude towards the world organi­
zation is therefore highly relevant for the UN’s scope of action. 
After the George W. Bush administration from 2001 to 2009, 
which questioned several UN actions, a fundamental change 
towards a more multilateral approach took place during Barack 
Obama’s first presidential term. Two important women sup­
ported Obama’s altered U.S. policy toward the UN. Due to their 
similar foreign policy approaches, it is expected that the new 
UN ambassador Samantha Power will continue the multilateral 
and value­oriented focus started by her predecessor Susan Rice.

Karsten Schubert  pp. 216–222
A Long Way towards Sexual Self-Determination.  
Protecting LGBTI Rights through the United Nations 

Human rights violations based on sexual orientation and gen­
der identity (SOGI) were, for a long time, hardly recognized in 
the UN. But for the last years, the subject is high up on the 
agenda. In 2011, the Human Rights Council adopted resolu­
tion 17/19 on SOGI­related violence and discrimination. In 
2013, the OHCHR started a worldwide media campaign 
against the discrimination of lesbian, gay, bisexual, transgen­
der and intersexual people (LGBTI). This article characterizes 
the human rights violations based on SOGI, describes the pro­
tection of LGBTI by the current human rights law as well as 
the various activities of UN institutions, and expounds fun­
damental problems of human rights protection for LGBTI.
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